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Meiner Familie gewidmet 



Einleitung. 



Die Weltgeschichte weiß uns von sogenannteu Kultur- 
völkern zu berichten, die mit allen einzelnen Zweigen ihrer 
Lebenstätigkeit für die Kulturmenschheit von heute nicht 
ohne Bedeutung gewesen sind. Ja, bei eingehender Be- 
trachtung der Dinge muß man sogar zu dem Schlüsse kommen, 
daß bei jenen Völkerschaften die Anfänge unserer heutigen 
Lebensverhältnisse, wenn auch zuweilen in den unschein- 
barsten Formen zu suchen sind. Gleich einer kompliziert 
eingerichteten Maschine, die, ursprünglich nur aus einigen 
wenigen Stücken bestehend, durch zweckentsprechende Ober-" 
legung berufener Meister im Fache zu einem wahren Kunst- 
werke ausgebaut erscheint und zur Zufriedenheit aller be- 
teiligten Kreise arbeitet, so haben sich auch im Laufe der 
Zeiten die primitiven Verhältnisse des Altertums und teilweise 
auch des Mittelalters immer mehr entwickelt und heute eine 
Gestalt angenommen, in der die ursprünglichen Formen 
entweder ganz entfernt und durch andere ersetzt sind, oder 
nur noch als Teilstücke des nunmehr erweiterten Ganzen 
erscheinen. Eine solche Entwickelung setzt immer eine ein- 
gehende, reifliche Überlegung seitens berufener Organe vor- 
aus. Nicht selten haben wir dabei den Fall zu verzeichnen, 
daß ein vermeintlicher Fortschritt nichts weiter als ein offen- 
barer Rückschritt ist, daß also die Liebesmühe, die man auf- 
wandte, eine verlorene war. Aber gerade das führt meistens 
zur Klärung der Sache, zur stärkeren Hervorhebung und 
Betonung des einmal als richtig Erkannten und zur sicheren 
Fortführung der ganzen Arbeit. Welches ist nun der Gegen- 
stand, mit dem sich die erhabensten Geister der Menschheit 
fortgesetzt beschäftigt, dem sie ununterbrochen ihre besondere 
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Geistestätigkeit gewidmet haben? Ich könnte die Frage 
auch anders formulieren und sagen: Womit sollten sich nach 
Plato die edelsten, die hervorragensten Geister einer Nation 
befassen ? Es ist die Lehre vom Staat, die Politik, die Plato 
für so schwierig hält, daß nur wirklich befähigte Köpfe, die 
edelsten der Nation im eigentlichen Sinne des Wortes, sich 
in sie versenken und sie zum Gegenstand ihrer besonderen 
Beschäftigung machen sollten. Und in der Tat, was könnte 
wohl schwieriger, aber auch darum um so wertvoller und 
lohnender sein, als sich damit zu befassen, auf welche Weise 
wohl am besten ein Volk regiert, wie es wohl am sichersten 
glücklich gemacht werden könnte! 

Aristoteles *) hat die Grundztige alles Staats- und Vef- 
fassungslebens bereits sicher erkannt, indem er auf die engen 
Beziehungen hinweist, die zwischen dem Einzelwesen nnd 
der Gesamtheit bestehen. Er nennt mit Recht den Menschen 
^uaet ^öov TioXtTixöv und will damit zum Ausdruck bringen, 
daß der Mensch von Natur zur Staatenbildung neigt. Der 
Staat ist demnach ein Produkt der Menschennatur. Der 
große Plato bewegt sich in demselben Gedankenkreise, ver- 
gleicht sogar den Staat mit dem menschlichen Körper und 
spricht demgemäß von einem Staatskörper; gleich wie beim 
menschlichen Organismus, komme auch hier alles darauf an, 
daß alle Glieder des Staatskörpers gesund seien; leide ein 
Teil des Staatsorganismus, so werde der ganze Körper in 
Mitleidenschaft gezogen und laufe Gefahr, schließlich unter- 
zugehen. 

Welche Bedeutung hatte nun der Staat bei den Griechen 
überhaupt? Aristoteles^) gibt uns hierauf die Antwort, indem 
er Polit. III. 5, 14 schreibt: noXn; ti -fj yevöv xal xwjiöv xoi- 
vwvCa ^(i)fi<; TeXefa? xal aöTdpxou<;. Hiernach ist der Staat die 
Gemeinschaft der Geschlechter und Dörfer zu einem voll- 
endeten und sich selbst befriedigenden Leben. Im Staat 
soll also der Mensch zur inneren Zufriedenheit gelangen. 
Nur hier sind die starken Wurzeln seiner Kraft, die nur im 



1) I. 0. Bluntschli, Allgemeine Staatslehre. 5. Aufl., Teil I, S. 38 ff. 

2) I. C. Bluntschli, Allgemeine Staatslehre 5. Aufl., Teil I, S. 28 ff. 
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Staatsleben zur vollen Wirkung und Entwickelung gelangen 
können; ohne den Staat ist der Mensch ein völlig bedeu- 
tungsloses Etwas, das der Knechtschaft und eventuell dem 
Untergange geweiht ist, wie auch die Griechen alle unter- 
jochten Völker von der Staatsgemeinschaft ausschlössen 
und zu rechtlosen Sklaven herabdrückten. Der Mensch geht 
im Griechenstaate mit seinem gesamten Denken, Fühlen und 
Wollen auf; seine Religion ist die Staatsreligion, seine Wissen- 
schaft, sein Talent gehört dem Staate und kommt diesem 
zugute, seine Moral regelt der Staat, sein Körper ist Staats- 
eigentum. ' Der Staat ist dem Griechen alles in allem, nur 
im Staatsleben kommt der Mensch zur Entfaltung seiner 
verschiedenen Lebensäußerungen. Sein Wohl ist das Staats- 
wohl, sein Wehe das Staatswehe. Sein Sein ist unzertrennlich 
verknüpft mit dem Staatssein. 

Einen nicht unwesentlichen Fortschritt in der Entwicke- 
lung der Staatsidee finden wir bei den Römern. Als charak- 
teristisches Merkmal müssen wir hervorheben, daß uns hier 
zum erstenmale der Begriff der Scheidung und Trennung 
der Staatskompentenzen entgegentritt. Während bei den 
Griechen der Staat das gesamte Sein des Staatsbürgers regelte, 
erscheint hier die Moral des Individuums aus der Staats- 
omnipotenz ausgeschieden. Der Staat wird auf diese Weise 
zum Rechtsstaat; auch die Familien und Privatrechtverhält- 
nisse des Bürgers, ferner die religiösen Empfindungen und 
Äußerungen des Einzelwesens finden von Seiten des Staates 
Berücksichtigung und Anerkennung, wenngleich dem Römer 
sein Staat immer noch die Institution bedeutet, der alle 
Privatangelegenheiten nachstehen müssen, und der man alle 
Sonderbestrebungen und Wünsche zum Opfer bringen muß. 
Femer finden wir bei den Römern bereits eine stärkere 
Differenzierung der beiden Begriffe Volk und Regierung. 
Während bei den Griechen das Volk eben direkt die Re- 
gierung selbst war, erscheint hier schon eine Scheidung des 
Volkes in Regierende und Regierte und auch eine allerseits 
anerkannte Rechtsnorm^) zum Zwecke der Erzielung von 

Cicero de Bep* L 25: Est igUur .... res ptiblica res populi; 
popidus autem tion omnis hominum coetiu quoquo modo congregalm^ sei 
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Rechtsschutz und allgemeinem Nutzen, nach der dieRegierung 
sich zu richten hat bei Ausübung ihrer Tätigkeit, tritt uns 
hier zum erstenmale entgegen. Wir bemerken also hier einen 
Fortschritt vom Einfachen zum Zusammengesetzten und werden 
späterhin noch sehen, wie durch weitere Teilung, durch 
weiteren Ausbau der Verhältnisse wir schließlich zu den 
heutigen staatspolitischen Zuständen gelangt sind. Lassen 
wir also die germanischen staatspolitischen Einrichtungen an 
unserem Auge vorüberziehen. 

Als wesentliches Merkmal im germanischen Staatsleben 
tritt uns das Christentum entgegen. Es fordert gebieterisch 
dem Staate gegenüber Freiheit der Entwickelung; es hat 
ein selbständiges Oberhaupt in seinem römischen Ober- 
hirten, der die Interessen der Kirche dem Staate gegenüber 
wirksam zu vertreten weiß. Kirche und Staat erscheinen 
demnach im Mittelalter als zwei neben einander hergehende 
Gewalten in ein und demselben Staate, und da sogar die 
Kirche als civitas dei mit einer christlichen Obrigkeit in zwei 
Personen — Christus, Priester und König zugleich — zeit- 
weise den freilich vergeblichen Versuch macht, den Staat 
vollständig in ihre Gewalt zu bekommen, so tritt um so 
deutlicher hervor, daß hier eine Teilung des Staatsganzen 
von vornherein gegeben ist, ohne daß dabei die schließliche 
Abhängigkeit der Kirche von dem Staate in Abrede gestellt 
werden müßte. Ja, die Kirche bewirkt eine weitere Ab- 
splitterung der Staatskompetenzen, indem sie aus diesen 
das geistige Element vollsändig ausschaltet und die Regelung 
des Geisteslebens der Nation für sich selbst in Anspruch 
nimmt. Die Staatsidee erscheint auf diese Weise allerdings 
getrübt, der Staat in eine untergeordnete Rolle der Kirche 
gegenüber herabgedrückt, und es ist hier ein offenbarer Rück- 
schritt in der Staatsentwickelung eingetreten, wenn auch der 
Begriff des Gottesstaates durch Vernichtung des weltlichen 
Staates nicht verwirklicht, sondern die Zweiheit von Staat 
und Kirche beibehalten ist. 



coelus multiiudinis juris consensu et utiWalis communione socialwi- 
Ferner Oaiiis Inst L § 1: Kam quod quisque populiM ipse mbi tf« con- 
stituiiy id ipsius proprium civitatis est, xJocaturque itis civile. 
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Wesentlich stärker als durch das Christentum wird die 
Staatsomnipotenz noch durch die Charaktereigenttimlichkeit des 
Germanentums überhaupt beeinträchtigt. Das charakteristische 
Merkmal des Germanen *) ist sein unbeugsamer Freiheitssinn 
und sein Selbstgefühl. Während der griechische Staatsbürger 
sogar als Mensch in seinem Staate vollständig aufgeht, 
nimmt der Germane ein angeborenes Privatrecht für sich in 
Anspruch, welches der Staat wohl zu schützen berufen und 
verpflichtet ist, das aber keineswegs von ihm ausgeht. Eine 
Teilung der Rechtsgewalt des Staates ist mit diesem Faktum 
unmittelbar gegeben, und der römische Absolutismus des 
Staates als einer für alle gültigen Rechtsordnung erscheint 
gebrochen. Das Staatsrecht ist durch das Privatrecht beschränkt. 
Indes, damit ist der Germane auch noch nicht zufrieden 
gestellt; er ist sich wohlbewußt, daß er im Staate lebt und 
diesem gegenüber Pflichten zu erfüllen hat; naturgemäß 
nimmt er demnach auch Rechte der Staatsverwaltung gegen- 
über für sich in Anspruch; er fordert sogar einen Teil der 
Regierungsgewalt für sich, die Königsmacht muß sich mit 
ihm vereinbaren, wenn sie allgemein gültige Gesetze und 
Verordnungen geben will. Klar und deutlich geht dies aus 
der Erzählung des Tacitus hervor, der in seiner Schrift über 
die Sitten der Germanen schreibt: de minoribus rebus principes 
cofisidtant, de maioribxis omnes: ita tarnen, nt eaquoque, quorum 
penes plehem arbitrium est, apud principes pertractentur. Daß 
diese Worte die Anfänge einer Volksvertretung bei den 
Germanen zum Ausdruck bringen, wird der schlechterdings 
nicht gut leugnen können, der germanische Staatseinrich- 
tungen, überhaupt germanisches Leben objektiv zu beurteilen 
bestrebt ist. Mit Recht sagt deshalb auch der berühmte 
Montesquieu, daß die Anfänge des europäischen Repräsentativ- 
staates in den germanischen Urwäldern bei den uncivilisierten 
Germanen zu suchen seien. Hier kommen also schon ver- 
schiedene Faktoren bei der Gesetzgebung in Betracht, und 
wir konstatieren vorderhand nur, daß eine weitere Teilung 
der Staatsgewalt eingetreten ist. Interessant ist in dieser 



') I. C. ßluntschli, Allgemeine Staatslehre, 5. Aun., Teil I, S. 42 ff. 
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Periode, besonders aber im späteren Mittelalter zur Zeit der 
päpstlichen Vorherrschaft, die Erscheinung, daß durch all- 
zugroße Schwächung der Staatseinheit das Staatsideal, wie 
oben schon angedeutet, auch verdunkelt werden kann. Nach 
der Christenlehre und infolge derselben erscheint die Staats- 
idee wie im Altertum wieder religiös begründet; die Staats- 
gewalt wird als ein Gotteslehen angesehen, und dieser Begriff 
„Lehen" dehnt sich über alle Verhältnisse im Staatslebeu aus; 
man gewöhnt sich mit der Zeit, solch* ein Lehen als ein 
Erb- und Familiengut anzusehen, und so entsteht eine 
unheilvolle Mischung von Privat- und Staatsrecht. Dadurch 
erscheint der Staat in seiner Machtfülle allzusehr geschwächt, 
und von der antiken Klarheit und Energie des Staatsbegriffs 
ist leider nur noch wenig übrig geblieben. Die Zersplitterung 
der Staatsautorität tritt allzustark hervor; aber es scheint in 
der Tat gerade dieses Extrem, das das innerste Wesen der 
Staatseigenart verdunkelt und teilweise umkehrt, am meisten 
dazu Veranlassung gegeben zu haben, eine Neuordnung des 
Staatslebens von Grund auf eintreten zu lassen. Es galt 
jetzt, sich wieder Klarheit über den Staatsbegriff zu verschaffen ; 
es hatte sich in diesen Begriff zu viel Falsches und Un- 
geteimtes gemischt, das erst wieder ausgeschieden werden 
mußte, wenn etwas einigermaßen Brauchbares zustande 
kommen sollte. Diese Neuschöpfung haben wir einer Periode 
zu verdanken, der man gewöhnlich den bezeichnenden Namen 
Renaissance beilegt. Ja, es war in der Tat ein Erwachen 
aus einem langen Schlummer, ein Wiedergeborenwerden aus 
veralteten, teilweise ganz verkehrten Zuständen. Allerorten 
studierte man jetzt mit Eifer griechische und römische Schrift- 
steller ; dadurch kam wieder Klarheit in die Köpfe, die bisher 
im Halbdunkel unsicher herumgetappt hatten. Die „Politik" 
des Aristoteles ließ das alte griechische Staatsideal von neuem 
aufleben. Das Studium des römischen Rechtes schuf andere 
Grundansichten vom Staate, gab Belehrungen über Gesetz- 
gebung, über Staatsverwaltung und belebte sogar den Begriff 
der souveränen Staatsgewalt von neuem. Mit dem Studium der 
Alten ging Hand in Hand der Versuch, die neuen „alten 
Ideen" vom Staate auch praktisch zu verwerten. Griechische, 
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besonders römische Staatsverwaltung bildete für viele das 
erstrebenswerte Ideal, dem man sogar hier und da, indem 
man Republiken gründete, eine reale Gestaltung zu geben 
bestrebt war. 

Durch allzuscharfe Betonung und Hervorhebung der 
Antike geriet man aber ins andere Extrem, als einige kühne 
Denker es sogar wagten, die Entstehung der Staaten auf 
menschliche Erwägungen zurückzuführen, die Lehensunter- 
tänigkeit der Kirche gegenüber als rechts- und vernunft- 
widrig und die Selbständigkeit des Staates und seine Vor- 
herrschaft allen anderen Gewalten gegenüber als selbst- 
verständlich hinzustellen, und man gelangte schließlich 
beim Absolutismus an. Wenn nun das auch wiederum ver- 
kehrt war und eine unheilvolle Zeit, wie dies das Zeitalter 
Ludwigs XIV. zur Genüge zeigt, die Menschheit unglücklich 
und unzufrieden mit den bestehenden Verhältnissen machte, 
so hatte man doch wenigstens neue Erfahrung gesammelt; 
es galt jetzt, die rechte Mitte zwischen den beiden Extremen 
zu finden, die man durchlebt hatte, und so gelangten denn 
die führenden Geister der damaligen Kulturmenschheit zur 
modernen Staatsidee, die in der schließlichen Einführung 
der konstitutionellen Monarchie in den meisten europäischen 
Ländern eine plastische Gestaltung erhielt. 

Was ist eine konstitutionelle Monarchie? 

Wenn, wie wir oben angedeutet haben, die alten Ger- 
manen es sich nicht nehmen ließen, mit ihren Fürsten über 
die zu erlassenden Gesetze Unterhandlungen anzuknüpfen 
und deren endgültige Einführung von ihrer Zustimmung ab- 
hängig zu machen, so müssen wir in dieser Art gegen- 
seitiger Unterhandlungen die Uranfänge konstitutionellen Le- 
bens überhaupt erblicken. Indes, bei unseren Vorfahren fehlte 
es noch an der klaren Erkenntnis der Sache. Es war mehr ein 
Gewohnheitsrecht der Germanen, das sie für sich instinktiv 
in Anspruch nahmen und das mehr in dem germanischen 
Volkscharakter als in einem klaren Rechtsbewußtsein seinen 
letzten Grund hatte. Wenn nun auch fortgesetzt im Laufe 
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der Zeit das Verhältnis^) von Fürst uudVolk, sogar schon im 
frühen Mittelalter und späterhin immer wieder untersucht 
wurde, so blieb es doch den führenden Geistern der Neuzeit, 
besonders den Vorläufern der franz. Revolution vorbehalten, 
das konstitutionelle Rechtsverhältnis zwischen Volk und 
Fürsten eingehend theoretisch zu begründen. Allen voran 
ist Montesquieu zu nennen. Wenn wir ganz objektiv urteilen 
sollen, so müssen wir sagen, daß seine Ideen mehr oder 
weniger in fast allen bedeutenden Verfassungen des euro- 
päischen Kontinentes Verwirklichung gefunden haben. Vor 
allen Dingen ist auf ihn die Theorie von der Teilung der 
Gewalten zurückzuführen. Er hatte das Verfassungsleben 
der verschiedensten Völker, besonders der Engländer, ein- 
gehend studiert und war sich vornehmlich darüber klar ge- 
worden, daß es gefährlich ist, alle Machtbefugnisse an einer 
Stelle zu vereinigen. Er teilte demnach die Regierungs- 
gewalt in eine 

1, pulssance legislative (gesetzgebende Gewalt), 

2, puissance executrice (ausführende Gewalt) des ehoses 
qiii (iopendeyit du droit des gens, 

3, puissanee exeeutrice de eelles qni dependent du droit 
ciinl oder la puissanee de jnger. (Gerichtsbarkeit, richterliche 
Gewalt); {ef. Montesquieu^ Esprit des lois, livre XI, ehap Vly 
Anfang.) 

Diese drei Gewalten sollen nach Montesquieu von ein- 
ander unabhängig sein, wenn auch der puissayiee legislative 

*) Hinsichtlich der Teilung der Gewalten und ihrer Bedeutung 
für das moderne Verfassungsrecht vergleiche O. Meyer, Deutsches 
Verwalturgsrecht I, 67 ff.; außerdem v. Sarwey, Allgem. Verwaltungs- 
recht S. 9, 20 ff; ferner v. Sarwey, öffentliches Recht S. 34; Stahl 
Philosophie des Rechts 1846 11^ S. 177. Rehm, Allgemeine Staatslehre, 
S. 364 ff. Holtzendorff, Encyklopädie, 5. Aufl. S. 1051. Vergleiche 
ferner: E. 0. Gierke, Joh. Althusius und die Entwickelung der 
naturrechtlichen Staatstheorie. Breslau, Koebner. 1880. Dock, der 
Souveränitätsbegriff von Bodin bis zu Friedr. d. Großen, Dis.sertation, 
Straßburg 1896. G. Koch Manegold v. Lauterbach und die Lehre von 
der Volkssouveränität unter Heinrich IV. (Historische Studien, her- 
ausgeg. V. Kbering, Heft 34) 1902. Vergleiche noch besonders L. v. Ranke's 
Abhandlung „Zur Geschichte der Doktrin von den drei Staatsgewalton". 
Sämtliche Werke, Band 24, S. 237 ff. 
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ein gewisser erstinstanzlicher Charakter nicht abgesprochen 
werden soll. Montesquieu weist auf die Gefahren hin, die 
eintreten, wenn Legislative und Exekutive in einer Hand 
vereinigt sind; dann steht nämlich zu befürchten, daß man 
tyrannische Gesetze macht, um sie tyrannisch ^) auszuführen. 
Auch die richterliche^) Gewsili (la j^'^dssance de jiiger) darf 
auf keinen Fall mit irgend einer der beiden anderen Ge- 
walten vereinigt sein; wäre sie mit der gesetzgebenden Ge- 
walt verbunden, so wäre der Richter zugleich Gesetzgeber, 
und es könnte seine Macht über Leben und Freiheit der 
Bürger eine willkürliche sein. Wäre^) sie mit der ausführenden 
Gewalt verbunden, so würde der Richter sich in die Rolle 
eines Bedrückers begeben können. Alles^) aber schiene ver- 
loren, wenn die drei Gewalten an einer Stelle vereinigt wären. 

Montesquieu denkt dabei nicht bloß an absolute Monar- 
chien wie die Türkei, sondern erinnert auch an ebenso organi- 
sierte Republiken und hält letztere für mindestens ebenso ge- 
fährlich für dieBürger desStaates wie die absoluten Monarchien. 
Der Zweck dieser Teilung ist nach Montesquieu die Sicherung 
der politischen Freiheit, die sich schließlich auf das Bewußtsein 
gründet, daß die persönliche Freiheit garantiert ist, da man 
sich in allen seinen Lebensbetätigungen und Handlungen 
von verschiedenen, gegen einander unabhängigen Faktoren 
abhängig und beurteilt weiß. Wie gestaltet sich nun diese 
Teilung in der Praxis? Auch hierüber läßt uns der große 



^) Lortqne, dant la meme personne, oh dann le metne corps de 
magiatralure, la puissance l^islative est rennte ä la puissance ex^cutricet 
il n^y a poini de liberl^* parce qy/on peut craindre que le mime monarque, 
ou le meme s€naty ne fasse des lois iyranniques pour les execu'er tyranni- 
quemenU 

*) 11 rCy a point cn<:orce de liberle, si la puissance de juger nest 
pas sipar^e de la puissance Ugislaiive el de Vexecutrice, Si eile etoit joinie 
ä la puissance Ugislative, le pourvoir sur la vie et la liberte des citoyens 
seroit arbilraire: car le juge seroit l^giftlateur, Si eile etoit jointe ä la 
puissance executrice, le juge pourroit avoir la force d'un oppresseur. 

^) Tout seroit perdu, si le meme komme, ou le meme corps des 
principaux, ou des nobles, ou du peuplc, exercoient ces trois pouvoirs : celui 
de faire des lois, celui d'eoc^cuter les resolutionn pvhliques, et cdui de 
juger les crimes ou les differents des particuliers> 
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Denker und Staatspolitiker Montesquieu keineswegs im Un- 
klaren. Nach ihm soll der gesetzgebende Körper aus den 
Wahlen der Bürger^) hervorgehen; denn würde das Volk 
in seiner Gesamtheit zur Gesetzgebung schreiten, so wäre 
das zwar, wie einst bei den Griechen, durchaus korrekt und 
richtig, gleichwohl aber untunlich, da das Volk durchaus 
nicht geeignet und fähig erscheint, die Angelegenheiten des 
Staates zu ordnen ; schon die große Umständlichkeit des eigent- 
lichen Gesetzgebungsaktes, die besonders bei der Abstimmung 
über eine Vorlage zu Tage tritt, die Unmöglichkeit, eine frucht- 
bare Diskussion anzustellen, da die Glieder eines Volkes 
territorial von einander getrennt leben, lassen es als völlig 
ausgeschlossen erscheinen, daß die Gesetzgebungsmaschine 
vom ganzen Volke selbst in Tätigkeit versetzt wird. Bei 
den Griechen war dies schon möglich, da die Staaten sehr 
klein, meistens eben nur Städte waren, und die Einwohner 
sich bequem auf der i-^ofi. (dem Markte) versammeln konnten, 
um über Gesetzesvorschläge zu unterhandeln und abzustimmen. 
Es bleibt demnach in einem*großen Staate nichts weiter übrig, 
als daß die Bürger Vertreter wählen, die dann in ihrer Ge- 
samtheit als Repräsentanten des Volkes den einen Teil des 
gesetzgebenden Körpers ausmachen^). 

Doch mit diesem Teil des gesetzgebenden Körpers ist 
das Volk in seiner Gesamtheit noch nicht gehörig vertreten. 
Da wir nun einmal schon von Natur, besonders in Rück- 
sicht auf unsere Körper- und Geistesanlagen ungleich sind, 
so gibt es in jedem Staate auch Leute ^), die durch Geburt, 
Reichtümer uud Ehren hervorragen. Würden sie mit den 
übrigen Bürgern hinsichtlich ihrer politischen Rechte auf gleiche 
Stufe gestellt, so wäre ihre Existenz direkt gefährdet; denn 



Tmi8 lea cHoyens^ dans les divers disiricts, doivent avoir droit 
de donner leur voix pour choisir le representant ; excepi€ ceux qui sont 
datia un tel €tat de bassesse, qu^ila sont reputes n*avoir point de volonte 
propre. 

*) Le grand avantage dca repr^senianta, (fest qu'ils sont capables 
de discuier les affaires^ Le peuple n't/ est point du tout propre ; ce qui 
forme un des grands inconvenients de la d^mocraiie* 

^) 11 ya ioujours dans un Üat desgens distingu^s par la naissance etc^ 
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die breite Masse hat kein Interesse an ihrer Erhaltung, ja, 
sie steht ihnen sogar feindlich gegenüber. Bei Abstimmung 
in dem vom Volke gewählten gesetzgebenden Körper würden 
sie stets überstimmt, und alle Beschlüsse würden demnach 
gegen sie ausfallen. Es wäre dies aber eine offenkundige 
Ungerechtigkeit gegen diese Leute, da ihr natürliches Recht 
verkürzt wäre. Ihr Anteil an der Gesetzgebung muß daher 
ihren sonstigen Vorzügen entsprechen, und das geschieht, 
wenn diese eine Körperschaft für sich bilden mit dem Rechte, 
die Beschlüsse des anderen gesetzgebenden Körpers zu hin- 
dern, wie diesem wiederum die Befugnis zusteht, die Be- 
schlüsse der Adeligen nicht anzuerkennen. Auf diese Weise 
kommen alle Teile des Volkes zu ihrem Rechte, und der 
denkende Mensch kann nicht umhin, diese Spaltung des 
gesetzgebenden Körpers in zwei von einander unabhängige 
Teile gerade im Interesse der gesamten Nation gutzuheißen 
und zu billigen. 

Der zweite wichtige Faktor im geordneten Staatswesen 
ist nach Montesquieu die puissance execidrice; diese soll in 
der Regel einem Monarchen übertragen sein, schon aus dem 
Grunde, weil ein einzelner Vorschriften besser auszuführen 
vermag als eine Menge von Personen. Diese ausführende 
Gewalt ist in ihrer Sphäre rechtlich unabhängig von der ge- 
setzgebenden Gewalt; sie bedarf keiner Beschränkung in 
ihrer Wirksamkeit, weil jede Ausführung ihre natürlichen 
Grenzen hat^). Wohl aber steht der gesetzgebenden Gewalt 
die Befugnis zu, die Ausführung der Gesetze zu überwachen, 
und dazu ist sie durchaus, ja besser als alle anderen Instanzen 
imstande. Sie muß die Möglichkeit haben zu prüfen*), auf 
welche Weise die Gesetze, die sie gemacht hat, ausgeführt 
werden. Dabei soll aber der gesetzgebenden Gewalt auch 
die Person des Königs heilig sein ; dieser ist persönlich völlig 
unverantwortlich, und nur seine Minister sind für alle Maß- 



Mais ü ne faxU pas qiie la puissance legislative ait r^ciproque- 
ment la faadt^ d^arreter la puissance ex(fcutrice: car rexecution ayant 
sea limites eic» 

') Eüe (la puissance legislative) a droit et doit avoir la facult€ 
d^examiner de (j^ueUe nianiere les lois qu'dles a faites ont cte' ex^cutifeß. 
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nahmen und die Art ihrer Ausführung in vollem Umfange 
verantwortlich. So ist die Person des Königs gewissermaßen 
mit dem Nimbus der Heiligkeit und Unantastbarkeit umgeben, 
und alle seine Handlungen tragen von vornherein den Stempel 
des Erhabenen, was hinsichtlich aller staatspolitischen Ab- 
sichten,, die der König zu verwirklichen bestrebt ist, auch 
nicht ganz ohne Bedeutung erscheint. 

Die ausführende Gewalt hingegen muß auf alle Fälle 
berechtigt sein, die gesetzgebende Gewalt in ihren Unter- 
nehmungen zu hindern; denn ist diese Möglichkeit ausge- 
schlossen, so könnte leicht der Fall eintreten, daß die 
gesetzgebende Körperschaft alle Gewalt an sich reißt, und 
alle übrigen Gewalten wären sodann vernichtet. Insonderheit 
erscheint die monarchische Gewalt aufs äußerste gefährdet, 
wenn es der legislativen Gewalt freisteht, Gesetze unabhängig 
vom Monarchen und gegen denselben zustande zu bringen. 
Welche Mittel die Exekutivgewalt besitzt, um ihre Existenz 
der gesetzgebenden Gewalt gegenüber zu sichern, werden 
wir weiter unten bei der eigentlichen Behandlung unseres 
Themas des näheren erkennen. Dabei darf aber auf keinen 
Fall die Exekutivgewalt in die mündliche Verhandlung ge- 
waltsam eingreifen und diese nach ihrem Sinne gänzlich zu 
gestalten suchen; denn geschähe das, so wäre damit ohne 
weiteres die gesetzgebende Gewalt vernichtet. 

Was wird nun aber zustande kommen können, wenn 
der gesetzgebende Körper des Volkes berechtigt ist, den 
gesetzgebenden Körper der Adeligen in seiner Tätigkeit zu 
hindern und umgekehrt? Wenn ferner die Exekutivgewalt 
auch befugt ist, der Tätigkeit jener beiden gesetzgebenden 
Körperschaften hindernd in den Weg zu treten? Offenbar 
erscheinen auf diese Weise alle drei Instanzen in ihren Be- 
fugnissen lahm gelegt; eventuell haben wir hier einen Krieg 
aller gegen alle, und das gesamte Staatsleben scheint zum 
Stillstand gebracht zu sein. Das ist aber nach Montesquieu 
keineswegs zu befürchten; denn da die Menschen und alle 
sie umgebenden Verhältnisse von Natur zur Entwickelung 
drängen, so ist jegUcher Stillstand von vornherein unmöglich 
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gemacht, und alle drei Faktoren sind wohl oder übel genötigt, 
sich auf einer mittleren Linie zu gemeinsamer harmonischer 
Staatsaktion zusammenzufinden ^). 

Fassen wir nun kurz das Ergebnis unserer Erörterung 
in folgende Sätze zusammen: Die Grundlage einer guten, 
alle Teile eines Volkes befriedigenden Verfassung ist nach 
Montesquieu gegeben, wenn die Zusammensetzung des 
gesetzgebenden Körpers aus zwei Teilen bewirkt, daß beide 
durch ihre wechselseitige Befugnis, zu hemmen, einander in 
Schranken halten. Alle beide werden durch die ausführende 
Gewalt, welche ihrerseits wieder durch die gesetzgebende 
beschränkt ist, gebunden.^ 

Der Vollständigkeit halber sei, was die drei Gewalten 
im Staate anlangt, hinsichtlich der richterlichen noch gesagt, 
dafi diese nur die Aufgabe hat, die von der gesetzgebenden 
Körperschaft geschaffenen Gesetze in Anwendung zu bringen. 
Die Richter des Volkes sind nur der Mund, der die Worte 
des Gesetzes verkündet, willenlose Wesen, welche weder 
die Macht noch die Härte des Gesetzes^) hindern können, 
aber darin auch unabhängig sein müssen. 

Äußerst interessant, zumal sie in fast allen modernen 
Verfassungen Anwendung und Verwirklichung gefunden 
haben, sind Montesquieus Anschauungen bezüglich der Mi- 
nisteranklage*). Es könnte nämlich vorkommen, daß ein 



') Cf8 iro%» fuiasances devroieni foimer wa repot ou une inaction; 
nuiia comme, par le mouvement n^C€$»aire des chosesy dies soni contraintea 
d'aUer, tlUä teroni forc^fea d'aller de concert 

*) Voici done la corutilulion fondameniale du gouvememeni dont 
noiu parlonB. Le corps legislatif y €lani compo»€ de deux parties, Vune 
enchainera Vautre par ml faculie mut%Me d^empecher, Tautea lea deux 
getont lue» par la ptiinttance ex^c, qui nera elie-meme par la legislative. 

^) Mais les jugea de la nation ne sont, comme . . . dit, que la 
baudie etc. 

*) 11 pourrmt mcore arriver qtie quelque cHoyen, dans les affaires 
pMiqueß, violeroit les droits du peuplct ^t /eroit des crimen que les ma- 
gistrats itaibiis ne sauroient ou ne wnidroient pas punir. Mais, en g^nendy 
la puissance legislative ne ptut pas juger; et eile le peut encore moins 
dans ce cas particulier, oü eile represente la partie int^reas^e, qui est le 
peupte. Elle ne peut donc elre qu^a^^isatrice. Mais devant qui accusera- 
i-eUe? Irü't-'dle tfahaisser devant les tribunaux de Ui loi qui lui sont in' 
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Öürger gegen den Staat Verbrechen beginge, die von den 
bestehenden Justizbehörden nicht bestraft werden könnten. 
Die gesetzgebende Gewalt kann aber nicht richten, und in 
dem vorliegenden Falle erst recht nicht, da sie die beleidigte 
Partei, das Volk, vertritt. Sie kann deshalb nur Anklägerin 
sein; aber vor wem soll sie die Anklage erheben? Etwa 
vor den gewöhnlichen Gerichten? Würden diese für die 
Aburteilung als zuständig erachtet werden, so würde von 
einer objektiven Rechtsprechung kaum noch die Rede sein 
können; denn eine so große Anklägerin wie das Parlament 
würde allemal von vornherein die gewöhnlichen Richter auf 
ihrer Seite haben, und über den Beklagten müßte dann 
jedesmal im voraus das Urteil schon als gesprochen gelten. 
Überdies gehören die Richter auch zum Volke. Richter und 
Kläger entstammten dann jedesmal ein und derselben Partei, 
und von einem Wahrspruche könnte dann unter keinen 
Umständen mehr die Rede sein. Nach Montesquieu sollen 
vielmehr solche Leute, denen ein Verbrechen gegen den 
Staat zur Last gelegt wird, vom Volksparlament bei der 
Adelsvertretung, die weder dieselben Interessen noch die- 
selben Leidenschaften hat, angeklagt und abgeurteilt werden. 
Nur auf diese Weise kann nach Montesquieu ein Urteil, dem 
man volle Objektivität zuerkennen muß, aufgefunden werden. 
Das sind im großen und ganzen die Anschauungen, 
wie sie Montesquieu in der englischen Verfassung, die er 
eingehend studiert hat, zur Verwirklichung und Anwendung 
gebracht sah, und die seine Billigung und Anerkennung in 
vollem Umfange gefunden haben. Indes, gleichfalls be- 
deutungsvoll für die Entwickelung der staatlichen Verhält- 
nisse ist noch ein anderer französischer Philosoph, Jean 
Jacques Rousseau, gewesen, der, zum Teil auf Montes- 
quieu fußend, gleichfalls über Staatseinrichtungen eingehende 
Betrachtungen angestellt hat, die in der berühmten Abhand- 

ferieurs, et d^aiUeurs cotnpoa^ de gens qui^ elani peuple cotnme eile, u- 
roieni tntrainea par Vauioriie d^un fd grand accwtateur? Non: ü faut, 
pour conserver la dignii<f du peuple ei la iüret€ du partictUier, que la 
partie Itfgialaiive du peuple accuse devani la partie Ugislative des nobles^ 
laq^ielle n*a ni les memes inUreU qu^elle, ni lea memes paasUma, 
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lung, jjcontrat social" betitelt, niedergelegt sind. Ich kann 
nicht umhin, auch die staatspolitischen Anschauungen die- 
ses hervorragenden Philosophen hier kurz anzuführen, da 
dieselben ebenfalls für die Gestaltung der konstitutionellen 
Verfassungen in manchen Beziehungen nicht ohne Be- 
deutung gewesen sind. 

Rousseau spricht livn^ /, chap. VII seines contrat social 
vom Souverän. Unter Souverän versteht er die Gesamtheit 
der einzelnen, die durch den Gesellschaftsvertrag zu einem 
einheitlichen Ganzen verbunden erscheinen. Dieser Souverän 
ist im Besitze der Staatsgewalt, hat auch dem Untertan 
gegenüber (nach Rousseau dem einzelnen Volksgliede ge- 
genüber) bedingungslose Machtbefugnis und kann ihn 
zwingen, seine Sonderbestrebungen aufzugeben, um dann 
die Freiheiten, die der Gesellschaftsvertrag gewährleistet, in 
vollem Umfange zu^) genießen. Diese Anschauung hat viel 
Verwandtes mit der griechischen Staatsidee und unterscheidet 
sich von ihr vornehmlich dadurch, daß dem Individuum 
gewisse unveräußerliche, persönliche Freiheiten und Güter 
durch den Gesellschaftsvertrag vorbehalten bleiben. 

Äußert 2) der Souverän seinen Willen, so übt er damit 
das ausschließlich ihm zustehende Recht der Gesetzgebung 
aus, wozu allerdings, da das Volk der Aufklärung und des 
Leiters bedarf, ein Gesetzgeber unbedingt nötig ist. Dieser ist 
aber nach Rousseau keineswegs der Monarch oder der König; 
letzterer geht vielmehr nur den Weg, den der Gesetzgeber 
ihm vorzeigt; er ist nur der Arbeiter, der die vom Gesetz- 
geber erfundene Gesetzesmaschine aufstellt und in Gang^) 



^) En effet, chaque individu peu^, comme homme, avoirune volonte 
pariictUih'e coniraire ou disaemblable ä la volonte g€n€rale qu^ü a eomme 
eifoyeni son %ni€rH pariiculier peui lui parier iotU auiremeni que rin- 

UrH commun, etc- (livre h chap. VIJ) Afin donc que ce pacie 

Mocial ne soii paa un vain formulaire^ ü renferme iaciiemtni cet engage- 
meni, qui seul peui danner de la force atuc autres, que quiconque refuaera 
d^6b€%r ä la volonte g^n^rale, y sera coniraint par taut le corpa: ce qui tie 
Hgnifie autre chone sinon qWon le /orcera ä elre libre (ibid. livre I, chap. VIL) 

^) Livre 11, chap^ VL 

^) Mais t^ü est vrai qu*un grand prince est un komme rare, que 
aera-ce d^un grand Ugislateur? Le premier n^a qu'ä suivre le modele que 

2* 
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bringt. Das Volk repräsentiert also in seiner Gesamtheit die 
legislative Gewalt, während es zur Ausübung der Exekutive 
in keiner Beziehung geeignet ist, weder als Souverän noch als 
eigentlicher Gesetzgeber; denn die Exekutive besteht aus lauter 
partikulären Handlungen, welche überhaupt nicht imBereiche des 
Gesetzes und folglich auch nicht in dem des Souveräns^) liegen- 

Es ist demnach ein Medium erforderlich, eine Kraft,, 
die den Volkswillen, der im Gesetz zum Ausdruck kommt,, 
in die Tat umsetzt, verwirklicht. Diese Kraft ist im Staate die 
Regierung, die, wie Rousseau ausdrücklich hervorhebt, oft 
fälschlich mit dem Souverän verwechselt wird, dessen Organ^ 
dessen Werkzeug sie nur ist. 

Was ist demnach die Regierung^? Eine Mittelsperson 
zwischen den Untertanen und dem Souverän zum Zwecke 
ihres wechselseitigen Verkehrs, welche mit der Vollstreckung 
der Gesetze und der Aufrechterhaltung sowohl der bürger- 
lichen als der politischen Freiheit betraut ist. 

Nachdem Rousseau noch livre III, chap. III von den 
verschiedenen Regierungsformen gesprochen und als die 
allgemeinste aller Regierungsformen diejenige bezeichnet hat> 
in der die Exekutive einem Könige oder Monarchen anver- 
traut ist, spricht er in chap, IV desselben Buches von der 
Demokratie. Besonders interessant ist dieses Kapitel durch 
die Erörterung über die Trennung der Gewalten. Ganz wie 

Vauire doÜ prapoaer. GeZui-ct e«< le mecanicien qui invenit la macKine, 
cdui'lä n'eat que l'ouvrier qui la tnonte ei la faxt marcker. „Dans la 
naisaance des soci€i^^ dit Montesquieu, ce sant les chefs des ripublique» 
qui foni Vifisiitution et c'est ensuUe l'inatitutüm qui forme les chefs des 
r€pMiques. (livre 11, 6hap> VIL) 

^) Nons avons vu que la puissance Ugiüative appartient au peuple, 
ei ne peut pas appartenir qu^ä luu II est ais^ de voir, au contraire, par 
les principes ci-devant etablis, que la puissance ex^cutive ne peut appartenir 
ä la generalite comme legislatrice ou souveraine^ parce que cette puissance 
ne consiste qu*en des aetes particuliers qui ne sont poini du ressort de la 
Un, ni par consequent de celui du souverahit dont totu les actes ne peuvent 
itre que des Uns. (livre III, chap. /, Absatz 3.) 

*) Qu^est-ce donc que le gouvemement? Un corps intermediaire 
etabli entre les stijets ei le sotwerain pour leur mut^ielle correspondance, 
Charge de Vexecution des lois et du maintien de la liberie tant civüe que 
pditique. {livre III, chap. L) 
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Montesquieu, steht auch Rousseau auf dem Standpunkte, 
daß Legislative und Exekutive unbedingt von einander ge- 
trennt werden müssen, wenn überhaupt von einer Regierung 
die Rede sein soll. (Livre III, chap. IV Anfang: Celni qui 
fait la loi sait mieiix que personne comment eile dait etre 
ex4c%d^e et intei*prH6e, II semhle donc qu^on ne sauroit avoir 
une meilleure constitutum qne Celle oü le pouvoir exäcutif 
est Joint au legislatif: mais c^est cela meme qui rend ce 
gouvemement insuffisant a certainse gards, parceque les choses 
qui doivent etre distinguees ne le sont pas, et que le prince 
et le souverainj n'etant que la tneme personne, ne forment, pour 
ainsi dire, qtCun gouvemement sans gouvemement. 

II n^est pas hon que celui qui fait les lois les exöcute, 
ni que le corps du petiple detoume son attention des vues 
generales pour les donner aux objets particuliers, Rien h'est 
plus dangereux qtie rinfluence des intMts privh dans les 
affaires publiques, et Vahus des lois par le gouvemement est 
un mal moindre que la corruption du Ugislateur, suite in- 
faillible des vues partiaulieres. etc.) Die beste Regierung 
findet er da {livre III, chap. V, Absatz 5), wo die Vertreter 
der Exekutivgewalt durch Wahl bestimmt werden; denn außer 
dem Vorteil der Trennung der Gewalten biete diese Regierungs- 
form noch den, daß Rechenschaft der Legislative gegenüber, 
Einsicht und Erfahrung der Mitglieder der Exekutivgewalt 
eine hinlängliche Gewähr dafür bilden, daß man gut regiert 
werde. 

Eine ganz eigenartige Sonderstellung, auf die wir noch 
ausdrücklich hinweisen müssen, nimmt Rousseau aber mit 
der Anschauung ein, daß es nach ihm Repräsentanten oder 
Deputierte eines Volkes nicht gibt und nicht geben kann; 
denn der Gesamtwille des Souveräns, welcher dadurch ent- 
steht, daß^) jeder einzelne seine Person und seine ganze 



Ce» dauaen^ bien enicnduet, ee feduieent touies ä une »euU: 
aavoir, Valienniion totale de chaque aasocie avec Ums »es droit» ä taute la 
eommunaute: car, premihrement, rJiacun »e donnani tout entier, la condi- 
lian est egale pour ton» ; et la condition eiant egale pour iaus, ntU n*a in- 
tifret de la rendre onereuse aux autres* (Du contrat social, livre I, chap. VI, 
Absatz 6.) 
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Macht zum Gemeingute unter der Oberleitung des allge- 
meinen Willens erklärt, und daß außerdem jedes Mitglied 
als einheitlicher Teil des Ganzen betrachtet wird, ist unver- 
äußerlich und kann nicht übertragen werden. Der Souverän, 
der nichts weiter ist als eine Gesamtheit einzelner, kann nur 
durch sich selbst repräsentiert werden. Die Gewalt kann 
wohl übertragen werden, aber niemals der Wille^). Deshalb 
ist jedes Gesetz, welches das Volk nicht in Person bestätigt 
hat, nichtig; es ist kein Gesetz. 

Vergleichen wir nun die staatspolitischen Anschauungen 
unserer beiden Philosophen mit einander, so ergibt sich ohne 
weiteres, daß zwischen der Staatsverfassung Montesquieus 
und derjenigen Rousseaus wesentliche Oberstimmungen, 
ebenso aber auch wesentliche Abweichungen hervortreten. 
Unleugbar ähnliche Anschauungen beider Philosophen 
müssen wir darin erblicken, daß beide für die Trennung der 
Gewalten unbedingt eintreten; bei Montesquieu ist diese 
Trennung aber eine wesentlich andere als bei Rousseau; hier 
ist sie radikal durchgeführt. Legislative und Exekutive haben 
staatsrechtlich nur insofern mit einander zu tun, als der Ver- 
treter der Exekutivgewalt ausführt, was ihm die Gesetz- 
gebung vorschreibt, aber selbst als König nicht im gering- 
sten befugt erscheint, die Gesetzgebung von Rechtswegen zu 



Ibidem Absatz 9: 

Charun de nous mei en commun sa personne et taute aa puiasance 
naus la mpreme direction de In volonte generale; et nowt rcccvons chaque 
nembre rommn partie indivvnble dn tout 

M Je di« donc que la souverainete n'etant que Vexercice de la vo- 
lonte generale, ne peut janiaia s'aliener, et que le souverain, qui West 
qu^un etre collectif, ne petU etre repreaenfe que par lui-meme: le pouvoir 
peut bien ne tranamettre, mais non paa la volonte. (Du contrat aociälf 
livre Jlf chap. J, Absatz 2.) Ferner: La souverainete ne peut etre re- 
presentee. par la meme raison qu'eÜe peut etre alienee; eile conaiate eaaen^ 
iieüement dana la volonte generale, et la volonte ne ae repreaente point: 
eile est la meme. ou eile est autre; ü n'y a point de miHeu- Lea depulea 
du peuple ne aont donc ni ne peuvent etre aea repreaentanta, üa ne aani 
que hea commiaaairea ; üa ne peuvent rien conclure definUivenent Taute 
loi que le peuple en peraonne n*a paa ratifiee, eat nulle; ce n^eat point 
une loi, (Du contrat aocial, livre III, chap. XV, Absatz 5.) 
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beeinflussen. Das liegt eben in der Rousseauschen Grund- 
anschauung begründet, daß ausschließlich das Volk Sou- 
veränitätsgewalt besitzt, und den Beschlüssen des Volkes 
haben sich alle, auch der König zufügen. Die Existenz des 
jedesmaligen Vertreters der Exekutivgewalt ist also bei 
Rousseau fortgesetzt gefährdet und von dem Wohl- oder 
Übelwollen des Volkes bedingungslos abhängig. Bei Montes- 
quieu dagegen, dessen Verfassung eine Mischung von Mon- 
archie, Aristokratie und Demokratie ist, erscheint die 
Stellung des Monarchen der Legislative gegenüber durch- 
aus gesichert. Der Monarch hat hier einen ziemlich starken 
Einfluß auf die Gesetzgebung, und sollte diese zu seinen 
Ungunsten entscheiden, so hat er Mittel und Wege genug, 
um die Beschlüsse der Legislative unwirksam zu machen. 
Der am stärksten hervortretende Unterschied zwischen bei- 
den Philosophen zeigt sich in ihrer Stellungnahme gegen- 
über der Entstehung und Bildung des allgemeinen Staats- 
willens. Während nach Rousseau, wie wir soeben des 
weiteren ausgeführt haben, Volksvertreter unmöglich den 
Gesamtwillen einer Nation in die Erscheinung treten lassen 
können, weil die Souveränität als Inbegriff des Volkswillens 
unübertragbar und unveräußerlich ist, kann derselbe nach 
Montesquieu aus bekannten, oben angeführten Gründen nur 
durch Deputierte gewonnen werden und zum unzweideutigen 
Ausdruck gelangen. 

Nehmen wir nun wieder nach dieser kurzen Beschäf- 
tigung mit Montesquieus esprit des lois und Rousseaus contrat 
social, den beiden wichtigsten Schriften, die für die Gestal- 
tung des modernen konstitutionellen Lebens von ausschlag- 
gebender Bedeutung gewesen sind, den Faden unserer oben 
abgebrochenen Erörterung wieder auf und fragen wir von 
neuem : 

Was ist eine konstitutionelle Monarchie? 

Sie ist eine auf einer vereinbarten Verfassung ge- 
gründete Staatsgewalt, indem Fürst und Volk gewissermaßen 
ein Kompromiß mit einander geschlossen haben, wodurch 
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sie einander gewisse Staatsgrundrechte garantieren und sie 
gewissenhaft zu beachten versprechen. 

Beide Teile paktieren nach diesem Grundrechte mit 
einander, und zwar in der Weise, daß jeder Teil von Rechts- 
wegen seine Funktionen auszuüben imstande ist. Auch der 
Fürst ist bedingungslos gehalten, die Satzungen des Krom- 
promisses gewissenhaft zu beachten, selbst wenn er im Einzel- 
falle gegenteiliger Meinung sein sollte; er steht deshalb 
nicht außer oder über der Verfassung, sondern in derselben 
und erblickt gerade in der Verfassung die Grundbedingung 
und die Grundlage seines gesamten politischen Handelns. 
Ob die Verfassungssatzungen urkundlich fixiert sind oder 
nicht, ist für den Begriff bedeutungslos, wenn es auch 
praktisch nicht gleichgültig erscheint. In der Regel aber 
nennt man Verfassung im eigentlichen Sinne diejenige Ur- 
kunde, welche die Grundzüge der öffentlichen Rechtsordnung 
enthält und für deren Abänderung erschwerende Formen be- 
stehen. Ihr gegenüber werden alle anderen Gesetze als ein- 
fache Gesetze bezeichnet. Der konstitutionelle Fürst ist 
unter allen Umständen gehalten, die Verfassung sowohl als 
die Gesetze des Staates gewissenhaft zu beachten; der Ge- 
horsam, den er fordert, darf nur ein verfassungs- und gesetz- 
mäßiger sein ; die Gesetze einer konstitutionellen Monarchie 
kommen nur in der Weise zustande, daß Fürst und Volks- 
vertreter zu gemeinsamer Staatsaktion sich zusammenfinden, 
und daß beide Faktoren zu den jeweiligen Gesetzesvorlagen 
ihre Zustimmung erteilen. Persönlich ist der Monarch un- 
verantwortlich für seine Regierungsmaßnahmen. Dagegen 
bedürfen alle seine politischen Anordnungen der Gegen- 
zeichnung der Minister und erlangen erst durch die Unter- 
schrift der Minister, die wiederum der Volksvertretung 
Rechenschaft in vollem Umfange . schuldig sind, die not- 
wendige, für alle Teile des Volkes bindende Rechtskraft. 
Die Rechtsprechung ist in einem konstitutionellen Staats- 
wesen vollkommen unabhängig von der Krone, wenn auch 
Ernennung der Richter durch den König nicht ausgeschlossen 
ist. Kabinettsjustiz ist ausgeschlossen. Die Privat- und öffent- 
lichen Rechte eines jeden Staatsbürgers sind ebenso unver- 
letzlich wie die Rechte des Monarchen. 
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Rückblick. 

Werfen wir nun noch einen kurzen Rückblick auf un- 
sere obigen Ausführungen, so kann es uns nicht entgehen, 
daß in der Entwickelung des Staatslebens der verschiedenen 
Kulturvölker ein stetiger Fortschritt vom Einfachen zum Zu- 
sammengesetzten zu verzeichnen ist. Die einfachsten staats- 
politischen Einrichtungen bieten uns die verschiedenen 
griechischen Verfassungen, die das Individuum in der Ge- 
samtheit aufgehen lassen; ohne den Staat ist der Mensch 
dort nichts, mit ihm und in ihm ist er alles. Eine Teilung 
dieser Staatsomnipotenz tritt bei den Römern insofern her- 
vor, als Moral und Privatrecht der Staatsomnipotenz mehr 
entzogen und dem Individuum größtenteils überlassen bleiben. 
Bei den alten Germanen ist die Teilung der Staatsgewalt 
von vornherein in dem germanischen Volkscharakter be- 
gründet, indem der einzelne möglichst viel Privat- und Ver- 
fügungsrechte für sich in Anspruch nimmt, die er der All- 
gemeinheit gegenüber aufs sorgfältigste zu hüten bestrebt 
ist. Unter dem Einfluß der christlichen Religion bildeten sich 
im Laufe der Zeit die Lehensmonarchie und ein ständisches 
Fürstentum mit einer mächtigen Aristokratie aus. Ganz 
natüdich und deshalb auch berechtigt erscheint die Ab- 
neigung des Volkes gegen die Aristokratie, die fast alle 
Lasten, die sie selbst hätte tragen müssen, auf das ohnehin 
schon bedrückte Volk abwälzte und so durch Ausbeutung 
der Massen sich schadlos zu halten wußte, während das 
Königtum zwar voller Glanz und Ehren, aber machtlos dastand. 
Es erscheint deshalb ganz selbstverständlich, daß, als der 
Kampf zwischen den Ständen und dem Königtume eintrat, 
das Volk auf der Seite des letzteren zu finden war und in 
der Unterdrückung der Stände und des Adels für sich einen 
Ausweg zur Rettung aus der allgemeinen Verderbnis erblickte ; 
indem so das Königtum die Macht der Stände und der Va- 
sallen in sich vereinigte, trat an die Stelle der bisherigen 
Schwäche Macht und Stärke, und das Königtum wurde zur 
absoluten Macht im Staate, dem gegenüber alle anderen 
Gewalten eine sekundäre Stellung einnahmen. Erst der Auf- 
Wärungsperiode blieb es vorbehalten, der Nachwelt den 
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richtigen Weg zu verständig geordneten Staatsverhältnissen 
zu weisen, und so gelangte man schließlich bei der konsti- 
tutionellen Monarchie an, deren Wesen wir bereits oben 
charakterisiert haben. Diese nimmt gewissermaßen alle an- 
deren Staatsformen in sich auf und gewährt die größte 
Mannigfaltigkeit, ohne die Harmonie und Einheit des Ganzen 
zu stören. Sie gewährt der Aristokratie einen freien Spiel- 
raum und gibt ihr die Möglichkeit, unter Wahrung und 
Berücksichtigung der eigenen Interessen, auf allen Gebieten 
des öffentlichen- Lebens nationales Denken, Fühlen und 
Wollen zu betätigen. Sie berücksichtigt die demokratische 
Richtung im Volksleben, indem sie das Volk durch seine 
Vertreter zum eigenen Gesetzgeber erhebt und die Regelung 
seiner Verhältnisse ihm selbst überläßt, doch nicht ohne 
Mitwirkung des anderen Faktors ; es findet sich in ihr sogar 
ein ideokratisches*) Element, indem sie dem Grundsatze 
Geltung verschafft, daß man die Gesetze des Staates unbe- 
dingt achten und gewissenhaft befolgen müsse. An der 
Spitze aber des Ganzen steht ein lebendiges Oberhaupt, der 
König, in dem alle verschiedenen Richtungen im Staatsleben 
zur Einheit und Harmonie verbunden erscheinen, und der 
kraft seiner Stellung der Legislative gegenüber auf alle Ver- 
hältnisse einen mitbestimmenden, aber je nach dem Charakter 
der Verfassungen verschieden starken Einfluß ausübt. Da die 
Stellung des Monarchen in einem konstitutionellen Staatswesen 
eine so bedeutungsvolle ist, so erscheint es durchaus interes- 
sant und lohnend, die wichtigsten konstitutionellen Ver- 
fassungen von 1791 an darauf hin zu prüfen, welche Kom- 
petenzen dem Monarchen der Legislative gegenüber, dem am 
meisten umstrittenen und bedeutendsten Faktor im Ver- 
fassungsleben überhaupt, verfassungsmäßig zustehen; und 
diese Erörterungen sollen den Inhalt des wesentlichen Teiles 
unserer gegenwärtigen Abhandlung ausmachen. 



J) I. C. Bluntöchli, Allgemeine Staatslehre, 5. Aufl., Teil I, S. 451 ff. 
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Die Kompetenzen des Monarchen auf legislativem 

Gebiete in dqn wichtigsten konstitutionellen 

Verfassungen von 1791 bis 1850. 

Constitution franQaise. 1701 Sept. 8. 



Vorbemerkiinj^. 

Da die Verfassung vom 3. Sept. 1791 einem Kompro- 
miß zwischen der Revolution und dem bestehenden König- 
tum ihre Entstehung verdankt, so finden wir in ihr das 
Wesen des Konstitutionalismus in verhältnismäßig reinster 
Form verwirklicht. Hervorgehoben verdient dabei zu werden, 
daß alle Rechtsansprüche des Volkes auf Anteil an der Ge- 
setzgebung durchaus maßvoll gehalten sind. König und 
Volk üben zusammen das Recht der Legislative aus und 
sind bedingungslos verpflichtet, sich zu gemeinsamer, frucht- 
bringender legislativer Arbeit zusammenzufinden. Zwar be- 
sitzt der König das uneingeschränkte Verordnungsrecht, aber 
alle seine Maßnahmen bedürfen der Gutheißung der Minister, 
die dann wiederum der Volksvertretung in vollem Umfange 
Rechenschaft und Verantwortung schuldig sind. Beide Par- 
teien, König und Volk, stellen sich unter die Satzungen der 
Verfassung, die allein Regel und Richtschnur für alles kon- 
stitutionelle Staatsleben ist. 



Titre IIL 

Des pouvoirs publics. 

Art. I, La souverainete est iine, indivisibley inalienable 
et imprescriptible ; eile appartient ä la Nation: aucune section 
du peuple ni aucun individu ne peut s^en attribuer Vexerciee, 
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Nach diesem Artikel gehört alle Gewalt im französischen 
Staate der Nation; diese Gewalt ist eine, unteilbar, unver- 
äußerlich, unverjährlich; jede Teilherrschaft, jede Einzelherr- 
schaft aus eigener Machtvollkommenheit ist durch diesen 
Artikel grundsätzlich beseitigt; auch der König hat sich der 
Oberherrschaft der Nation bedingungslos zu fügen. Daß in 
diesem Artikel die Rousseauschen staatspolitischen Ideen von 
der Souveränität des Volkes ihre praktische Anwendung ge- 
funden haben, geht aus dem allgemeinen Teil unserer Ab- 
handlung unmittelbar hervor. 

Art. IL La Natioiij de qui senle emanent tous les pöuvoirs^ 
ne peiit les exercer que par d^Ugation, La Constitution 
fran^aise est repräsentative: les repr^sentans sont le Corps 
Ugislatif et le Roi. 

Dieser Artikel bringt gewissermaßen Leben und Be- 
weglichkeit in die starren Satzungen des Art I. Ausdrück- 
lich, gerade als sollte hierbei nochmals an die Souveränität 
der Nation erinnert werden, wiederholt ein Zwischensatz 
(de qui seule &manent tous les pouvoirs) den ganzen Inhalt 
des Art. I. (Rousseau.) Dann wird direkt angegeben, wie 
die Volkssouveränität in der Praxis zum Ausdruck gebracht 
wird: das Volk wird repräsentiert durch Vertreter; Volks- 
repräsentanten und König bilden zusammen die gesetzgeben- 
den Faktoren. Ohne weiteres wird hier ersichtlich, daß die 
Ideen Montesquieus in vollem Umfange praktische Anwendung 
gefunden haben, während Rousseaus Anschauung, daß das 
Volk niemals durch Vertreter repräsentiert werden könne, 
insofern Berücksichtigung gefunden hat, als die Volksver- 
treter gewissermaßen im Auftrage der Nation, als deleg^t^s 
du peuple, handeln. (Vergl. hier zu noch den folgenden 
Art. III.) Die Nation als eigentliche legislative Macht beauf- 
tragt eben gewisse Leute (die Volksvertreter), die Gesetz- 
gebung an ihrer Statt auszuüben, ohne sich dabei selbst der 
legislativen Machtfülle zt begeben. Das Volk erscheint also 
hier als Auftraggeberin, die Abgeordneten erscheinen als Volks- 
vertreter, die das Volk repräsentieren, weshalb sie auch mit Recht 
representans genannt werden. 
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Art III, Le pouvoir legislatif est diligui h une 
Ässetnblee nationale composee de repr^sentafis temporaires, 
librement dlus par le peuple, pour etre exerce par elle^ avec la 
sanction du roiy de la manüre qid sera determinee ci-apres. 

Dieser Artikel erweitert und erläutert gewissermaßen die 
vorhergehenden, indem er den Einfluß des Königs auf die 
Legislative spezialisiert. Der König bestätigt die legislative 
Tätigkeit der Volksrepräsentanten. Die Art und Weise, in 
der die Machtbefugnis des Königs bei der Gesetzgebung 
zum Ausdruck kommen soll, ist damit im allgemeinen ge- 
kennzeichnet. Montesquieus Ideen sind hier verwirklicht 
worden. 

Art, IV, Le gouvemement est monarchique; le pouvoir 
exöcutif est d^Ugui au rot, pour Stre exerce sous son autorite'par 
des ministres et autres agens respofisahleSj de la maniere 
qui sera d^termin^e ci-apres, 

Titre HL Chapitrc IV, (De Vexercice du pouvoir executif,) 

AH, L Le pouvoir ext^eutif supreme reside exclusivement 
dans la main du roi, 

Le roi est le chef supreme de Vadministratiari generale 
du royaume: le soin de veiller au maintien de Vordre et de 
la tranquillite publique lui est confi6, 

Le roi est le chef supreme de Varm{*e de terre et de 
Varm^c de mer. 

All roi est ddUgud le soin de veiller a la sürete exterieure 
du royaume et d'en maintenir les droits et les possessions. 

Dazu ferner die folgenden Art. II.-IV. 

Die angeführten Artikel bilden zusammen eine innerlich 
unzertrennbare Einheit und behandeln das Ausführungs- und 
Verordnungsrecht des Monarchen. Nach Art. IV ist die Regie- 
rungsform monarchisch, und die vollziehende Macht dem 
Könige übertragen, der sie wiederum durch Minister und 
andere verantwortliche Agenten ausüben last. Diese An- 
gaben, die Exekutivgewalt betreffend, sind ganz allgemein ge- 
halten und werden näher spezialisiert durch die Art. I-IV in 
Titre III, Chap. IV. Hier wird im einzelnen angeführt, 
worauf si.ch die Exekutivgewalt des Monarchen zu erstrecken 
hat. Der König besitzt danach das volle Ausführungs- und 
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Verordnungsrecht in Hinsicht auf die gesamte Zivil- und 
Militairverwaltung ; er erscheint als Ausführungsorgan der Le- 
gislative, die wiederum ihrerseits befugt und berechtigt er- 
scheint, den König in seinen Verwaltungsmafinahmen zu 
überwachen. Montesquieusche und Rousseausche Ideen 
haben hierbei ihre Anwendung und Verwirklichung gefunden, 
wenn wir auch unter Hinweis auf unsere obigen Ausführungen 
nicht unerwähnt lassen möchten, dafi Rousseau, wenn er sich 
schliefilich auch damit einverstanden erklärt, dafi ein Monarch 
die Exekutive handhabt, es doch am liebsten sieht, wenn 
die Vertreter der Exekutivgewalt gleichfalls durch Wahl be- 
stimmt werden, während Montesquieu in dieser Beziehung 
einem Monarchen entschieden den Vorzug gibt. 

Wie kommt nun das Parlament nach der ersten franz. 
Verf. V. 1791 zustande? Hören wir zunächst, was uns die 
einschlägigen Artikel der Verf. selbst hierüber berichten. 

Türe Ulf Chap, L Seetion IL 

Art L Pour former VAssembUe nationale legislative, les 
citoyens actifs se r^uniront tous les deux ans en assernbUes 
primaires dans les villes et dans les eantons. 

Les assemhUes primaires se formeroni de plein droit le 
second dimanche de mars, si elles n^ont pas ^^ convoquees 
plutöt par les fonctionnaires puhlics d^tennines par la loi, 

Art. IL Pour etre eitoyen actif, il faut 

&tre ne ou devenu Frangais; 

Etre äge de vingt-einq ans accomplis; 

&tre domicile dans la ville ou dans le canton dcpuis le 
temps d^termin^ par la loi; 

Payer dans un Heu quelconque du royaume inie con- 
tribution directe au moins ^gale a la valeur de trois jour- 
ne'es de travail et en representer la quittance. 

IT etre pas dans un 6tat de domestieiti^, c' est-a-dire de 
serviteur a gages. 

&tre inscrit dans la municipalitö de son domicile au role 
des gardes nationales; 

Avoir preM le serment civique. 

Art. HL Tous le^ six ans le corps Ugislatif fixera le 
minimum et le maximum de la valeur de la journe4 de 
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travail, et les administrateurs des departemens m feront la 
determination locale pour chaque district. 

Art VI. Les assenihlves primaires nommeront des 
Heeteurs en proportion du nombre des citoyens actifs dornt- 
cilies dans la ville ou le canton, 

n sera nomme un electeur ä raison de cent citoyens 
actifs presens, ou non, ä Vassemblee, 

11 e7i scra nomme deux depuis cent cinquante-un jus- 
qiCa deux cent cinquante, et ainsi de suite. 

Art VIT, Nid ne pourra etre nomme electeur, sHl nc reunit 
aux conditions n(fcessaires pour etre citoyen actif; savoir: 

Dans les villes au-dessus de six mille ämes, Celle d^etre 
proprietaire ou usufruitier d'un bien ^vahiö sur les röles de 
contribuiion ä un revenu 6gal a la valeur locale de deux 
Cents joumees de travail, ou d^etre locataire d^une habitation 
evaluee sur les memes röles ä un revenu 6gal a la valeur de 
Cent cinquante joumees de travail; 

Dans les villes au-dessous de six mille ämes, celle d^etre 
proprietaire ou usufruitier dhin bien övalue sur les röles de 
contribution ä un vevenu egal h la valeur locale de cent cin- 
quante jourm^es de travail, ou d'etre locataire rf'wne habi- 
tation {^aluee sur les memes röles a un revenu 6gal a la 
valeur de cent jourm^es de travail; 

Et dans le campagnes, celle d'etre proprietaire ou usu- 
fruitier d^un bien evalue sur les röles de contribution ä un 
revenu egal a la valeur locale de cent cinquante journees de 
travail, ou d'etre fermier ou metayer de biens evaluös sur les 
memes röles a la valeur de qiuitre cents journe'es de travail, 

Section III, 

Art. I, Les electeur s nommes oi chaque di^partement se 
r^uniront pour iHire le nombre des representaiis, dont la 
nomination sera attribuee a leur departeinent, et un nombre 
de suppUans egal au tiers de celui des represcntans, 

Le3 assemblees electorales se formeront de plein droit le 
dernier dimanche de mars, si elles n^ont pas ete convoquees 
plutöt par les fonctiannaires publics determines par la loi. 

Art. III. Tons les citoyens actifs, quel que soient leur 
etat, profession ou contribution, pourront etre elus represcn- 
tans de la nation. 
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Art. IV. Seront n4anmoins Obligos d*opter les ministres 
et les aiäres agens du pouvoir ex^cutif, nH^ocables ä volonte^ 
les commissaires de la Msorerie nationale, les percepteurs et 
receveurs des eontnbutions directes, les prdposes ä la percep- 
tion et aux r^gies des eontnbutions indireetes et des domaines 
nationauXj et ceux qui, sous quelque denomination que ce soity 
sont attachds ä des emplois de la maison militaire et civile 
du roi 

Seront 6galement tenus d^opter les administrateurs, sous- 
administrateurs, officiers munidpaux et eommandans des gar- 
des nationales, 

Art, VII, Les representans nomm^s dans les dipar- 
temens ne seront pas representans d^un d^partement par- 
ticulier, mais de la nation entiere, et il ne pourra leur Hre 
donnö aucun mandat. 

Aus den angeführten Artikeln ergibt sich deutlich 
der Wahlmodus zur gesetzgebenden Körperschaft und die 
Art der Zusammensetzung der letzteren. Nach Titre III, 
Chap. I, Section II, Art. I bedarf es einer zweimaligen Wahl, 
um die gesetzgebende Körperschaft zustande zu bringen. 
Nach heutigen Begriffen gesprochen, ist also die Wahl eine 
indirekte, d, h. die Abgeordneten werden durch Wahlmänner, 
die in sogenannten Urversammlungen der wahlberechtigten 
Bürger näher bestimmt sind, gewählt. Die Urversammlungen 
brauchen von niemand zusammenberufen zu werden; sie 
vollziehen sich vielmehr selbständig mit vollem Fug und 
Recht alle zwei Jahre {cf, Titre III, Chap, J, Art, IL: 
Elle {VassembUe nationale) sera formee tous les deux ans par 
de nouvelles dections) arf zweiten Sonntage im März, wenn 
sie nicht früher durch die vom Gesetz bestimmten öffent- 
lichen Beamten einberufen sind. Der Monarch hat also auf 
diese Versammlungen insofern nicht den allergeringsten Ein- 
fluß, als er nicht einmal deren Zusammentritt verhindern 
kann. Zu unserer Verwunderung ist aber die Wahl keines- 
wegs eine radikal-allgemeine, sondern es findet sogar nach 
dieser Verfassung, die ihre Entstehung der Revolution ver- 
dankt, eine Auslese der wahlberechtigten Bürger statt. Daß 
jemand, der wählen will, französischer Bürger von Geburt 
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sein oder nachträglich geworden sein muß, halten wir für 
durchaus selbstverständlich; daß aber verfassungsmäßig 
sogar ein gewisser Census für wahlberechtigte Bürger vor- 
geschrieben ist, sollte man in einer unter dem Einflüsse 
populärer Leidenschaften entstandenen Verfassung nicht ver- 
muten. Wahlberechtigt ist demnach nur, wer eine direkte, 
wenigstens dem Werte eines Lohnes von drei Tagewerken 
entsprechende Abgabe bezahlt und die Quittung darüber 
vorzeigen kann ; nicht einmal im Dienstlohne darf der franzö- 
sische Urwähler stehen, muß in seinem Wohnorte auf der 
Liste der Nationalgarden eingeschrieben sein und den Bürger- 
eid geleistet haben. Nach Art. III wird alle sechs Jahre 
durch das gesetzgebende Corps der niedrigste und höchste 
Wert eines Tagewerkes festgestellt, so daß mit der verän- 
derten Zeit auch den veränderten Zeitverhältnissen stets 
Rechnung getragen wird. Nach Art. VI ist nun die Aufgabe 
der Urversammlungen, die Wahlmänner nach dem Verhältnis 
der Urwähler in Stadt und Land zu ernennen, und zwar ge- 
schieht dies in der Weise, daß auf je 100 Urwähler allemal 
ein Wahlmann entfällt; sind in einem Bezirke 151 — 250 
Urwähler, so sind 2 Wahlmänner zu wählen, bei 251 — 350 
Urwählern deren drei u. s. w. Überraschend scharf sind 
nach Art. VII die Bestimmungen über die wirtschaftliche 
Qualität der Wahlmänner. Zunächst haben sämtliche Wahl- 
männer die Bedingungen zu erfüllen, die für die aktiven 
Urwähler gelten; außerdem kann aber in Städten mit mehr 
als 6000 Einwohnern nur derjenige Wahlmann werden, der 
Eigentümer oder Nutznießer eines Gutes ist, das auf den 
Steuerlisten dem Einkommen von 200 Tagewerken gleich 
geschätzt worden ist, oder der Mieter einer Wohnung ist, 
die einem Einkommen von 150 Tagewerken entspricht. In 
Städten unter 6000 Einwohnern muß das Gut des Eigen- 
tümers oder Nutznießers nach den Steuerlisten einem Ein- 
kommen von 150 Tagewerken gleich geschätzt sein, oder 
die Wohnung des Mieters einem Einkommen von 100 Tage- 
werken entsprechen. 

Auf dem Lande soll der Wahlmann Eigentümer oder 
Nutznießer eines Gutes sein, das nach den Steueriisten einen 

3 
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Ertrag von 150 Tagewerken abwirft, oder Pächter eines 
Gutes, das ein Einkommen von 400 Tagewerken in Aus- 
sicht stellt. Offenbar ist bei einem Pachtgute in Berück- 
sichtigung gezogen, daß der Pächter noch den Pachtzins zu 
entrichten hat, sodaß der Reingewinn dann ebenfalls einem 
Jahreseinkommen von ungefähr 150 Tagewerken entspricht. 
Sind nun die Wahlmänner nach den festgesetzten Be- 
dingungen gewählt, so haben diese nach Art. I der folgen- 
den Section III die Pflicht, die eigentlichen Volksvertreter zu 
wählen. Die Wahlversammlungen dazu werden entweder , 
durch vom Gesetz bestimmte öffentliche Beamte einberufen, 
oder sie bilden sich selbständig mit vollem Fug und Recht 
am letzten Sonntage des Monats März. Wählbar als Abge- 
ordneter erscheint nun in diesen Wählerversammlungen jeder 
Franzose, der mindestens die an die Urwähler gestellten 
Bedingungen erfüllt. Es können demnach beispielsweise von 
den Wahlmännern auch solche Vertreter ins Parlament ge- 
schickt werden, die nur einen jährlichen Steuerbetrag von 
drei Tagewerken entrichten. Nur bedingsweise wählbar sind 
nach Art. II alle Civil- und Militairbeamten, sowie alle Be- 
amten im Dienste des Königl. Hauses. Wollen diese Leute 
als Abgeordnete ins Parlament einziehen, so haben sie zu- 
vor ihre Stellung aufzugeben und können alsdann das Amt 
eines Volksvertreters übernehmen. Diese Vorschrift erscheint 
auf den ersten Blick nicht sogleich verständlich; bei genauerer 
Überlegung tritt aber Sinn und Zweck derselben sofort aufs 
deutlichste hervor. Wie wir oben bereits des weiteren aus- 
geführt haben, besitzt der König das volle Verfügungs- und 
Verordnungsrecht und besetzt alle Stellen im Civil- und 
Militairdienste. Der König brauchte demnach den gewählten 
Volksvertretern nur einkömmliche Posten im Staatsdienste 
zu überweisen, und er hätte sofort ein in jeder Beziehung 
gefügiges Parlament; von offener, objektiver Behandlung 
einer Materie könnte dann schlechterdings nicht mehr die 
Rede sein, und das Volk sähe sich in seinen Abgeordneten 
vollkommen getäuscht, da es jedem derselben nur darauf an- 
kommen müßte, durch sein parlamentarisches Verhalten die 
Gunst seines königlichen Gönners sich zu erhalten. Der in 
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Rede stehende Artikel ist demnach durchaus nicht so be- 
deutungslos als es auf den ersten Blick den Anschein gewinnt. 
Wie wir später weiter unten sehen werden, findet sich dieser 
Artikel, wenn auch in gemilderter Form, in allen neueren 
Verfassungen, und wir haben durchaus Grund anzunehmen, 
daß man ihn der ersten franz. Verf. v. 1791 entlehnt hat. 

Nach alledem, was wir über den Wahlmodus und die 
Zusammensetzung des Parlamentes erfahren haben, müssen 
wir einigermaßen überrascht sein über die billigen Forderungen, 
die in den angeführten Artikeln niedergelegt sind. Der 
Schwerpunkt des ganzen Wahlmodus liegt offenbar in der 
Forderung, daß als Wahlmänner nur Leute aufgestellt werden 
können, die wirtschaftlich verhältnismäßig gut gestellt sind; 
damit ist dem Monarchen aber die beste Gewähr dafür ge- 
boten, daß er es nur mit einem solchen Parlamente zu tun 
bekommt, dessen Mitgliedern an der Erhaltung der gebotenen 
Verhältnisse immerhin gelegen sein muß. Dadurch ist aber 
dem Monarchen zweifelsohne ein gewisser indirekter Ein- 
fluß auf die Legislative eingeräumt, da die Wahlmänner 
offenbar nur solchen Vertretern ihre Stimme geben werden, 
die für die Erhaltung des bestehenden Staatswesens, also 
für die monarchische Staatsform interessiert sind. Die 
Interessengemeinschaft gewährt also hier dem Monarchen in- 
direkt Einfluß auf die Gesetzgebung, während der Wahlmodus 
als solcher für den König jede Möglichkeit, die Zusammen- 
setzung des Parlainentes seinerseits direkt zu beeinflussen 
und dann seinen gesetzgeberischen Zwecken dienstbar zu 
machen, von vornherein ausschließt. 

Türe III, Chapitre I. 
Ärt.V. Le Corps Ugislatif ne pourra Stre dissous par le rot, 

Türe Uly Chap, I, Section Il\ 
Art VI. Dans ancun cas et soiis aticun pretexte le roi 
ni aucun des agens nomm^s par lui ne pourront prendre 
connaissance des questions relatives ä la regularite des convo- 
cations, ä la tenue des assemhlees, a la forme des electionSf 
ni aux droüs politiques des cüoyens, sans prejudice des 
fonctions des commissaires du roi dans les cas determinis 

3* 
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par la loi, oü les qiiestions relatives aux droits politiqties des 
citoyens doivent etre portees dmis les trtbunaux. 

Beide Artikel gehören im Grunde zusammen; inhaltlich 
müßte eigentlich Art. IV, Section IV dem Art. V vorangehen. 
Beide Art. sind von großer Bedeutung hinsichtlich der Stellung 
des Königs gegenüber der gesetzgebenden Körperschaft. 
Dem Könige ist durch diese Artikel die Möglichkeit genom- 
men, die Wahl der Volksrepräsentanten irgendwie zu beein- 
flussen. Gelänge ihm das, so wäre ihm damit zugleich der 
denkbar größte Einfluß auf die Gestaltung des Volkswillens 
zugestanden ; er brauchte nur zu bewirken, daß durch seine 
Agenten, durch Wahlbeeinflussung möglichst nur solche 
Repräsentanten gewählt würden, die die Legislative in seinem 
Sinne handhabten. Die Volkssouveränität wäre damit ver- 
nichtet. Es könnte nun der Fall eintreten, daß infolge des 
angeführten Artikels VI ein dem Könige höchst unwillkom- 
menes und unbequemes Parlament gewählt würde. Die 
Folge davon wäre, daß der Monarch sich von den ge- 
wählten Volksvertretern zu befreien suchte und dieselben 
einfach durch Auflösung der Kammer nach Hause schickte. 
Diese Möglichkeit schließt der obige Art. V aus, indem er 
bestimmt, daß das gesetzgebende Korps von dem Könige 
nicht aufgehoben Verden kann; gerade in den neueren Ver- 
fassungen besitzt der Monarch in der Möglichkeit der Auf- 
lösung der Kammern ein wirksames, ja das wirksamste Mittel, 
die Gesetzgebung in seinem Sinne zu beeinflussen; es er- 
scheint deshalb wichtig hier festzustellen, daß dem Monarchen 
eine Beeinflussung der gedachten Art nach der franz. Verf. 
von 1791 nicht zukommt. 

Titre III, Chapitre II, Section L 

Art. II, La personne du roi est inviolahle et sacree; son 
seul titre est Roi des Frangais. 

Art. III. II n^y a point en France d^autorite stipe'rieure 
ä Celle de la loi; le roi ne regne qiie par eile, et ce n^est qiCau 
nom de la loi, quHl peut exiger Vobeissance. 

Nach Art. II ist die Person des Königs unverletzlich und 
heilig; es könnte hieraus gefolgert werden, daß der König 
sich über den Volkswillen ohne weiteres hinwegsetzen und 
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Verordnungen erlassen könnte, die die gesetzgebende Ge- 
walt und ihre Gesetze einfach zunichte machten; der König 
aber wäre und bliebe heilig und unverletzlich, und seine 
Verordnungen müßten beachtet werden. Die Volkssouve- 
ränität wäre auf diese Weise mit Leichtigkeit beseitigt. Dieser 
Möglichkeit beugt aber Art. III, der inhaltlich gar nicht in 
das Kapitel gehört, vor. Deutlich wird ausgesprochen, daß 
es in Frankreich kein höheres Ansehen als das des Gesetzes 
gibt; der König wird damit nicht über, sondern in das Ge- 
setz gestellt. Das Gesetz ist auch für ihn in allen seinen 
Maßnahmen Regel und Richtschnur; nur im Namen des 
Gesetzes kann er Gehorsam verlangen. Im übrigen ist in 
diesem Art. das ideokratische Element der ganzen Verf. v. 
1791 enthalten. Die Gesetze des Staates zu achten und sie 
gewissenhaft halten, ist allen Franzosen das oberste Gesetz, 
das unter allen Umständen auch von selten des Königs 
Berücksichtigung finden soll. 

Türe III, Chapitre II, Section IV. 

Art. I All roi seul appartiennent le choix et la revoeation 
des ministres. 

In diesem Art. liegt auch für den König eine gewisse 
Handhabe zur Erlangung von Einfluß auf die Gesetz- 
gebung. Sind nämlich die Minister imstande, wenn sie 
vor dem Parlamente reden*), die Sache des Königs wirksam 
zu vertreten und Überzeugung bei den Parlamentsmitgliedern 
zu schaffen, so tet es dem Könige durch seine Minister ge- 
lungen, Einfluß auf die Gestaltung des Volkswillens, der im 
Gesetze Ausdruck findet, auszuüben. Hat dagegen der 
Monarch Minister, die weniger fähig und gewillt sind, seine 
Sache zu vertreten, so gewährt ihm obiger Artikel durch 
Absetzung der Minister die Möglichkeit, seine legislativen 
Aufträge anderen Leuten, die fähiger und ihm gewogener sind, 
anzuvertrauen. In der parlamentarischen Tätigkeit der Mini- 
ster, die jederzeit gehört werden müssen 2), erwächst dem 

V TUre III Chapitre III, Section IV. 

Art. X, Les miniktres du roi auront cntree dans Vaasemhlee natxo- 
nale Ugitlative; iU y auront une place marquee. 

') lU seront entendu8, toutes les foia qyCils le demanderont, sur les 
otfjets rdatifs ä leur adminisiration^ ou lors qu^üs seront requis de donner 
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Monarchen eine durchaus nicht zu unterschätzende Kompe- 
tenz bei der Gesetzgebung. 

Türe Ulf Chapüre III, Section L 

Art, 1,1 le roi peiit seulement inviter le 

Corps legislatif a prendre un ohjet en consideration, 

Section IV, Art, I . Le roi peut chaqtie 

annee faire Vouverttire de la Session et proposer les objets, 
quHl croit devoir etre pris en consideration pendant le cotirs 
de cette session, sans n^unmoins que cette formalite puisse etre 
consider^e comme necessaire ä Factivitö du corps legislatif. 

Art HL Huitaine au moins avant la fin de chaque session 
le Corps legislatif envoie au roi une d^putation, pour lui an- 
noncer le jour, oii il se propose de terminer ses söanees, Le 
roi peut venir faire la clöture de la session, 

Art. IV. Si le roi trouve important au hien de V iltat^ 
que la session soit continude, ou que Vajourne^nent n^ait pas 
Heu, ou quHl n^ait lieii que pour un temps moins long, il peiit 
ä cet effet envoyer un message, sur leqiiel le corps legislatif 
est tenu de ddliberer. 

Art. V. Le roi convoquera le corps legislatif dans Vin- 
tervalle de ses sessions toutes les fois, que Vinteret de VEtat 
lui paraitra Vexiger, ahisi que dajis les cas, qui auront etö 
prevus et determinds par le corps legislatif avant de s^ajoumer. 

In diesen vier Artikeln ruht gewissermaßen der eine 
Pol der gesamten fürstlichen legislativen Tätigkeit: das Recht 
der Initiative. Dem Könige steht nach Art.* I die Befugnis 
zu, das gesetzgebende Korps zu gesetzgeberischer Tätigkeit 
einzuladen. Damit wird der Monarch formell zuständig für 
die Legislative. Seine Rechte aber gehen noch weiter: er 
kann sogar die Materie in Vorschlag bringen, die eine ge- 
setzgeberische Behandlung erfahren soll. Die gesetzgebende 
Körperschaft ist dann verpflichtet, sich mit dieser Materie zu 
befassen, die der König behandelt sehen möchte. Daß mit 
diesem Rechte der eigentlichen legislativen Initiative, das 
andererseits auch die gesetzgebende Versammlung selbst hat. 



de8 eclaircissemens. lU Bcroni egcdement entendua sur les objets etrangers 
ä leur administrationi qwind Va^semhlee nationale leur accordera la paroU. 
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dem Könige ein bedeutender Einfluß auf die Gesetzgebung 
gesichert ist, und er für die Bildung des Volkswillens damit 
direkt zuständig wird, bedarf keiner weiteren Begründung. 
Section IV, Art. I. garantiert dem Könige dieselbe Befugnis, 
sogar teilweise mit denselben Worten; außerdem hat der 
König, wenn dies auch nur als Formalität anzusehen ist, die 
Eröffnung des Parlamentes vorzunehmen und damit zu be- 
stimmen, wann das Parlament in gesetzgeberische Aktion 
treten soll ; freilich sichert der Schluß des Artikels auch dem 
Parlamente seine Rechte, indem die parlamentarischen Ver- 
handlungen auch ohne Eröffnung seitens des Monarchen 
stattfinden können, wenn das Parlament auf die von der 
Verfassung vorgeschriebene Weise durch Urwahlen und 
Wahlen, die zur verfassungsmäßig vorgeschriebenen Zeit 
stattgefunden haben müssen, sich gebildet hat. Diese Be- 
stimmung des Artikels steht im direkten Gegensatze zu 
Montesquieus Anschauung*), der, da die legislative Macht 
den Willen der Nation repräsentiert, und der Wille stets 
unteilbar ist, der Meinung huldigt, daß der gesetzgebende 
Körper sich niemals von selbst versammeln könne, weil unver- 
sammelt die einzelnen Glieder der legislativen Macht eben 
nicht einen einheitlichen Willen darstellen. Hätte Montes- 
quieu gewußt, wie der legislative Körper nach der franz. 
Verf. v. 1791 selbständig, ohne Zutun des Monarchen sich 
herausbildet, so würde er jedenfalls die Forderung, daß der 
gesetzgebende Körper sich niemals selbst versammeln könne, 
nicht gestellt haben; denn selbst bei Berufung des Par- 
lamentes durch den König ist nicht immer, zumal der Mon- 
arch die einzelnen Mitglieder nur einladen (inviter), nicht 
zwingen kann, in der Versammlung zu erscheinen, anzu- 
nehmen, daß die Abgeordneten in der Vollzahl zur Stelle 
sind; auch dann gäbe es einen versammelten und einen 
unversammelten Teil des Pariamentes, und die von Montes- 



V Le Corps legislatif ne doii poini s'assemUer lui-metne: car un 
Corps nest cenae avoir de volonti qxie lora qu^ü est assemilee; et s'ü ne 
ä*a$sembloit pas unanioM^emenU on ne sauroit dire quelle partie seroit viri- 
iablement le corps legislatifi celle qui seroit assenibUe, ou celle, gui ne le 
seroit pas. (Montesq. esprit des /ow, Iwre XI, ckap, Vlh 
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quieu angeregten Fragen bezüglich der Zuständigkeit der 
einzelnen Teile für die Gesetzgebung müßten sich uns eben- 
falls aufdrängen. Nach der französischen Verfassung von 
1791 müssen von 745 Stellvertretern wenigstens 373 zugegen 
sein, wenn die Versammlung sich als gesetzgebende^) Natio- 
nalversammlung konstituieren darf, und es stellen dann unter 
dieser Bedingung diejenigen Parlamentsmitglieder den ge- 
samten Volkswillen einheitlich dar, die versammelt sind. 
Auch sonst sind in den konstitutionellen Verfassungen der 
meisten Staaten verfassungsmäßig Kautelen getroffen, nach 
denen nur dann ein Parlament als für die Bildung des Staats- 
willens zuständig erachtet wird, wenn eine bestimmt festge- 
setzte Zahl von Mitgliedern in der Versammlung gegen- 
wärtig ist. Übrigens hat Montesquieu nicht den Fall be- 
rücksichtigt, daß der Monarch das Parlament überhaupt nicht 
einberufen könnte; damit wäre dann durch die Kompetenz 
des Monarchen der Legislative gegenüber letztere in ihrer 
Tätigkeit völlig lahm gelegt, was allerdings 1791 auf Grund 
der Artikel I unter^) Titre III, Chap. I, Sect. II und I unter 
Titre III, Chap. I, Sect. V gänzlich ausgeschlossen ist. Immer 
wieder kommt auch in diesem Artikel zum Ausdruck, daß 
das gesetzgebende Korps als völlig selbständiger und schließ- 
lich maßgebender Faktor neben dem Könige steht und handelt, 
und daß König und Parlament wohl oder übel zu gemeinsamer, 
fruchtbringender gesetzgeberischer Tätigkeit sich zusammen- 
finden müssen. 



Titre JIT, Chapitre L Scction L 

Art L Le Twmbre des repre,\entans au Corps UgtsJalif est de sept 
Cent gtuirante-cing» 

Titre III, Cliajntre 1. Seclion V. 

Art III. Des qnHlfi «cremt au nambre de irois ccnl soixante-treise 
membres verifies, üs se constitiieront saus le türe d'Atfsemblee vationale 
legislative- 

V Tilre II J, Chap, /. Sect. II, Art I: Pour former VAssemUet 
naiionafe legislative. Ich cUoyens aciifs se reaiiiront iouH les dcux ans en 
assemblees primaires dans Ics vilhs et d^ins les cantons. 

Les assemblees primaircs se formeront de plein droit U sccond 
dimanche de mars, si dies n'ont pas ete convoquees plutot par les fonction- 
naires publics determines 2>(ir la loi. 

Ib'idrm Sect. V, Art. I: Les representans se reuniroiit le premier 
lundi du mois de mai au Heu des teanccs de la demiere legislature. 
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Neben der formellen legislativen Kompetenz der Kammer- 
eröffnung besitzt der französische Monarch nach dem folgen- 
den Art. III auch die formelle Befugnis, die legislative Tätig- 
keit der Deputiertenkammer zu schließen ; allerdings darf nach 
dem Wortlaute des angeführten Artikels die Initiative dazu 
keineswegs vom Könige ausgehen. Es ist vielmehr ganz 
in das Belieben der Kammer gestellt, wann sie den Schluß 
ihrer Sitzungen eintreten lassen will ; sie ist aber verfassungs- 
mäßig verpflichtet, dem Könige den Tag der beabsichtigten 
Schlußsitzung durch eine Deputation bekannt zu geben. Es 
bleibt dann nach dem Schlußsatze des vorliegenden Artikels 
dem Könige vollkommen überlassen (peiä venir!), ob er die 
legislative Tätigkeit der Kammer persönlich schließen will 
oder nicht. 

Auch der oben angeführte Art. IV sichert dem Könige 
formell Einfluß auf die Tätigkeit des legislativen Körpers; 
ihm steht abermals das Recht zu, das Parlament, falls dieses 
den Beschluß gefaßt haben sollte, die Sitzungen zu unter- 
brechen oder zeitweise ganz aufzuheben, zu weiterer un- 
unterbrochener Tätigkeit zu veranlassen, wenngleich nicht 
zu zwingen, falls er es als dem Wohle des Staates zuträg- 
lich erachten sollte. Die gesetzgebende Körperschaft ist 
dann verfassungsmäßig verpflichtet {tenii)^ über die vom 
Könige in dieser Angelegenheit abgeschickte Botschaft zu- 
beratschlagen. 

In Art. V. erscheint die Kompetenz des Monarchen 
auf legislativem Gebiete weiter gesteigert. Hat die gesetz- 
gebende Macht sich vertagt, und ist die Session bereits ge- 
schlossen, so soll der König {convoquerä), falls das Staats- 
interesse es erfordert, dieselbe unverzüglich wieder zusammen- 
rufen und zu legislativer Tätigkeit von neuem veranlassen. 
Man scheint in dieser Bestimmung den^) Montesquieuschen 
Gedanken verwertet zu haben, daß gewisse Zeiten für die 



^) D*aÜleurs ily a des iempn plns convenables les uns que les autres 
pour VoMsemblee du corps Uginlatif: ü faul donc que ce soit la put^^sance 
exe. utrice qui regle le tempa de la tenue et de la duree de ces asaeniblees, 
par rapport aux circonstancrs qu^elle confmt, 

(Montesquieu, ettprit (2. loia, Hure Xly chap» VL) 
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Versammlung des gesetzgebenden Körpers geeigneter sind 
als andere; deshalb soll dfie ausführende Gewalt die Zeit 
der Abhaltung und der Dauer der Versammlung mit Rück- 
sicht auf die ihr bekannten Umstände bestimmen. Der 
König erscheint hiermit gewissermaßen als Wächter über 
das Ganze gesetzt, das seiner Obhut und Wachsamkeit an- 
vertraut ist und für dessen Wohlergehen er die Legislative in 
Tätigkeit zu versetzen hat, falls Gefahr im Verzuge ist. 

Türe III, Chap. III, Section I. 

Art, I. La Constilution delegue exclusivement au corps 
legislatif les pouoirs et foiictions ci-apres: 

8. De statuer annuellement apres la proposition du roi 
snr le nombre d*hommes et de vaisseaux, dont les armees de 
terre et de mer seront compos^es 

Art. II. La gtierre ne peut etre decidöe que par iin 
decret du corps legislatif, rendu sur la jyroposition formelle 
et necessaire du roi et sanctionne par lui. 

Die Festsetzung der Zahl der Kriegsmannschaften und 
der Schiffe ist Sache der legislativen Gewalt; allein, dem 
Könige ist auch in dieser Angelegenheit die legislative Initia- 
tive gesichert; jährlich muß auf seinen Vorschlag hin diese 
Zahl vom gesetzgebenden Körper festgesetzt werden. Es 
erscheint in diesem Falle auch ganz natürlich, daß der König 
als oberster Kriegsherr und Vertreter der Exekutive in dieser 
Frage für zunächst kompetent erachtet wird, und daß ihm 
deshalb die legislative Initiative zusteht, ohne daß dabei der 
gesetzgebende Körper an den Vorschlag des Monarchen 
irgendwie gebunden wäre. 

Dasselbe gilt zufolge Art. II von der Kriegserklärung. 
Krieg ist und bleibt gemeinsame Angelegenheit der Nation 
und kann deshalb nur durch ein Dekret des gesetzgebenden 
Körpers beschlossen werden. Doch der eigentlichen Kriegs- 
erklärung muß ein förmlicher und nötiger Vorschlag des 
Königs vorangehen. Soll also Krieg geführt werden, so steht 
dem Könige nach diesem Artikel das Vorrecht zu, die Krieg- 
führung gut zu heißen oder zu mißbilligen. Er als Vertreter 
der Exekutive muß am besten wissen, ob Ehre und Interessen 
der Nation verletzt sind, und ob deshalb eine Wiederher- 
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Stellung derselben mit blanker Waffe erforderlich erscheint. 
Aus seiner hohen Stellung ergibt sich unmittelbar, daß 
seinem Urteil eine hohe Bedeutung beizumessen ist. Der 
gesetzgebende Körper wird deshalb das, was der Monarch 
sagt, in jeder Beziehung genau erwägen, und falls ihm alles 
begründet erscheint, einen dem Dekret des Königs statt- 
gebenden Beschluß fassen. 

Aus den angeführten Artikeln können wir erkennen, 
was für einen bedeutenden Einfluß auf die Gesetzgebung 
der König dadurch auszuüben vermag, daß neben der Kam- 
mer auch ihm gewisse Kompetenzen für die Bildung des 
Volkswillens eingeräumt sind. Es ist ihm auf diese Weise 
die Möglichkeit geboten, alle Verhältnisse des öffentlichen 
Lebens vor das Forum der Legislative zu bringen und dort 
gesetzgeberisch behandeln zu lassen. Hat er geschickte und 
fähige Minister zur Seite, die die jeweilige Materie in seinem 
Sinne zu vertreten und den Parlamentsmitgliedern annehm- 
bar zu machen verstehen, so ist ihm durch die formelle und 
materielle legislative Kompetenzbefugnis eine Gewalt einge- 
räumt, die sich von der eines absoluten Fürsten dadurch 
wesentlichst unterscheidet, daß seine Gesetzesvorschläge eine 
Abänderung oder eine völlige Abweisung erfahren können, 
was gerade das Wesen des Konstitutionalismus ausmacht. 

Der andere Pol der fürstlichen legislativen Kompetenzen 
ist das Recht der Sanktion. 

Türe III, Chapitre III, Section III, 
De la sanction royale. 

Art, L Lcs d^crets du corps legislatif sont prösentös au 
roij qui peui leiir refiiser son conscntefnent 

Art, II Dans le cas, oü le rot refuse son consentement, 
ce 7'efus rCest que suspensif. 

Lorsque les dciix Ugislatures, qui suivront celle, qui aura 
pr^sentd le decret, auront successivement represenU le meme 
df^cret dans les memes termes, le roi sera eensö avoir donne 
la sanction, 

Art, HL Le consentement du roi est exprim6 sur chaque 
decret par cette formule signee du roi: „le roi consent et fera 
executer/^ 
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Le refus mspensif est exprimö par celle-ci: „le roi 



examinera,^^ 



Art, IV, Le roi est tenxi cCexprimer son consentement ou 
son refus snr chaqiie äderet dans les detix tnois de la presentation. 

Art. V, Tont d^cret, auquel le soi a refus^ son consente- 
ment, ne peut lui etre represent^ par la meme legislatiire, 

Art VI. Les d^crets sanctionnis par le roi et ceux, qui 
Uli aiiront ete pr6senU^s par trois Ugislatures cons^cutives, 
ont force de loi et portent le nom et Vintitule de lots. 

War auf der einen Seite dem Könige das verfassungs- 
mäßige Recht zuerkannt, durch formelle und materielle legis- 
lative Zuständigkeitsbefugnis die Gestaltung des Volkswillens 
zu beeinflussen, so gewähren ihm die angeführten Artikel die 
Möglichkeit, die ohne sein Zutun vom Parlament ausgehen- 
den Gesetzesvorschläge abzulehnen und vorderhand außer 
Wirksamkeit zu setzen. Dieses vorläufige Recht gewährt 
ihm Art. I. Indes, die Suprematie der legislativen Macht muß 
gewahrt bleiben; schließlich ist auch der Monarch der Legis- 
lative untergeordnet; darum bestimmt Art. II dieses Ab- 
schnittes, daß diese Verweigerung nur aufschiebende Kraft 
hat; wäre der König befugt, ein ihm mißliebiges Dekret des 
gesetzgebenden Körpers ein für allemal abzulehnen, so hätten 
wir den Absolutismus in gemilderter Form vor uns, indem 
die Volksvertretung schließlich nur als ein machtloses, even- 
tuell gefügiges Werkzeug in der Hand des Königs er- 
schiene. Deshalb bestimmt der zweite Teil des Art. II, daß, 
wenn von zwei nachfolgenden Legislaturen, welche auf die- 
jenige folgen, die das Dekret vorlegte, das nämliche Dekret 
nach einander in denselben Ausdrücken dem Könige vor- 
gelegt worden ist, so soll es dafür angesehen werden, daß 
der König seine Einwilligung dazu gegeben habe. Wenn 
wir auch in dieser Bestimmung die Suprematie des Parla- 
mentes gegenüber dem Könige zum Ausdruck gebracht sehen, 
so gewährt uns dieselbe doch auch zugleich einen Einblick 
in die bedeutende legislative Kompetenz, die dem Monarchen 
verfassungsmäßig zusteht. Von drei Legislaturen muß das- 
selbe Dekret in denselben Ausdrücken vorgelegt werden; 
in jeder Legislatur aber erscheinen eventuell andere Abge- 
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ordnete, die eine andere Auffassung von der Sache haben 
als die Teilnehmer von der vorgehenden Legislatur; über- 
dies sind Zeit und Umstände allemal verändert, und es 
erscheint deshalb noch sehr fraglich, ob die veränderten 
Verhältnisse nicht auch eine veränderte Fassung der 
Forderungen als geboten erscheinen lassen. Die Macht des 
Parlamentes dem Könige gegenüber ist auf diese Weise 
wesentlich beschränkt, wenn auch nach Inhalt und Wortlaut 
der in Rede stehenden Bestimmung die schließliche Ent- 
scheidung einer Angelegenheit dem Parlamente verlbeibt. 

Der König ist nach Art. IV verpflichtet, innerhalb zwei 
Monaten, von der Vorlegung des Dekretes an gerechnet, 
seine Stellungnahme dazu dem Parlamente kund zu tun; 
die Ausdrücke, deren er sich dabei zu bedienen hat, sind 
ihm gleichfalls (Art. III) verfassungsmäßig vorgeschrieben. 
Eine Begründung der Ablehnung wird dagegen nicht ge- 
fordert, was als eine wesentliche Erleichterung hinsichtlich 
der Entschließung des Monarchen anzusehen sein dürfte. 
Daß der König innerhalb zwei Monaten seine Entscheidung 
zu treffen hat, erscheint nötig, damit die Kammer zur Klar- 
heit gelangt über die von ihr behandelte Materie und die 
Stellungnahme des Königs dazu. Falls diese Bestimmung 
nicht existierte, könnte der Monarch die Entscheidung auf 
unbestimmte Zeit hinausverschieben, ja, sie könnte über 
mehrere Legislaturen sich erstrecken, und die Volkssouveräni- 
tät wäre somit geradezu illusorisch gemacht. 

Bedeutungsvoll erscheint die Bestimmung des Art. V, 
daß kein Dekret, welchem der König seine Einwilligung ver- 
sagt hat, ihm in der nämlichen Legislaturperiode wieder vor- 
gelegt werden kann ^). Wäre dieses möglich, so würde 
eventuell die Entwickelung der jedesmaligen Verhältnisse 
eine zu schnelle sein. Es könnte unter Umständen eine Lage 
geschaffen werden, die für Parlament und König von un- 
liebsamen Folgen begleitet wäre. Um dies zu verhindern, 
sehen die angeführten Artikel eine Entwickelungsperiode von 

V Vergleiche hierzu Türe III, Chap. I, Art II: Elle (l'wfsemblee 
nationale) aera formee ioua lea detix ans par de nouvelles deciionM. 
Chaque p^riode de deiix annifea formera une l^gislaiure* 



— 46 — 

sechs Jahren vor, ehe das Dekret des Parlamentes zum rechts- 
gültigen Gesetz ohne des Königs Sanktion wird. Übrigens 
kann dem aufmerksamen Leser bei der Lektüre der ange- 
führten Verfassungsbestimmungen nicht entgehen, daß Art. VI 
in Art. II, Absatz 2 bereits enthalten ist. Absicht des Ge- 
setzgebers kann es nur gewesen sein, durch Einschiebung 
des Art. VI noch mehr Klarheit zu schaffen und alle event. 
Mißdeutungen möglichst zu beseitigen. 

Aus den angeführten Artikeln ersehen wir zur Gentige, 
daß der König durch das Recht der Sanktionserteilung bezw.- 
verweigerung für die Bildung des Volkswillens gleichfalls 
mit kompetent wird. War der König durch die legislative 
Initiative bei der Gesetzgebung mehr aktiv, so erscheint er 
bei der Sanktion der Gesetze in mehr passiver Haltung, 
vermag aber gerade dadurch auf die Gesetzgebung einen Ein- 
fluß auszuüben, der dem der Initiative vollkommen entspricht. 

Ein kurzer Rückblick auf die soeben besprochenen 
Verhältnisse muß uns zu der Oberzeugung bringen, daß 
Ludwig XVI. durch formelle und materielle legislative Zu- 
ständigkeit ein ganz bedeutender Einfluß auf die Gesetz- 
gebung zugesichert war. Der König begriff auch den Ernst 
der Lage, in die er durch die Revolution gekommen war, 
und suchte sich, ohne die geringsten Abänderungsversuche 
zu machen, in die neu geschaffenen Verhältnisse durch An- 
erkennung der Verfassung hineinzufinden. Leider gewann 
die republikanische Unterströmung in der franz. Volksbe- 
wegung den maßgebenden Einfluß und stürzte ganz Frank- 
reich, dessen Verhältnisse nach dieser Verfassung in ruhigen 
Bahnen sich hätten entwickeln können, aus einer Krisis in 
die andere. Frankreich machte in kurzer Zeit, nachdem auch 
eine ganze Reihe republikanischer Verfassungen beseitigt 
war, fast alle Entwickelungsphasen im Verfassungsleben 
durch und gelangte schließlich beim absoluten Kaisertume 
Napoleons I. an. 

Da die Senatuskonsulta, so wichtig sie für die französi- 
sche Gesetzgebung und für das allmähliche Verwandeln der 
republikanischen Staatsform in eine monarchische auch sein 
mögen, im Grunde nichts weiter zum Zwecke haben als eine 
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Veränderung bezw. Ergänzung der vierten republikanischen 
Verfassung vom 13. Dez. 1799, so bieten sie, abgesehen 
davon, daß sie das Zweikammersystem als zu Recht be- 
stehend anerkennen und sogar noch weiter ausbauen, für 
unsere Betrachtung des Interessanten wenig und können 
deshalb übergangen werden. Überdies fehlt in der Zeit, 
während welcher die Senatuskonsulta das franz. Staatsleben 
regelten, ein charakteristisches Merkmal des Konstitutionalis- 
mus: der Monarch an der Spitze des Staatsganzen. Zwar 
war ja der erste Konsul reichlich mit monarchischen Rechten 
ausgestattet und steuerte durch alle seine Maßnahmen direkt 
auf den früheren Absolutismus wieder los; allein, es fehlte 
ihm doch die staatsrechtliche Anerkennung als Monarch und 
schon aus diesem Grunde müssen die genannten Senatus- 
konsulta, als unserer oben gegebenen Definition von dem 
Wesen einer konstitutionellen Monarchie widersprechend, 
aus unserer gegenwärtigen Betrachtung ausscheiden. Eine 
charakteristische Teilung der legislativen Machtbefugnisse, 
die darin hervortritt, daß ein verfassungsmäßiger Monarch 
auf staatsrechtlicher Grundlage gemeinsam mit dem Volke 
das Recht der Legislative ausübt, tritt dagegen wieder in der 
Constitution frangaise vom 6. April 1814 hervor. Betrachten 
wir im folgenden die Kompetenzen des Monarchen nach 
dieser Verfassung. 



Constitution firan9aise. 1814 Avril 6. 

Vorbemerkung. 

Einen ganz anderen Charakter hinsichtlich der Ge- 
stahung des Kompromisses zwischen König und Volk zeigt 
die konstitutionelle Verfassung vom 6. April 1814. Der 
Senat hatte unter Talleyrands Vorsitze die Absetzung Napoleons 
ausgesprochen, und durch die verbündeten Mächte war die 
Zurückberufung der Bourbonen auf den französischen Thron 
entschieden worden. Aber gewitzigt durch die Tatsache, 
daß auch Napoleon es verstanden hatte, eine ungeheure, ja 
schließlich absolute Machtbefugnis in seiner Hand zu ver- 
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einigen, und aus Furcht, daß Ludwig XVIII. vielleicht eben- 
falls ohne Verfassung, wie seine Vorgänger, regieren möchte, 
hatte man doch auch der Königsgewalt gewisse Schranken 
setzen zu müssen geglaubt. Besonders war aber der Er- 
haltungssenat, der die Verfassung gutgeheißen hatte, auf Be- 
estigung bezw. Mehrung seiner Machtbefugnisse bedacht 
gewesen, und so erhielten denn die Bourbonen die Königs- 
macht, die Senatoren Erblichkeit und Unabsetzbarkeit von 
ihren Würden, das Heer Erhaltung aller Grade und Ruhe- 
gehalte, das Volk Unantastbarkeit der Schuld und der 
verkauften Nationalgtiter, Sicherheit der Person, Glaubens- 
und Preßfreiheit. König und Adel haben demnach an legis- 
lativer Zuständigkeit nach der Verfassung vom 6. April 1814 
gewonnen, das Volk dagegen hat eingebüßt. Der Kom- 
promiß erscheint zugunsten der oberen und obersten Be- 
völkerungsschichten verschoben. 



Art. 4. Le pouvoir exectdif appartieyit au roi. 

Art. 5. Le roi, le sdnat et le corps Ugislatif eoncou- 
rent a la formation des lots. Les projets de loi peuvent 
etre egaleinent propos^s dans le scannt et dans le corps Ugis- 
latif 

Le roi peiit inviter ^galenie^it les deux corps ä s*occuper 
des ohjets, qtCil juge convenables. 

La sanction du roi est ndcessaire pour le complement 
de la loi. 

Art. 17. Uindependance du ])ouvoir judiciaire est ga- 
rantie 

Wir sehen aus den angeführten Artikeln, daß die Teilung 
der Gewalten vollkommen durchgeführt ist. Als wesentliche 
Abweichung von der Verf. v. 1791 haben wir hervorzuheben, 
daß hier, wie dies bereits nach der republikanischen Verf. 
V. 1799 und dem organ. Senatuskonsultum v. 1804 der Fall 
war, das Zweikammersystem verfassungsmäßig erscheint. 
Montesquieus Forderung, daß alle Teile einer Nation zur 
Ausübung ihrer staatspolitischen Rechte gelangen sollen, 
und daß dies nur dann geschieht, wenn auch die besser 
situierten Kreies, die Adeligen, prinzipiell eine Kammer für 
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sich bilden, ausgestattet mit völlig gleichen legislativen 
Rechten wie die Volkskammer, ist hier in vollem Umfange 
verwirklicht und damit der größte Fehler der franz. Verf. 
V. 1791 tatsächlich beseitigt; und so haben wir hier im 
Gegensatz zur ersten franz. Verf., wo wir nur zwei legis- 
lative Faktoren anträfen, deren drei: König, Senat und Volks- 
kammer. Jede der beiden Kammern besitzt nach Art. 5 
das legislative Vorschlagsrecht; Gesetzesanträge können so- 
wohl im Senate als auch in der gesetzgebenden Körper- 
schaft des Volkes eingebracht werden; ebenso ist dem 
Könige das Recht der legislativen Initiative ebenso wie nach 
der ersten franz. Verfassung zugesprochen; er kann nach 
Art. 5 Senat und gesetzgebenden Körper einladen, sich mit 
der Materie gesetzgeberisch zu befassen, die er für ange- 
messen hält. Alle drei legislative Instanzen arbeiten nun ge- 
meinsam an der Bildung des Staatswillens und ein voll- 
gültiges Gesetz kommt zustande, wenn alle genannten legis- 
lativen Faktoren ihre Zustimmung zu den jeweiligen Gesetzes- 
vorschlägen erteilt haben. Ein legislatives Veto, wie dies 
nach der Verfassung v. 1791 dem Könige ausdrücklich zu- 
erkannt war, ist hier nicht verfassungsrechtlich festgelegt, doch 
ist auch nach dieser Verfassung auf Grund des Art. 5 die Sank- 
tion von Seiten des Monarchen zur Vollgültigkeit eines Gesetzes 
unbedingt notwendig. Was dagegen zu geschehen hat, wenn 
der König die Sanktion der ihm vorgelegten Gesetzent- 
würfe verweigert, ist nicht gesagt. Hier hat die Verfassung 
offenbar eine Lücke und unterscheidet sich in diesem Punkte 
deshalb zu ihrem Nachteil von ihrer Vorgängerin v. 1791, 
wo alle derartigen Eventualitäten ebenfalls berücksichtigt waren. 
Art 10. Le corps legislatif s^assemhle de droit cJiaque 
annee le 1. octobre, Le rot peiit le convoquer extraordi- 
nairement 11 peut rajoumer ; ü peiit aussi le dissoudre; 
mais dans ce demier cos un autre corps legislatif doit etre 
form/i au plus tard dans les trois tnois par les Colleges 
electoraux 

Der angeführte Artikel stimmt inhaltlich in den wesent- 
lichen Punkten mit dem entsprechenden Art. v. 1791 (Titre III, 
Chap. I, Section V, Art. I) überein. Hier wie dort versammelt 

4 
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sich das Parlament nach den verfassungsmäßigen Bestimmungen 
ohne Zutun des Monarchen. Hier wie dort tritt des Königs 
Kompetenz für die Gesetzgebung insofern hervor, als es ihm 
gestattet ist, das Parlament zu außerordentlicher Tagung 
einzuberufen. Eine wesentliche Abweichung tritt dagegen 
in der Bestimmung zu Tage, daß der König befugt er- 
scheint, das Parlament zu vertagen und eventuell auf- 
zulösen. Diese Befugnis war 1791 dem Monarchen aus- 
drücklich genommen. Wir müssen in dieser Bestimmung 
für den König einen bedeutenden Zuwachs an legis- 
lativer Zuständigkeit erblicken; denn gesetzt, dem Könige 
wäre ein Parlament unbequem, so ist ihm durch die Mög- 
lichkeit der Auflösung desiselben das beste Mittel gegeben, 
ein anderes Parlament zustande zu bringen, das seinen Wün- 
schen williger Gehör schenkt. Daß damit dem Könige eine 
bedeutende legislative Kompetenz gesichert ist, leuchtet ohne 
weiteres ein, wenn auch die Möglichkeit trotzdem bestehen 
bleibt, daß das Parlament in seiner früheren Zusammen- 
setzung wiederkehrt. Anderseits ist in dem angeführten 
Artikel zugleich auch eine durchaus angebrachte Beschränkung 
der königlichen legislativen Zuständigkeitsbefugnis enthalten. 
Der König kann sich nicht ohne weiteres von der staats- 
rechtlichen Mitwirkung des gesetzgebenden Korps befreien, 
sondern ist verfassungsmäßig gehalten, im Falle einer Auf- 
lösung desselben in spätestens drei Monaten durch Neu- 
wahl ein neues Pariament zustande zu bringen und in ge- 
setzgeberische Aktion treten zu lassen. Diese Bestimmung 
erscheint auf den ersten Blick nebensächlich, weil sie im Grunde 
Selbstverständliches fordert. Indes, wir brauchen nur an die 
(Hats gene'raux zu denken, die auch schon vor der franz. 
Revolution existierten, aber niemals von den Königen zu ge- 
setzgeberischer Tätigkeit einberufen wurden; insofern ist also 
die angeführte Bestimmung von durchaus nicht zu unter- 
schätzender Bedeutung hinsichtlich der legislativen Zu- 
ständigkeit des Volkspariamentes. (cf. unten Art. 17 des 
organischen Senatuskonsultums v. 4. Aug. 1802.) 

Ganz wesentlich erhöht erscheint dagegen die legis- 
lative Zuständigkeit des Monarchen durch die Bestimmung 
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über die Zusammensetzung der oben erwähnten Adelskammef. 
Hören wir zunächst, was die Verfassung in Bezug auf die 
Bildung des Senates, dieses Adelsparlamentes, selbst festsetzt. 

Art 6. 11 y a eent cinquante smateurs au mohis et deux 
Cents au plus. 

Leur dignite est inamavible et he're'ditaire de male en 
male par primogeniture, Us sont iiommes par le roi. 

Nach dem vorliegenden Artikel ist der Senator unab- 
setzbar, seine Würde erblich im Mannesstamme nach dem 
Rechte der Erstgeburt. Die Senatoren selbst werden vom 
Könige ernannt. Daß ein solches Adelsparlament für die 
legislativen Intentionen des Monarchen sich jederzeit ge- 
winnen läßt, ist von vornherein klar; denn der Monarch 
wird selbstredend nur solchen Leuten Sitz und Stimme im 
Oberhause einräumen, auf deren Treue und bedingungslose 
Ergebenheit er auf alle Fälle mit Sicherheit bauen kann. 
Da ferner der König nach Art. 5 seine Gesetzesvorschläge 
in gleicher Weise in jeder der beiden Körperschaften {le roi 
peut inviter egalement les deux corps ä s'occuper des ohjets, 
qu'il juge convenahles) zur Beratung stellen kann, so ist ihm 
von vornherein die Zustimmung des Adelsparlamentes ge- 
sichert, und ist diese tatsächlich erfolgt, so macht dieses 
Votum schon immer einen gewissen, wenn auch nicht aus- 
schlaggebenden Eindruck auf das Volksparlament, so daß 
auf diese Weise die legislative Zuständigkeit des Monarchen 
nicht unerheblich gesteigert erscheint. 

Art. 9. Chaqiie departcment iioynmera au corps Ivgis- 
latif le meme nomhre de deputes, quHl y envoyait. 

Les deputes, qui siögeaint au corps Irgislatif lors da 
dernier ajoumement, continueroni a y sieger jusqu' ä leur 
rcfnplacement. Tous con^ei^ent leur traitetnent. 

A Vaveuir Us serant choisis immediatement par les 
Colleges electorauXy les quels sont conseri^e's sauf les changemeiis, 
qui poxirraient etre faits par une loi a leur Organisation. 

Im duree' des fonctions des deputes au corps Ivgislatif est 
fixee ä cinq anne'es. 

Les nouvelles elections auront Heu pour la Session de 1816, 

4* 
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Der Einflufi des Königs auf die Legislative erscheint 
aber noch insofern indirekt gesichert, als die Bildung des 
Deputiertenhauses nach Art. 9 der vorliegenden Verfassung 
sich in derselben Weise vollzieht, die unter dem Napoleoni- 
schen Absolutismus Geltung hatte. Sehen wir also, was die 
organischen Senatuskonsulta vom 4. August 1802 und vom 
18. Mai 1804 über die in Rede stehende Materie bestimmen: 

SenatuS'C07isulte organique de la Constitution. Du 16 
thermidor an X. (4 aoüt 1802.) 

Art. I. Chaqtie ressort de justice de paix a une assem-- 
hUe de canton. (Kantonsversammlung). 

2. Chaque arrondissement cammunal ou district de saus- 
prefecture a un College electoral d^ arrondissement (Bezirks- 
wahlkollegium). 

3. Chaque d^partement a un aMege ätectoral de depar- 
tement. (Departementswahlkollegium). 

Titre II. Des a^sembees de canton. 

Art. 4. Uassemblee de canton se compose de tous les 
citoyens domieilies dans ce canton, et qui y sont inscrits sur 
In liste commundle d^ arrondissement. 

A dater de V^poque ow, aux termes de la Constitution, 
les listes communales doivent etre renouvelees, VassemhUe de 
canton sera composee de tous les citoyens domieilies dans le 
canton, et qui y jouissent des droits de citoyen. 

Art. 5. Le premier consul nomme le pr^^ident de Vas- 
semhlee de canton. Ses fonctions durent cinq ans, ü peut 
etre renomme' inde'finiment 
*•••.•.•••••••.•.••••.•••••■.••••••• 

(Die Bestimmungen dieses Artikels sind nach der Verf. 
V. 6. April 1814, Art. 12 aufgehoben; cf. weiter unten.) 

Art 6. Uassemblee de cayiton se divise en sections pour 
faire les Operations qui lui appartiennent. Lors de la pre- 
miere convocation de chaque assemblee, Vorganisation et les 
formes en seront determinees par un reglement emane dit 
gouvemement. 

Art 7. Le President de V assemblee de canton nomme 
les President des sections. (Diese Bestimmung ist gleichfalls 
aufgehoben; cf. weiter unten.) 
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Art, 14. Uassemblee de canton nomtne au College elec- 
toral d'arrondissement le nornbre des membres qui lui est 
assigncy en raison du nornbre de dtoyens dont eile se compose. 

Art 15. Elle namme au College electorai de d^partement^ 
sur une liste dont il sera parle' ci-apreSy le nornbre des mem- 
bres qui lui est attribue, 

Art. 16. Les membres des Colleges electoraux doivent 
eire domicUies dans les arrondissements et departemens re- 
spectifs. 

Art. 17. Le gouvemement convoque les assemble'es de 
canton^ fixe le temps de leur duree et Tobjet de leur reunion. 

Titre HL Des Colleges electoraux. 

Art. 18. Les Colleges e'lectoraux d'arrondissement ont un 
membre pour einq Cents habitans domicilies dans Varrcm- 
dissement. 

Le nombre des membres ne peut n^anmoins exceder 
deux Cents ni etre au-dessous de cent vingt. 

Art. 19. Les Colleges electoraux de d4partement ont un 
membre par male habitans domicilie's dans le ddpartementy 
et neanmoins ces membres ne peuvent exceder trois centSj ni 
etre au-dessous de detix cents. 

Art. 20. Les membres des colUges Electoraux sont ä vie. 

Art. 23. Le premie^' consvl nomme les presidens des 
Colleges Electoraux ä chaque session. Le prösident a seid la 
police du colUge electorai lors quHl est assemble. (Abgeändert 
durch Art. 12 der Cofist. francaise v. 6. April 1814). 

Art. 25. Pour parvenir ä la formation des Colleges elec- 
toraux de departementy il sera dressd dans chaque ddpartementy 
sotis les ordres du ministre des financesy une liste de six 
Cents dtoyens y les plus imposds aux röles des contributions 
foneierCy mobiliere et somptuerCy et au röle des patentes. 

On ajouie h la somme de la contributiony dans le do- 
micite du ddpartementy celle qu^on peut justifier payer dans 
les autres parties du territoire de la France et de ses colo- 
nies. Cetie liste sera imprim^e. 

Art. 26. Uassemblde de canton prendra sur cette liste 
les membres qu*elle devra nömmer au College electorai du dd- 
partement. 
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Art. 32. Les Colleges electoraux de departement et 
d^arrondissement pr^scntent chacun deux citoyenSy domicilies 
dans le de'parteynent, pour former la liste siir laquelle doivent 
efre nommes les membres de la di^putation au corps Ugislatif. 

Vn de ces eitoyens doit etre pris ne'cessairement hors du 
colh^ge qui le pn^sente. 

II doit Iß avoir trois fois autant de eandidats differefis 
sur la liste fortm^e par la rcunion des jm^sentations des 
Colleges Electoraux de departement et d^arrondissemerUj qii'il 
y a de places vacantes. 

Art. 36, Les Colleges electoraux ne s'assemhlent qu'eri 
vertu d'un acte de convocation emane du gouvernement, et 
dans le Heu qui leur est assigne. 

lls ne pcuvent s*occuper que des op(h-ations pour les- 
qnelles ils s'ont convoques, ni continuer leurs seances au- dela 
du temps fixE par Vacte de convocation. 

S'ils sortent de ces bornes, le gotwernement a le droit 
de les dissoudre. 

Art. 37. Les Colleges electoraux ne peufent ni directe- 
mentj ni iyulirectement , sous qnelque jrretexte que ce soit, 
correspondrc entre eux. 

Titre VII. Du corps le'gi^latif 

Art. 70. Chaque d^yartement aura, dayis le corps legis- 
latifj un nomhre de membres proportioixne ä Vetendue de sa 
2)optdation, conformement au tahleau ci-joint. 

Art. 76. Le gouvernement convoquCj ajourne et proroge 
le Corps legislatif. {cf. oben Art. 10 der vorliegenden Const. 
franqaise). 

Senat Uh'Consulte organique. 

An XU. Florval 28 = IHOi Mai 18. 

Titre XII. Des Colleges electoraux. 

Art. 08. Toutes les fois quun College electoral de depar- 
tement est re'uni pour la formation de la liste des ea^xdidats 
au corps le'gislafif les listes de eandidats pour le Senat sont 
renouvelees. Chaque renouvellemcnt rend les presentatiofis 
an fe'ri eures de nul effet. 

In den vorstehenden Artikeln der Napoleonischen 
Senatuskonsulta ist nach obigem Art. 9 der vorliegenden 
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Constitution fran^aise das Wahlreglement für die Deputierten- 
kammer gegeben. Nach den Artikeln 1, 2 und 3 kommen 
hierbei dreierlei Wahlversammlungen in Betracht, und das 
ganze Wahlverfahren ist, im großen und ganzen betrachtet, 
etwas umständlich. Nach den genannten Artikeln besitzt 
jeder Friedensgerichtsbezirk eine Kantonsversammlung, jeder 
Kommunalbezirk ein Bezirkswahlkollegium, jedes Departe- 
ment ein Departementswahlkollegium. Jede Kantonsver- 
sammlung teilt sich nach Art. 6 wieder in Sektionen, die 
die ihnen zustehenden Arbeiten zu verrichten haben. Die 
Tätigkeit der Sektionen regelt bei ihrer ersten Zusammen- 
kunft jedesmal ein von der Regierung ausgehendes Regle- 
ment, das auch zugleich die Organisierung derselben näher 
bestimmt. Zur Kantonsversammlung gehören nach dem 
Schlußsatze des Art. 4 alle im Kanton ansässigen Bürger, 
die daselbst das Bürgerrecht ausüben. Nach Art. 12 (cf. 
weiter unten) der vorliegenden Constitution frangaise sind 
nun die vorstehenden Artikel 5 und 7 des organischen 
Senatuskonsultums v. 4. Aug. 1802 aufgehoben, und beide 
gesetzgebenden Körperschaften, Senat und Deputiertenhaus, 
sowie alle Wahl- und Kantonsversammlungen ernennen 
ihren Präsidenten aus ihrer eigenen Mitte. Wie kommen 
nun zunächst die erwähnten Wahlversammlungen, durch 
deren Tätigkeit die eigentliche gesetzgebende Körperschaft 
gebildet wird, zustande? 

Nach den Artikeln 14 und 15 des in Rede stehenden 
organischen Senatuskonsultums v. 4. Aug. 1802 werden so- 
wohl die Bezirks- als auch die Departementswahlkollegien 
durch die Kantonsversammlungen gebildet, und zwar er- 
nennt die Kantonsversammlung für das Bezirkswahlkollegium 
eine Zahl von Mitgliedern, die in einem entsprechenden 
Verhältnisse steht zu der Anzahl der Mitglieder, aus denen 
sie sich selbst zusammensetzt. Nach den Artikeln 15, 25 
und 26 ernennen die Kantonsversammlungen auch die Mit- 
glieder der Departementswahlkollegien und zwar auf Grund 
einer gedruckten Liste, auf welcher auf Veranlassung des 
Finanzministers die Namen von 600 in dem betr. Departe- 
ment am höchsten besteuerten Bürgern zu finden sind. 
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Somit sind nunmehr die Bezirks- und Departementswahl- 
kollegien als aktionsfähige Colleges electoraux zustande ge- 
kommen, und ihre Aufgabe besteht unter anderen nach 
Art. 32 auch darin, die Abgeordnetenkandidaten zur Depu- 
tiertenkammer dem ersten Konsul zu präsentieren. Das ge- 
schieht, indem nach Art. 32 die Departements- und Bezirks- 
wahlkollegien je zwei im Departement ansässige Bürger für 
die Liste in Vorschlag bringen, aus welcher die Mitglieder 
der Deputation im gesetzgebenden Körper ernannt werden 
müssen. Einer von diesen Bürgern muß notwendig außer- 
halb des Kollegiums genommen werden, von welchem er 
präsentiert worden, und auf der betreffenden Liste müssen 
mindestens dreimal soviel Kandidaten sich finden, als im 
gesetzgebenden Körper offene Stellen vorhanden sind. Be- 
merkenswert erscheint bei dem ganzen Wahlmodus, daß für die 
Mitglieder der Bezirkswahlkollegien ein gewisser Census 
überhaupt nicht vorgeschrieben ist. Mitglied eines Bezirks- 
wahlkollegiums kann also jeder französische Bürger werden, 
einerlei, ob er zu dem höchsten oder geringsten Steuer- 
satze veranlagt ist; nur muß er in einem Kanton als französi- 
scher Bürger ansässig und in die Bezirkskommunalliste ein- 
geschrieben sein; und gerade in diesen Bestimmungen liegt 
eins der volksfreundlichen Elemente der ganzen Verfassung; 
während also in das Departementswahlkollegium nur solche 
Leute durch die Kantonsversammlung gewählt werden können, 
die zu den am höchsten Besteuerten im ganzen Departe- 
ment gehören, eröffnen die Bezirkswahlkollegien jedem franz. 
Bürger den Weg ins Parlament; und während in jedem Depar- 
tement nur ein Departementswahlkollegium anzutreffen ist, 
das nur jedesmal zwei Abgeordnete (cf. Art. 32 des org. 
Senatuskonsultums v. 4. Aug. 1802) zu entsenden hat, finden 
sich in jedem Departement mehrere Bezirkswahlkollegien, 
die ebenfalls je zwei Abgeordnete zur legislativen Körper- 
schaft zu stellen, befugt sind. So sind auf diese Weise alle 
Schichten der Bevölkerung zur legislativen Tätigkeit berufen, 
die obersten, ihrer Zahl entsprechend, durch jedesmal nur 
zwei Abgeordnete aus jedem Departement, die übrige Be- 
völkerung durch soviel mal zwei Abgeordnete, als Bezirks- 
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Wahlkollegien in jedem Departement überhaupt vorhanden 
sind. Aus der Liste aller dieser Kandidaten wählt nun der 
erste Konsul die Mitglieder zur gesetzgebenden Körperschaft. 
Hinsichtlich der Anzahl der Deputierten gibt Art. 70 
die erforderlichen Festsetzungen. Dem Woitlaute des ange- 
führten Artikels entsprechend soll jedes Departement eine 
dem Umfange seiner Bevölkerung angemessene Zahl von 
Mitgliedern im gesetzgebenden Körper haben. Nach Art. 76 
beruft und vertagt die Regierung die gesetzgebende Körper- 
schaft und veranlaßt, im Falle schon beschlossener Schlie- 
ßung bezw. Vertagung der Beratungen, auch die Weiter- 
führung der einmal begonnenen parlamentarischen Arbeiten. 
(Vergl. oben Art, 10 der Const. frangaise, v. 6. April 1814.) 
Wollen wir den soeben gekennzeichneten Wahlmodus 
naher beurteilen, so müssen wir uns vor allem vergegen- 
wärtigen, dafi derselbe die Bildung einer Volkskammer zum 
Zwecke hat. Da fällt uns aber sofort auf, dafi die Kan- 
didaten für ein und dieselbe legislative Körperschaft einer 
ganz verschiedenen wirtschaftlichen Bewertung unterworfen 
sind, und wenn wir wollen, so können wir ohne Bedenken 
sagen, dafi bereits in dem Napoleon ischen Wahlsystem das 
preufiische Dreiklassenwahlrecht, wenn auch noch keimartig 
und unentwickelt, gegeben ist. Geradezu in die Augen 
springend ist, dafi nach den Artikeln 15 und 25 den Kan- 
tonsversammlungen gar keine andere Möglichkeit offen bleibt, 
als aus der Zahl der vorgeschriebenen 600 am höchsten Be- 
steuerten einer jeden Provinz die Mitglieder für das Depar- 
tementswahlkollegium zu wählen. Für die Mitglieder der 
Bezirkswahlkollegien ist dagegen, wie bereits oben ausge- 
führt, ein Census überhaupt nicht vorgeschrieben, und es 
kommen auf diese Weise tatsächlich alle Volksschichten zur 
Ausübung ihrer staatspolitischen Rechte. (Vergl. weiter 
unten „die Verfassungsurkunde für den Preufiischen Staat"). 
Von diesem Gesichtspunkte aus betrachtet, läfit sich 
gegen das Wahlrecht, wie es laut Art. 9 der Constitution 
frangaise vom 6. April 1814 festgelegt erscheint, nichts ein- 
wenden; nur bleibt noch beachtenswert, dafi der Montes- 
quieusche Gedanke von der Notwendigkeit der Vertretung 
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des Adels im Parlamente schon durch die Bildung des 
Senates durch den König seine volle Berücksichtigung ge- 
funden hat. Wenn dieser Gedanke noch bei der Wahl der 
Abgeordneten zur Deputiertentkammer insofern zum Aus- 
druck gelangt, als die Departementswahlkollegien, deren 
Mitglieder allemal zu den Höchstbesteuerten in jedem Depar- 
tement gehören, ebenfalls berechtigt sind, je zwei Abge- 
ordnete zur legislativen Körperschaft zu entsenden, so be- 
deutet diese Befugnis eben nichts weiter als eine Stärkung 
der legislativen Kompetenzen des Monarchen, da hinsichtlich 
des Votums solcher Abgeordneten, deren wirtschaftliche Lage 
eine gute genannt werden muß, anzunehmen ist, daß dieses 
zugunsten des Königs abgegeben werden wird. 

Doch trotz des im großen und ganzen, wie wir soeben 
dargetan, immer noch volksfreundlichen Charakters des ganzen 
Wahlmodus zur Deputiertenkammer hätte dieser entschieden 
die Billigung der Nation nicht gefunden, wenn nicht noch 
weitere volkstümliche Konzessionen im Sinne des Konsti- 
tutionalismus gemacht werden wären. Dazu gehört, abge- 
sehen von der bereits oben erwähnten Änderung der beiden 
Artikel 5 und 7 (cf. auch weiter unten Art. 12 der vorliegen- 
den Constitution fran^aise), noch die Bestimmung, daß in 
Zukunft die Abgeordneten zur legislativen Körperschaft direkt 
durch die Wahlkollegien bestimmt werden sollen. Dem 
Monarchen ist also die Befugnis, die ehedem dem ersten Konsul 
zustand, entzogen, aus der von den Bezirks- und Departe- 
mentswahlkollegien präsentierten Kandidaten die eigentlichen 
Abgeordneten für die Deputiertenkammer ganz nach persön- 
lichem Gutdünken auszuwählen. Da ferner nach dem Wort- 
laute des vorliegenden Artikels 9 noch ein besonderes Ge- 
setz die Organisation der Wahlkollegien regeln soll, so ist 
mit Rücksicht auf den freiheitlichen Charakter der ganzen 
Verfassung auch in Bezug auf das in Aussicht gestellte 
Wahlgesetz anzunehmen, daß dieses zugunsten der konsti- 
tutionellen Volksrechte sich wird haben gestalten sollen. 
So sind denn dem Volke durch den in Rede stehenden 
Art. 9 mannigfache Rechte bei der Wahl der Abgeordneten 
zur Depurtiertenkammer eingeräumt. Dabei besitzt aber der 
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Monarch immer noch Mittel und Wege genug, um einen 
eventuellen Mißbrauch der gemachten Zugeständnisse zu 
verhüten. So ist nach dem zu Recht bestehenden Artikel 36 
des organischen Senatuskonsultums v. 4. August 1802 den 
Bezirks- und Departementswahlkollegien bei Strafe ihrer so- 
fortigen Auflösung untersagt, sich mit einer anderen als 
der von der Regierung vorgeschriebenen Materie zu be- 
fassen; ferner versammeln sich die genannten Kollegien nur 
kraft einer von der Regierung ausgegangenen Zusammenbe- 
rufungsakte (Vergl. hierzu Const frangaise 1791 Sept. 3: 
Titre III, Chap. I, Section II, Art. I, S. 30 und S. 32 ff.) und 
dann auch nur an dem ihnen angewiesenen Orte. Hierzu 
kommt, daß nach dem folgenden Artikel 37 den einzelnen Wahl- 
kollegien aufs schärfste untersagt ist, mit einander in irgend 
welche Verbindung zu treten, so daß die Regierung über jede 
Tätigkeit aller Wahlkollegien bis ins einzelnste informiert bleibt. 

So ist denn über die einzelnen Kollegien zugunsten 
des Monarchen immer noch ein ziemlich scharfes Über- 
wachungssystem verhängt, und letzterem ist, wenn auch 
nicht eine sichere, so doch wenigstens gewisse Gewähr da- 
für geboten, daß die schließliche Parlamentsmajorität seinen 
legislativen Intentionen nicht gerade feindlich gegenübersteht. 

Art. 12. Le senat, le corps legislatif, Ics Colleges elec- 
toraux et les asse^nhUes de canton elisent leiir pr^sident dans 
leur sein. 

Art. 14. Lcs ministres peuvent etre membreSj soit du 
sdnat, soit du corps legislatif. 

Art. 21. La personne du roi est inviolable et sacree 
Taus les actes du gouvernetnent sont signes par un ministre. 

Les ministres sont responsahles de tout ce, qiie ces actes 
conticndraient d'attentatoire aux lois, ä la liberte j^^iblique et 
individuelle et aux droits des citoyens. 

Den Geist der Verfassung und besonders die Unab- 
hängigkeit des gesetzgebenden Körpers dem Könige gegen- 
über kennzeichnet der Art. 12. Hier finden wir noch ein 
Stück Volksfreiheit und Volkssouveränität zum Ausdruck ge- 
bracht: alle Körperschaften, die sich konstituieren zum Zwecke 
der Gesetzgebung, sind dem formellen Einflüsse des Königs 
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vollständig entrückt; sie wählen ihren Präsidenten aus ihrer 
eignen Mitte, ohne daß auch nur entfernt der König auf 
diese Wahl einen gewissen bestimmenden Einfluß auszuüben 
vermöchte. 

Dahingegen ist dem Könige wiederum eine gewisse 
legislative Zuständigkeit durch Art. 14 zugesprochen. Er 
kann durch den Mund seiner Minister die parlamentarischen 
Verhandlungen in seinem Sinne beeinflussen, insofern die 
Minister verfassungsmäßig Mitglieder beider gesetzgebenden 
Körperschaften sein können. Auch in diesem Punkte unter- 
scheidet sich diese Verfassung durch nichts von ihrer großen 
Vorgängerin von 1791. Auch die persönliche Unverant- 
wortlichkeit und Unverletzlichkeit des Monarchen einerseits 
und die Verantwortlichkeit der Minister für die Handlungen 
und Maßnahmen des Königs anderseits sind hier, wie schon 
1791, durch die Verfassung festgelegt. Die Minister sind 
für alles, was Unrechtmäßiges gegen das Ansehen der Ge- 
setze, gegen die öffentliche und private Freiheit des einzelnen, 
gegen die Rechte der Bürger durch schriftliche Anordnung 
seitens des Monarchen unternommen werden könnte, in 
vollem Umfange Rechenschaft und Verantwortung schuldig. 

Oberblicken wir nun im großen und ganzen die so- 
eben besprochene Verfassung und stellen wir sie rücksicht- 
lich der Kompetenzen des Monarchen auf dem Gebiete der 
Legislative gegenüber ihrer großen Vorgängerin von 1791» 
so können wir nicht umhin zu finden, daß die legis- 
lative Zuständigkeit des Monarchen wesentlich erhöht, die 
des Pariamentes dagegen entsprechend verringert erscheint; 
nichts desto weniger ist doch immer noch das Parlament 
im Besitze der unumgänglichen und zwar durchaus selbstän- 
digen Mitwirkung bei der Bildung des Staatswillens; ohne 
die freie Zustimmung des Volkspariamentes kann kein Vor- 
schlag Gesetzeskraft erlangen, und wir können deshalb ohne 
Bedenken hervorheben, daß die Kompetenzen des Volkes 
auf dem Gebiete der Legislative insofern gewahrt erscheinen, 
als Volk und Monarch bei der Bildung des Staatswillens mit 
gleichen Rechten ausgestattet sind. Auch die Bildung und 
Zusammensetzung des Volkspariamentes vollzieht sich nach 
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Art. 9, Absatz 1 und 3 (Chaque d^artement nommera au 
Corps legislatif le meme nombre de deputes, qiCil y envayait 
(Abs. 1). -4 Vavenir ils {les deputes) seront choisis imimdia- 
tement par les Colleges electorauxy lesquels sont conserv4$ sauf 
les ehangemens, qui pourraient etre faits par une loi ä leur 
organisaüon (Abs. 3)) in derselben Weise, wie dies 1791 ver- 
fassungsmäßig zu geschehen hatte. Nur sind an die Stelle 
der Urversammlungen von 1791 die Kantonsversammlungen 
und an diejenige der Wahlmänner die Bezirks- bezw. Depar- 
tementswahlkollegien getreten. Auch darin tritt eine über- 
raschende Ähnlichkeit mit den Bestimmungen von 1791 
hervor, daß der Census für die Mitglieder der Departements- 
wahlkollegien ein ungemein hoher genannt werden muß. 
Während es 1791 hieß, daß in Städten mit mehr als 6000 
Einwohnern nur derjenige Wahlmann werden könne, der 
Eigentümer oder Nutznießer eines Gutes sei, das auf den 
Steuerlisten dem Einkommen von 200 Tagewerken gleich- 
geschätzt sei, oder Mieter einer Wohnung, die einem Ein- 
kommen von 150 Tagewerken entspreche, und in Städten unter 
6000 Einwohnern und auf dem Lande nur derjenige, dessen 
Einkommen nach den Steuerlisten 100 — 150 Tagewerken 
gleichkomme (cf. oben S. 33), werden nach der vorliegen- 
den Constitution frangaise die Departementswahlkollegien 
aus Männern gebildet, die zu den 600 Höchstbesteuerten 
jedes Departements zählen. Auf den bemerkenswerten Unter- 
schied dagegen, der besteht hinsichtlich des Census der 
Mitglieder der Bezirkswahlkollegien und der soeben ange- 
gebenen wirtschaftlichen Qualität der Wahlmänner von 1791, 
sei an dieser Stelle nur nochmals hingewiesen; auch inso- 
fern ist gegenüber den ^diesbezüglichen Festsetzungen von 
1791 eine wesentliche Verschärfung eingetreten, als nach 
der vorliegenden Const. frangaise die Kantonsversammlungen 
sich nur auf Grund einer königlichen Berufungsordre ver- 
sammeln können, während 1791 ohne jegliches Zutun des 
Monarchen nach Ablauf einer Legislaturperiode der Zu- 
sammentritt der Urversammlungen jedesmal am zweiten 
Sonntage im Monat März zu erfolgen hatte, falls dies nicht 
schon früher durch die vom Gesetz bestimmten öffentlichen 
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Beamten bewirkt worden war. Alles in allem geurteilt: 
Wenn auch durch Einführung eines Oberhauses und einiger 
beengender Vorschriften für die Tätigkeit der einzelnen 
Wahlkörper die legislative Zuständigkeit des Monarchen 
wesentlich erweitert erscheint, so haben doch die legislativen 
Kompetenzen des Volkes insofern Berücksichtigung gefunden, 
als sein Einfluß bei der Bildung des Staatswillens im Unter- 
hause mindestens in derselben Stärke hervortritt wie der 
des Königs. i 



Charte constitutionnelle fran9aise. 

1814 Juni 4. 

Vorbemerkung. 

Als nach der Restauration der Bourbonen der Graf von 
Artois in Paris erschien und einstweilen die Statthalterschaft 
übernahm, ließ er alsbald keinen Zweifel darüber, daß der 
Grundsatz der Revolution, wonach die königliche Würde 
von der Nation vertragsweise (contrat social. Rousseau.) ver- 
liehen, nicht durch Gottes Gnade dem Erkorenen beschieden 
worden, durchaus keine Anerkennung von Seiten der Bour- 
bonen finde. Deshalb verwarf Ludwig XVIII. kurz nach 
seinem Regierungsantritte die vom Erhaltungssenate sanktio- 
nierte Verfassung vom 6. April 1814; aber zu der Über- 
zeugung gelangt, daß eine Regierung ohne Mitwirkung des 
Volkes dem Geiste der Zeit widerspreche, verlieh er der 
franz. Nation aus eigenem Antriebe ein Staatsgrundgesetz, 
das, wäre es „eine Wahrheit" gewesen, die Billigung der 
Nation erlangt hätte, wenn es auch in vielen wesentlichen 
Punkten und in den Prinzipien von der Staatsverf. vom 6. April 
1814 abwich. Der konstitutionelle König erschien hiernach 
mit der Fülle der ausübenden Macht bekleidet und war die 
Quelle der Gesetzgebung; diese selbst übten gemeinschaft- 
lich mit ihm, aber nur nach den Vorlagen der Regierung, 
zwei Kammern, eine durch den König ernannte Kammer 
erblicher Pairs und eine durch Wahl gebildete Deputierten- 
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kämmen Dieser stand das Recht der Steuerbewilligung und 
Einsicht in die Verwendung der Staatsgelder zu; alle frei- 
sinnigen Bestimmungen waren durch widersprechende oder 
zweideutige Zusätze schwankend gemacht, und endlich 
die ganze Charte durch den Artikel, dem Könige solle 
gestattet sein, „die Verordnungen zu erlassen, die zur 
Ausführung der Gesetze und für die Sicherheit des Staates 
nötig seien," in ihrer Kraft und Wirksamkeit gelähmt oder 
vernichtet. Der Kompromiß zwischen Volk und König er- 
scheint also hier ganz wesentlich zugunsten des letzteren 
verschoben; ja, man muß sagen, wie auch unsere Behand- 
lung des näheren ergeben wird^ daß er nur noch dem Scheine 
nach besteht; von gemeinsamer legislativer Arbeit zwischen 
König und Volk kann schlechterdings keine Rede mehr sein ; 
nur die unbedingt notwendig erscheinenden Konzessionen 
an die Ideen von 1791, wie Verantwortlichkeit der Minister, 
Religions- und Preßfreiheit, Anerkennung des Verkaufs der 
Nationalgüter, gleiche Berechtigung aller Bürger zu den Staats- 
und Kriegsämtern und desgl., haben Berücksichtigung gefunden. 
Betrachten wir zunächst die einschlägigen Artikel dieses 
Gesetzes, die die Kompetenzen des Monarchen auf legis- 
lativem Gebiete zum Inhalt haben. 



Art 13. La personne du roi est inviolahle ei sacree 
Ses ministres sont responsahles. Au roi seul ajipartient la 
puissance ex(kntive, 

Art. 14. Le roi est Je elief supreme de Vetat, commande 
les forces de tcrre et de mer, döelare la giierre, fait les iraites 
de paix, d*allianee et de commerce, iwmme h tous les emplois 
d^administration publique et fait les reglemens et ordonnances 
n^cessaires pour Vexecution des lois et la ^ürefe de Vttat 

Art. 15. La puissance legislative s^exerce coUcctivement 
par le roi, la chambre des pairs et la chambre des deputes 
des departemens. 

Art, 16. Le roi propose la loi. 

Art. 17. La promsition de la loi est portee au gre du roi, 
h la chambre des pairs oti ä celle des drputes, excepte la 
loi de Vimpot, quidoitetre adressced'abord ä la chambre des deputes. 
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Art. 19. Les chambres ont la JaculU de suppUer le roi 
de proposo^' vne loi sttr qurlque ohjei qne ce soU et d'indiquer 
ce, qiCü lenr parait convenable, qtie la loi coniienne. 

Art. 80. Celle demande potara Slre faite par chacune 
dts dexix chambres, mais apris avoir ^U discul^e en comiie 
seeret: olle ne sera envoyee ä Vaulre chambre par cdle^ qui 
Vanra proposee qxCoprh tin d4lai de dix jovrs. 

Art 21. Si la proposition est adopteepar Vatitre cham- 
bre, eile sera mise sous les yeux du roi: si die est rejet^ey 
eile ne pourra etre representee dans la mSme Session. 

Art. 22. Le roi seul sanciionne et promulgue les lois. 

Art 24. La chambre (fes pairs est tme portion essen- 
tielle de la puissance legislative. 

Art. 25. Elle est convoquee par le roi en meme iemps 
que la chambre des deputis des departemetis. La Session de 
Vnne commenee et finit en meme temps que ceUe de Vauire. 

Art. 26. Tollte assemblee de la chambre des pairs^ qui 
serait tenue hors du temps de la Session de la chambre des 
d^putds, ou qui ne serait pas ordonn^e par le roi, est üliciie 
et nulle de plein droit. 

Art 27. La nominaiion des pairs de France appartient 
au roi. Letir nombre est illimit(^'. il peut en varier les dig- 
nites, les nommer ä vie ou les rendre Mriditaires sehn sa 
volonte. 

Art. 29. La chambre des pairs est presid^e par le chan- 
celier de France et en son absence par un pair nomme 
par le roi. 

Art. 35. La chambre des di^ules sera composde des de- 
put^s dus par les colUges electoravx, dont Vorganisation sera 
d^termine'e par des lois. 

Art. 38. Aucun depute ne peut etre admis dans la 
chambrcy s'il n*est äge de quarante ans et s'il ne paye une 
contribution directe de mille francs. 

Art. 4L Les presidens des Colleges ilecioraux seront 
nommes par le roi et de droit membres du College. 

Art. 43. Le President de la cJiambre des deput^s est 
nomme par le roi sur tme liste de cinq membres pr4sent4e 
par la chambre. 
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ArL 46. Auctifi amendement ne peut eire fait ä une loi, 
s'il n'a e'M propose ou consetiti par le roi ei sHl na t^U ren- 
voy^ discute dans les burenxtx. 

Art. 50. Le roi convoque chaque annee les denx cham- 
hres; ü les proroge et pettt dissoudre celle des d&pnie's des 
d^arteufetis; mais dans ce cas il doit e9i convoqtier une non- 
vclle dans le delai de trois mois. 

Art. 64. Les ministres petiveni Hre memhres de la 
chawbre des pairs ou de la chambre des depuies. Ils ont en 
outre leur entr4e dans Vnne ou Vautre chamhre et doivent 
eire eniendus, quand ils le demandenU 

Art 55. La chamhre des depuies a le droit d^accuser 
les ministres et de les iraduire devant la chambre des pairs 
qui seule a celui de les juger. 

Nach Art. 13 ist die Person des Königs unverletzlich 
und heilig; diesen Artikel haben wir schon in der ersten 
franz. Verf. angetroffen. Allein, wir vermissen hier den dort 
durchaus bemerkenswerten folgenden Zusatzartikel, in dem 
ausgeführt wurde, daß es in Frankreich kein höheres An- 
sehen als das des Gesetzes gebe, ein Artikel, der des Königs 
verfassungsrechtliche Stellung* im Staatsleben insofern regelte, 
als er ihn ebenfalls ausdrücklich unter das Gesetz stellte. 
Persönlich und staatsrechtlich ist auch nach dieser Verfassung 
der König unverantwortlich, und seine Minister sind in vollem 
Umfange für alle staatspolitischen Maßnahmen ihres Herrn 
den Kammern Rechenschaft schuldig. Auch die Exekutiv- 
gewalt ist nach vorliegender Verfassung dem Könige zuge- 
sprochen. Der ganze Charakter der Verfassung tritt uns aber 
hier bereits in einem Wörtchen entgegen, das in den ent- 
sprechenden Artikeln der Verfassungen v. 1791 und vom 6. 
April 1814 nicht zu finden war. Ausdrücklich heißt es hier, 
daß dem Könige allein (an roi b-eui) die volle Exekutivge- 
walt zukommt. Wenn auch inhaltlich der vorliegende Artikel 
sich von den entsprechenden der bereits besprochenen Ver- 
fassungen durch nichts unterscheidet, so ist doch das Wört- 
chen „seuV^ mit seiner Ausdrücklichkeit nicht ohne Bedeutung. 

Art. 14 spezialisiert nun näher den Schlußsatz des 
Art. 13, indem ausführlich dargelegt wird, worin eigentlich 

5 
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die Exekutivgewalt des Königs besteht. Hiernach ist der 
König höchstes Oberhaupt des Staates; er befehligt die Land- 
und Seemacht, erklärt Krieg, schließt Friedens-, Allianz- 
und Handelstraktate, ernennt zu allen Stellen der öffentlichen 
Verwaltung und erläßt die zur Vollziehung der Gesetze und 
zur Sicherheit des Staates nötigen Verfügungen und Ver- 
ordnungen. 

Die Schlußworte des Art. (le roi fait les reglemejis et 
ordonnances necessaires ponr Vexecution des lois et la sürete 
de Vetat) räumen dem Könige event. eine überaus starke 
legislative Machtbefugnis ein; denn offenbar hat nach den- 
selben der König nicht bloß das Recht, sondern sogar die 
Pflicht, für die Sicherheit des Staates zu sorgen und dement- 
sprechende Anordnungen zu treffen. Er kann also unter 
Umständen mit Berufung auf Art. 14 der Verfassung Ver- 
ordnungen mit Gesetzeskraft erlassen, ohne daß er dabei 
ernstlich zur Rechenschaft gezogen werden könnte, da er ja 
verfassungsmäßig für die Sicherheit des Staates sorgt. Frei- 
lich muß eine derartige Deutung der Worte immer als eine 
Mißdeutung angesehen werden; allein, das ändert doch nichts 
an der Tatsache, daß eine Auslegung in dem angedeuteten 
Sinne erfolgen kann. Die Entwickelung der Tatsachen zeigte 
auch bald, als Karl X. 1830 die berüchtigten Ordonnanzen 
erließ und dadurch ganz wesentliche Volksrechte mit einem 
Schlage vernichtete, daß eine derartige falsche Auslegung 
der genannten Worte möglich war. Allerdings mußte der 
König dafür dem Throne von Frankreich entsagen, aber er 
hatte doch unter Berufung auf Art. 14 der Verfassung Ver- 
ordnungen mit Gesetzeskraft erlassen. Deshalb wurden auch, 
als Louis Philipp den Thron von Frankreich bestieg, die 
fraglichen Worte, wie wir weiter unten bei Behandlung der 
Charte constitntionneUe franraise vom 14 aofd IHSO sehen 
werden, gestrichen, sodaß der König nicht mehr in die Lage 
kam, sich bei event. Staatsstreichen auf Bestimmungen, wie 
sie der Art. 14 enthielt, zu berufen. Übrigens entspricht 
Art. 63 der preußischen Verfassung dem soeben behandelten 
Artikel 14 der Junicharte vom Jahre 1814. Da wir bei Be- 
handlung des genannten Staatsgrundgesetzes ausführlich 
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auf die staatsrechtliche Bedeutung des Art. 63 eingehen 
werden, so begnügen wir uns hier nur mit einem Hinweise 
auf unsere weiter unten folgenden Ausführungen. (Vergl. 
hierzu noch Constitution franQaise 1791 Titre III^ Chapitre IV, 
Art /, Absatz 2 u. 4. S. 29 ff.) 

Laut Art. 15 ist auch nach dieser Verf. das Zweikam- 
mersystem eingeführt. Die gesetzgebende Gewalt wird ge- 
meinschaftlich von dem Könige, der Kammer der Pairs und 
der Kammer der Deputierten der Departements ausgeübt. 
Die Teilnahme des Volkes wie des Königs an der Gesetz- 
gebung ist mit dem Art. 15 im allgemeinen festgelegt und 
gesichert. 

Nach Art. 16 steht aber ausschließlich dem Könige die 
gesetzgeberische Initiative zu; also nur vom Könige können 
Gesetzesvorschläge eingebracht werden. Die Parlamente sind 
dagegen von jeder legislativen Initiative ausgeschlossen. 
Allerdings dürfen nach Art. 19 letztere den König bitten, 
über irgend einen Gegenstand einen Vorschlag zu machen, 
und es steht ihnen sogar, das Recht zu, den Inhalt der er- 
betenen Gesetzesvorlage näher anzugeben; auch kann nach 
Art. 20 diese Bitte um einen Gesetzesvorschlag von jeder 
Kammer an den König gerichtet werden ; allein, verschiedene 
einengende Klauseln erschweren ganz erheblich auch diesen 
Schritt der Parlamente. Vorausgesetzt wird dabei, daß der 
Vorschlag in der Kammer, die die Bitte an den König richtet, 
in einem geheimen Ausschusse vorberaten sei, und daß, von 
dem Schlußpunkt dieser Beratung an gerechnet, bis zur 
Obersendung des Vorschlages an die andere Kammer minde- 
stens zehn Tage vergangen sind; ist er dann auch nach 
Art. 21 in der anderen Kammer zur definitiven Annahme ge- 
langt, so kann er dem Könige zur Begutachtung vorgelegt 
werden; verweigert aber diese die Annahme, so darf er in 
derselben Session verfassungsmäßig überhaupt nicht wieder 
eingebracht und zur Beratung gestellt werden. Übrigens ist 
hierbei noch obendrein zu berücksichtigen, daß den Kam- 
mern nur das Recht der Bitte (supplier) an den König um 
Berücksichtigung eines Gesetzesvorschlages zusteht. Der An- 
trag ist und bleibt eben nur eine Bitte, und es ist demnach 

6* 
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vollständig in das Belieben des Königs gestellt, der Bitte des 
Parlamentes stattzugeben, oder sie abzulehnen. Damit aber 
ist letzteres von jeder wirksamen legislativen Initiative so 
gut wie ausgeschlossen. 

Art. 22 sichert dem Könige die Sanktion der Gesetze. 
Gegentiber der Charte vom 6. April 1814 enthält auch dieser 
Artikel eine schärfere Hervorhebung der königlichen Macht- 
befugnis; während in der Aprilcharte allgemein und ohne 
besonders hervortretende Pointe ausgedrückt ist, daß des 
Königs Sanktion nötig ist zur allgemeinen Anerkennung der 
Vorlagen als rechtsgültige Gesetze, wird hier scharf und be- 
stimmt hervorgehoben, daß dieses Recht dem Könige allein 
(seal) zusteht. Wenn also auch inhaltlich dieser Artikel von 
dem entsprechenden in der ersten Charte nicht abweicht, so 
bleibt doch, gerade wie vorhin bei Art. 13, bemerkenswert, 
daß hier das Bestreben hervortritt, den Einfluß des Königs 
auf dem Gebiete der Gesetzgebung ausdrücklich zu betonen, 
den der Parlamente dagegen nach Möglichkeit zu schwächen. 
Übrigens dürfte auch in dieser Verfassung, geradeso wie in 
der vom 6. April die Frage aufzuwerfen sein: Was hat zu 
geschehen, wenn der König die Sanktion verweigert? Auch 
hier gibt die Verfassung auf die gestellte Frage keine Ant- 
wort. 

Nach Art. 17 steht es dem Könige frei, einen Gesetzes- 
vorschlag in demjenigen Hause einzubringen, das ihm be- 
liebt. Diese Bestimmung, die uns schon in der Aprilcharte 
desselben Jahres unter Art. 5 entgegentrat und nur nicht 
mit derselben Präzision und Klarheit wie hier gegeben war, 
erscheint nicht unwesentlich in Bezug auf die Verwirk- 
lichung der königlichen Tendenzen. Es wäre doch der Fall 
denkbar, daß eine parlamentarische Körperschaft den Ab- 
sichten des Königs voraussichtlich weniger, die andere mehr 
sympathisch gegenüberstände, so ist es dem Könige unbe- 
nommen, seine Vorschläge zuerst da zur Beratung zu stellen, 
wo die meiste Aussicht auf Annahme derselben besteht. 
Ist letztere Möglichkeit verwirklicht, so macht diese Annahme 
des Gesetzesvorschlages doch immerhin einen gewissen Ein- 
druck auf das andere Haus, und es ist dann auch hier mehr 
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Wahrscheinlichkeit als früher vorhanden, daß der Gesetzes- 
vorschlag zur definitiven Annahme gelangt Nur Steuerge- 
setze, welche die Zahlung von Steuern von Seiten der Bürger 
zum Zwecke haben, machen hiervon eine berechtigte Aus- 
nahme; sie müssen regelmäßig erst im Unterhause ihre par- 
lamentarische Behandlung erfahren haben, ehe sie an das 
Oberhaus gelangen können. Der Art. 24, der eigentlich 
unnötig erscheint, da er faktisch schon in Art. 15 enthalten 
ist, soll offenbar nur dazu dienen, nochmals die Pairskam- 
mer als einen wesentlichen Teil der ganzen gesetzgebenden 
Macht zu kennzeichnen. Nach. Art. 25 werden beide Kam- 
mern zugleich vom Könige einberufen, beide führen ihre 
parlamentarischen Verhandlungen zu gleicher Zeit, beide wer- 
den zu gleicher Zeit geschlossen. Die formelle Kompetenz 
des Monarchen für die Legislative ist mit diesem Art. fest- 
gelegt. Nur einem Rufe des Königs folgend, können die 
Kammern ihre parlamentarische Tätigkeit beginnen; auch 
die Dauer der Kammerverhandlungen wird vom Könige fest- 
gesetzt. Allerdings ist in Hinsicht auf die Berufung der 
Kammern dem Monarchen nicht völlig freier Spielraum ge- 
lassen; es könnte doch der Fall eintreten, daß den Kam- 
mern dasselbe Schicksal begegnete, wie einst vor 1789 den 
etats genrraux: der König könnte es eventuell überhaupt 
unterlassen, die Kammern zu gesetzgeberischer Tätigkeit ein- 
zuladen. Dieser Möglichkeit beugt aber Art. 50 in wirk- 
samer Weise vor, indem sich hier die Bestimmung findet, 
daß jedes Jahr (chaqiic annee) die Kammern vom Könige zu 
berufen sind. Das monarchisch-parlamentarische Regime ist 
durch diesen Artikel für alle Fälle festgelegt und gesichert. 
Recht bedeutungsvoll, wenn auch nicht auf den ersten 
Blick in dii Augen springend, ist Art. 26. Es wäre doch 
möglich, besonders in Zeiten starker Gärung und heftiger 
politischer Erregung der Massen, daß, wie mit der Absetzung 
Napoleons I. durch den Senat im Jahre 1814 ein solcher 
Präzedenzfall bereits geschaffen war, das Pairsparlament sich 
vor allen anderen Instanzen berufen glaubte, ohne Einbe- 
rufung seitens des Monarchen das Staatsruder zu ergreifen 
und als ausschlaggebende legislative Macht sich zu konsti- 
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tuieren; dann könnte es vorkommen, dafi durch Beschlufi 
der Adelskammer der König abgesetzt und die ganze herr- 
schende Dynastie der Krone für verlustig erklärt würde. 
Ein solcher legislativer Akt wird durch den in Rede stehenden 
Artikel ausdrücklich für null und nichtig erklärt, und nur 
eine gleichzeitige Tagung von Adels- und Volksparlament, 
vorausgesetzt, daß diese beiden Instanzen vom Könige zu 
legislativer Tätigkeit ordnungsmäßig einberufen sind, als 
rechtsgültig anerkannt. Die Kompetenz des Monarchen tritt 
auch in diesem Artikel recht deutlich hervor. 

Art. 27 beschäftigt sich mit der Zusammensetzung der 
Pairskammer; hiernach werden die Pairs von Frankreich vom 
Könige ernannt; ihre Zahl ist unbeschränkt; der König kann 
nach Willkür ihre Würden wechseln, sie auf Lebenszeit er- 
nennen oder erblich machen. Daß ein solches vom Könige 
zusammengesetztes Pairsparlament nichts weiter bezweckt, 
als die legislativen Tendenzen des Monarchen verwirklichen 
zu helfen, liegt auf der Hand. Die erste Kammer erscheint 
hier als das denkbar gefügigste staatspolitische Werkzeug in 
der Hand des Königs, und dessen legislative Kompetenz da- 
mit ganz erheblich gesteigert. 

Die Artikel 29, 35, 41 und 43 gehören zusammen und 
bilden gewissermaßen das Gegenstück zum Art. 12^) der 
Aprilverfassung desselben Jahres. Sie kennzeichnen am alier- 
deutlichsten den Wechsel der Zeiten und die veränderten 
staatspolitischen Verhältnisse, sowie den ganzen Geist der 
Verfassung. Während in der ersten Charte alle gesetzgeben- 
den Körperschaften und sogar die Wahlbureaux für dieselben 
ihren jedesmaligen Präsidenten noch aus ihrer Mitte wählen 
durften, erstrecken sich hier die Fäden des königlichen Ein- 
flusses bis in die kleinsten Wählerversammlungen, die die 
Bildung der Deputiertenkammer zum Zwecke haben, hinein. 
Nicht bloß der Vorsitzende der Pairskammer wird vom Könige 
ernannt, sondern sogar die Leiter der Wahlversammlungen 
zur Deputiertenkammer sind königliche Parteigänger, die im 
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Auftrage des Monarchen ihr Amt führen und als solche noch 
obendrein stimmberechtigte Mitglieder der jedesmaligen Wahl- 
versammlungen sind. Was demnach in der ersten franz. 
Verf. V. 1791 in einem besonderen Artikel aufs allerschärfste 
verpönt war, das ist hier zur gesetzlichen Norm erhoben, 
und dem Könige ist auf diese Weise die allerwirksamste 
Handhabe geboten, sogar die Zusammensetzung des Volks- 
parlamentes zu beeinflussen. Auch die Wahl des Präsiden- 
ten der Deputiertenkammer ist dem Könige vorbehalten, und 
nur eine ziemlich bedeutungslose Kompetenz für das Kam- 
merpräsidium ist der Deputiertenkammer eingeräumt, indem 
diese verfassungsmäßig berechtigt erscheint, fünf selbst ge- 
wählte Parlamentsmitglieder auf einer Liste dem Könige zu 
präsentieren, aus deren Zahl er den Präsidenten der Kam- 
mer nach Belieben zu wählen hat. Die Wahl der Volks- 
deputierten selbst erfolgt wie nach Art. 9 der Aprilcharte 
hier nach Art. 35 ebenfalls durch die Colleges Hedoraux, 
Abgeordneter kann aber nach Art. 38 nur der werden, der 
das 40. Lebensjahr vollendet hat und einen jährlichen Steuer- 
betrag von 1000 Franken entrichtet. Mit diesem Artikel ist 
der Höhepunkt der Volksentrechtung erklommen. Wenn nur 
Leute, die auf eine reiche Lebenserfahrung zurückblicken, in 
das Parlament eintreten können, so schließt diese Bestimmung 
immer noch so viel Gutes und Anerkennenswertes in sich, 
daß man sich 0amit doch schließlich einverstanden erklären 
kann. Leidenschaftlichkeit und Sucht nach gewaltsamem Um- 
sturz der Verhältnisse ist allerdings bei solchen Leuten nahezu 
ausgeschlossen. Daß aber die Wahl zum Deputierten der 
Volkskammer einen Steuersatz von 1000 Franken jährlich 
voraussetzt, erscheint durchaus gegen die Ideen der Volks- 
vertretung im eigentlichen Sinne. Das ist ja derselbe Satz, 
den, wie wir später sehen werden, nach der belgischen Ver- 
fassung die Senatoren entrichten müssen, wenn sie vom 
Volke zu Mitgliedern des Senates erwählt sein wollen. Mit 
dieser Bestimmung ist der breiten Masse überhaupt jedes 
Interesse an der Wahl genommen; denn sie kann ja nur 
solche Leute ins Parlament bringen, deren Interessen keines- 
falls die ihrigen sind, die keinen anderen Wunsch haben 
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können, als die gegebenen Verhältnisse, in denen sie wirt- 
schaftlich glänzend dastehen, nach Möglichkeit und mit allen 
nur denkbaren Mitteln zu erhalten. Daß dem Könige in 
einem solchen Volksparlamente, wenn wir es noch so nennen 
dürfen, das gefügigste Werkzeug zur Verwirklichung seiner 
gesetzgeberischen Tendenzen zur Verfügung steht, und daß 
damit des Königs Kompetenzen auf legislativem Gebiete ge- 
radezu übertrieben gesteigert sind, erscheint selbstverständ- 
lich. Indes, ein solches Parlament besteht auch aus Men- 
schen, und es wäre doch nicht ausgeschlossen, daß gewisse 
Parlamentsmitglieder eine Änderung an einem schon vorhan- 
denen Gesetze durchsetzen wollten, vielleicht sogar zu ihrem 
eigenen Nachteile. Dieser Möglichkeit beugt aber in wirk- 
samer Weise Art. 46 der Verf. vor, wonach jeder Abände- 
rungsantrag vom Könige selbst ausgehen und in den ein- 
zelnen Bureaux beraten sein muß; also auch hier tritt des 
Königs Kompetenz auf legislativem Gebiete aufs unzwei- 
deutigste hervor. 

Art. 50 ist zum Teil schon in Art. 25 enthalten, zum 
Teil gibt er nichts anderes als eine weitere Ausführung des 
letzteren. Wir haben bei Besprechung des Art. 25 bereits 
auf den engen Zusammenhang zwischen den beiden in Rede 
stehenden Artikeln hingewiesen und möchten nur noch er- 
gänzend hinzufügen, daß als weitere formelle legislative 
Kompetenzen dem Monarchen auch das Recht zusteht, das 
Haus der Deputierten aufzulösen, ebenso aber auch, beide 
Kammern zu weiterer parlamentarischer Tätigkeit zu veran- 
lassen. Im Falle der Kammerauflösung ist jedoch der 
Monarch verfassungsmäßig verpflichtet, binnen 3 Monaten 
ein neues Haus zustande zu bringen und zu parlamentarischen 
Verhandlungen einzuberufen, eine Bestimmung, die eine 
durchaus angebrachte Beschränkung der königlichen legis- 
lativen Zuständigkeit in sich schließt, wie schon oben bei 
Besprechung der Artikel 25 und 50 ausgeführt ist. 

Besonders interessante Angaben bietet übrigens mit 
allen diesen Bestimmungen der vorliegende Art, im Ver- 
gleich zu der Verf. v. 1791 nicht, wo dieselben Kompetenzen 
dem Könige vorbehalten waren. Auch Art. 54, der von der 
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Tätigkeit der Minister in den Parlamenten handelt, findet 
sich bereits in den voraufgegangenen Verfassungen, und wir 
brauchen wohl nur an dieser Stelle auf unsere obigen Aus- 
führungen zu verweisen. 

Recht interessant, obwohl nur entfernt zu unserem 
Thema gehörig, ist Art. 55, der von der Ministeranklage 
handelt. Wohl in keinem Art. aller bisher besprochenen 
Verfassungen sind Montesquieusche Ideen so vollkommen 
und rein verwirklicht worden wie in dem vorliegenden. 
Hiernach hat die Kammer der Deputierten das Recht, die 
Minister anzuklagen und sie vor die Kammer der Pairs zur 
Verantwortung zu stellen, die allein das Recht hat, sie zu 
richten; denn nach Montesquieu erscheint es nicht ange- 
bracht, daß Minister und andere Personen, die die Rechte 
des Volkes verletzen, bei den gewöhnlichen Gerichten ange- 
klagt und von diesen abgeurteilt werden, weil dann Leute 
wie Minister dem Spruche der ihnen untergeordneten Organe 
unterworfen wären, wobei von einer objektiven Rechtspre- 
chung nicht gut die Rede seine könnte. Selbstverständlich 
hört dann aber die Pairskammer auf, die Funktionen einer 
legislativen Macht auszuüben. Sie gibt sich vielmehr den 
Charakter eines obersten Gerichtshofes,- der durch sich selbst 
zuständig, allgemein bindende und gültige Wahr- und Rechts- 
sprüche fällt, und die Verantwortlichkeit gegenüber dem Volke 
ist hier auf die gegenüber der Deputiertenkammer vom 
Monarchen abhängige Körperschaft übertragen. 

Beurteilen wir nun im großen und ganzen die in Rede 
stehende Verfassung und stellen wir sie hinsichtlich der 
Kompetenzen des Königs auf legislativem Gebiete in Ver- 
gleich zu der Verf. v. 1791, so können wir schlechterdings 
nicht umhin, sie das gerade Gegenteil von jener zu nennen. 
Unverkennbar tritt 1791 in allen Artikeln das Übergewicht 
des Parlamentes dem Könige gegenüber hervor. Inhaber 
der Souveränität ist dort das Volk, und alle staatspolitischen 
Befugnisse sind dem Monarchen vom Volke verfassungsmäßig 
delegiert. Die schließliche Entscheidung einer Angelegen- 
heit liegt doch beim Parlamente, wenn auch dem Könige 
Mittel und Wege genug zur Verfügung stehen, die Gesetz- 
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gebung^in seinem Sinne zu beeinflussen. Umgekehrt ruht 
nach der Charte eonstihitionnelle v. 4. Juni 1814 die letzte 
Entscheidung einer Angelegenheit in der Hand des Königs, 
der als eigentlicher Inhaber und Träger der Souveränität 
erscheint. Das Parlament ist im vollsten Sinne des Wortes 
Scheinparlament, dem seine Funktionen vom Könige erst 
übertragen sind, und das in seiner staatspolitischen Tätig- 
keit von königlichen Agenten stets bevormundet und über- 
wacht wird. Die staatspolitischen Volksrechte der breiten 
Masse sind so gut wie aufgehoben ; nur ein kleiner Teil 
der Bevölkerung, die wirtschaftlich gut Situierten, werden 
scheinbar zu selbständiger gesetzgeberischer Tätigkeit zu- 
sammenberufen, während sie in Wirklichkeit nur dazu 
da sind, die Intentionen des Königs, die ihnen direkt von 
oben her vorgeschrieben werden, zu verwirklichen. Des 
Königs Wille ist nach dieser Verfassung oberstes Gesetz, 
von Volkssouveränität ist so gut wie nichts übrig geblieben. 
Es liegt auf der Hand, daß eine derartige Verfassung, in der 
die Rechte der breiten Masse nahezu ohne Berücksichtigung 
geblieben waren, auf die Dauer nicht bestehen konnte. 
Besonders um das Wahlgesetz erhoben sich alsbald fort- 
währende Kämpfe. Die Charte vom 4. Juni 1814 wurde 
denn auch bald durch die Charte constitutionnelle vom 14. 
August 1830 ersetzt, die sich vorteilhaft von jener dadurch 
unterscheidet, daß in ihr die elementarsten Volksrechte An- 
erkennung, die legislativen Zuständigkeitsbefugnisse des 
Monarchen dagegen eine angemessene Beschränkung er- 
fahren haben. Sehen wir jetzt im folgenden, worin hinsicht- 
lich der Kompetenzen des Monarchen auf legislativem Ge- 
biete die Unterschiede zwischen diesen beiden letzten Ver- 
fassungen im einzelnen bestehen. 
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Charte constitutionnelle fran9aise. 

1830 Aoüt 14. 

Vorbemerkung. 

Nach dem Tode Ludwigs XVIII. (1824) folgte ihm sein 
Bruder Karl X. in der Regierung; nicht volle sechs Jahre 
stand er als König an der Spitze von Frankreich; da er sich 
geradezu zum Werkzeuge der konservativ-klerikalen Richtung 
machen ließ und schließlich auch das liberale Ministerium 
Martigtmc durch ein ultraroyalistisches unter Polignacs Vor- 
sitz ersetzte, gewann die oppositionelle Richtung im Volke 
immer mehr an Ausdehnung. Den Ausschlag gaben die 
sogenannten Ordonnanzen vom 25. Juli 1830, die durch 
einen Bericht des Ministerrates an König Karl X. veranlaßt 
waren. Da diese Ordonnanzen die ohnehin schon stark be- 
schnittenen Volksrechte auf das geringste Maß zurückführten, 
so brach die Julirevolution (28. Juli 1830) aus, durch welche 
sich das Volk nach einem dreitägigen, heldenmütigen Kampfe 
Befreiung von der Herrschaft des bourbonischen Hauses und 
der Priesterschaft erstritt. Zu spät erbot sich Karl X. zur 
Zurücknahme der verhaßten Ordonnanzen und zur Einbe- 
rufung eines populären Ministeriums; er mußte mit seiner 
Familie zum drittenmale in die Fremde wandern, indes sein 
kluger Verwandter Louis Philipp, nachdem er das in Eile 
revidierte, mit einigen freisinnigen Zusätzen vermehrte und 
einiger beschränkenden Artikel entkleidete Staatsgesetz be- 
schworen, als König der Franzosen den Thron von Frank- 
reich bestieg. Der Kompromiß zwischen König und Volk 
gestaltet sich auf diese Weise wiederum zugunsten des 
letzteren, wenn auch dem Könige immer noch Mittel und 
Wege genug zu Gebote stehen, um seinen Willen in der 
Gesetzgebung zur Geltung zu bringen. Gegenwärtige Ver- 
fassung hat also zur Grundlage die Junicharte vom Jahre 
1814. Die meisten Partieen sind aus lezterer wörtlich über- 
nommen worden, doch finden sich wesentliche Abänderungen, 
die den besonderen Gegenstand unserer jetzigen Betrachtung 
bilden sollen. 
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Art. 12. La personne du roi est inviolahle et sacree. 
Les ministres sont responsahles. Au roi seul appartient la 
puissance exectitive. 

Art. 13. Le roi est le chef supreme de Vetat: il com- 
mande les forces de terre et de mer, dt^clare la guerre, fait 
les traites de paix, d^alliance et de commerce, nomme ä toiis 
les emplois d^administration publique et fait les reglemens et 
ordonnayices n^cessaires j)our Vexecution des lois, sans pouvoir 
jamais ni suspendre les lois ellcs inemes ni dispenser de leur 
exöcution. 

Toutefois aucxme troupe etrangere ne pourra etre ad- 
mise au Service de VHat qu*en vertu d'une loi. 

Art. 14. La puissance legislative s^exerce collectivement 
par le roi, la chamhre des pairs et la chambre des deputes. 

Art. 15. La proposition des lois appartient au roi, ä la 
chambre des jtairs et a la chambre des dt'put^s. 

Neanmoins toute loi d^impöt doit etre d'abord vott^e par 
la chambre des d^putes. 

Art. 17. Si une proposition de loi a fH(^ rejetce par rtin 
des trois pouvoir s, eile ne pourra etre rejfre'sentee dans la 
meme session. 

Art. 18. Le roi seul sanctionne et j^fomulgue les lois. 

Die beiden Artikel, die von der Person des Königs, 
der Ministerverantwortlichkeit und der Exekutivgewalt des 
Monarchen handeln, stimmen in beiden Verfassungen wört- 
lich überein (Art. 13 der Junicharte und Art. 12 der vor- 
liegenden). Art. 13 der Charte vom 14. August 1830 hat 
am Schlüsse noch einen bemerkenswerten Zusatz (sans 
pouvoir jamais ni suspendre les lois elles-memes ni dispenser 
de leur exe'cution). Dieser Zusatz enthält offenbar eine Be- 
schränkung der Kompetenzen des Königs der legislativen 
Macht gegenüber. Anklänge an die diesbezüglichen Be- 
stimmungen der ersten französischen Verfassung (Tifrc III, 
Chup. II, Sccfion I, Art. III), nach denen der König nicht 
über, sondern unter das Gesetz gestellt wird, treten hier 
ziemlich deutlich hervor. Der König kann zwar die nötigen 
Verordnungen zur Ausführung der Gesetze erlassen; er hat 
aber niemals das Recht, die Gesetze selbst aufzuheben oder 
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von ihrer Vollziehung zu entbinden. In diesem Zusätze 
schimmern offenbar Rousseausche Ideen durch, nach denen 
dem Könige nur das Recht und die PfUcht zukommt, die 
vom Volke bezw. vom Gesetzgeber aufgestellte Gesetzes- 
maschine in Gang zu bringen. Wir sehen übrigens aus 
vorliegender Bestimmung, daß die Rousseausche Forderung, 
so radikal sie auch auf den ersten Blick erscheinen mag, 
durchaus nicht ganz ohne innere Berechtigung ist; denn den 
in Rede stehenden Zusatz haben ausschließlich die drei be- 
rühmten Ordonnanzen Karls X. vom 25. Juli 1830 verur- 
sacht, wonach in Frankreich die Preßfreiheit suspendiert, eine 
neue Kammer vor ihrem Zusammentreten aufgelöst, die 
Wahlordnung zur nächsten willkürlich abgeändert, das Recht 
der direkten Verbesserungsvorschläge aufgehoben und die 
Zahl der Deputierten von 430 auf 262 herabgesetzt wurde. 
Der König erlaubte sich offenbar mit diesen Ordonnanzen 
auf dem Wege des Verordnungsrechtes, das ihm laut Art. 14 
des Staatsgrundgesetzes vom 4. Juni 1814 zustand, ganz 
unerhörte Eingriffe in die Sphären der legislativen Körper- 
schaft und stürzte damit ganz Frankreich in neue Revolu- 
tionskämpfe, die mit seiner Absetzung und der Berufung 
Louis Philipps auf den Thron von Frankreich endeten. 

Übrigens unterscheidet sich der vorliegende Art. 13 
auch durch eine Auslassung vom Art. 14 der Junicharte; in 
letzterer finden sich noch am Schlüsse des Art. 14 die Worte 
,,€t la^) sürete de Vefat:^' hiernach hat der Monarch auch für 
die Sicherheit des Staates Fürsorge zu treffen und die ent- 
sprechenden Anordnungen (ordonnances nrccssnires) zn diesem 
Zwecke zu erteilen. Es könnte nun leicht der Fall eintreten, 
daß der Monarch unter dem Vorgeben, für die Sicherheit 
des Staates sorgen zu müssen, Vorkehrungen träfe, die dem 
Wohle der Bürger zuwiderliefen, die mit einem Schlage die 
teuer erkauften staatspolitischen Rechte der Bürger ver- 
nichteten. Dem Könige könnte man aber ernstlich für sein 
Vorgehen keine Vorwürfe machen; denn er sorgt ja kraft 
einer Bestimmung des Staatsgrundgesetzes für die Sicher- 

^) cf\ oben Comiiiuiion fran^ahe 1791 Türe IIT, Chnp. 1 V, Art I, 
Abmfz 2 u. Absatz 4, S. 29 ff. 
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helt und Ruhe im Staate, wenn er solche Vorkehrungen 
gegen die Staatsbürger trifft. Alle Bürgerrechte könnten auf 
diese Weise unter dem Scheine des Rechtes vernichtet werden. 
Diese Möglichkeit ist aber nach Art. 13 der Charte cotisti- 
tutionnelle frangaise vom Jahre 1830 einfach ausgeschlossen; 
denn hier sind die Worte „c^ la sürete de Veiat^ ausge- 
lassen, so daß alle scheinbar zur Sicherheit des Staates 
angewandten Gewaltmafiregeln, die in Wirklichkeit gegen 
den Staat gerichtet sind, vollständig ungerechtfertigt und 
unter Strafe gestellt erscheinen. Auch wird dem Könige 
in einem weiteren Zusätze verboten, fremde Truppen ins 
Land zu ziehen zum Dienste für den Staat. Nur kraft eines 
Gesetzes ist diese Maßnahme zulässig. Der Gedanke, von dem 
man sich bei dieser Bestimmung leiten ließ, ist offenbar der, 
daß bei inneren Unruhen der König möglicherweise, um 
diese niederzuschlagen, fremde Hülfe in Anspruch nehmen 
und mit ausländischen Truppen den Krieg gegen sein eigenes 
Land eröffnen könnte. Diese Möglichkeit wird durch den 
Schlußsatz des Art. 13^) beseitigt. 

Art. 14 ist eine wortgetreue Wiedergabe des Art. 15 
in der Junicharte. 

Eine ganz wesentliche Abweichung von der Junicharte 
bringt aber der Art 15. Während dort dem Könige aus- 
schließlich das Recht der legislativen Initiative vorbehalten 
war, sind nach der voriiegenden Verfassung alle drei für 
die Gesetzgebung zuständigen Faktoren berechtigt, Gesetzes- 
vorschläge aus eigner Initiative zur Beratung und Abstimmung 
einzubringen. Das bedeutet einen wesentlichen Zuwachs 
an legislativer Kompetenz der beiden Kammern, während 
die legislative Omnipotenz des Monarchen eine durchaus 
angebrachte und wohltuende Beschränkung erfahren hat. 
Die servile Stellung der Kammern, die nach der Junicharte' 

*) Vorgleiche hierzu Cotiati ulian frav^ise 1701 Türe III, Chap. II, 
Seclion /, ArL VI. Si le roi se met ä la tele tVnne amite et m diriffe les 
forces conire la nalion. ou s'U w. a'opiyofie poM par un acte fonntl ä une 
teile enirejtrvie, qui s^exhuierait en aon nontt il ftera cenae avoir abdique 
la royaute, Vergl. auch daselbst Tilre IV, Art. VJII: Aucun cot-pa ou 
detachement de troupes de W/ne ne peut agir dans VinterieHr du rayaume 
9ans une requinlion leyak. 
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den König nur bitten durften, einen gewünschten Gesetzes- 
vorschlag den Kammern zu unterbreiten, ist damit beseitigt, 
und die Kammern selbst sind in den Stand gesetzt, die In- 
teressen des Volkes der Krone gegenüber von Rechts wegen 
und demnach wirksam zu vertreten. Die Bestimmungen 
Ober die Steuergesetze sind dieser Tendenz gemäß dieselben 
geblieben. 

Art. 17 stimmt mit Art. 21 der Junicharte, wenn auch 
nicht wörtlich, so doch inhaltlich überein. Die Fassung in 
Art. 17 ist nur eine präzisere, insofern auf die drei Instanzen 
direkt hingewiesen ist, von denen die Verwerfung des Ge- 
setzesvorschlages erfolgen kann. 

Art. 18 stimmt wörtlich mit Art. 22 der Junicharte v. 
1814 überein. 

Art. 20, La ckambre des pairs est unc poriion essen- 
tielle, de la puissance U^gislative, 

Art. 21. Elle est convoqu^e par le roi en meme temps 
que la chambre des deputes. La Session de Vune conimence 
et finit en meme tefnps que celle de Vautre. 

Art, 22. Touie assemblre de la chambre des pairs, qui 
serait ten^^- hors du temps de la Session de la chambre des 
deputdSj est illicite et nulle de plein droit, sauf le seul cas, 
au eile est reunie cqmme cour de justice, et alors eile ne peut 
exercer que des fonctions judieiaires. 

Art. 23. La nomination des pairs de France appartient 
au roi. Leur nombre est illimite: il peut en varier les dig- 
niteSy les nommer ä vie ou les rendre hereditaires sehn sa 

volonte. 

Art. 25. La chambre des pairs est pr^sidee par le chan- 
celier de France et en son absence par un pair nomm^. par 

le roi. 

Die beiden Artikel 20 und 21 finden sich wörtlich auch 
in der Juniverfassung vom Jahre 1814. Dahingegen ent- 
hält Art. 22, dessen erster Teil nur eine wortgetreue Wieder- 
gabe des Art. 26 der Juniverfassung ist, einen bemerkens- 
werten Zusatz, der von der*) Gerichtshoheit des Pairsparla- 

V Vergleiche dazu in der Einleitung S. 17 ff. desgl. S. 73, 
Absatz 1 (Junicharte 1814). 
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mentes handelt. Dieses kann sich eventuell in einen Ge- 
richtshof verwandeln und als solcher dann gerichtliche Funk- 
tionen übernehmen und ausüben. Dann aber wirkt diese 
Körperschaft nicht mehr als legislative Macht, sondern ist wie 
die ordentlichen Gerichte berechtigt und verpflichtet, sich 
behufs Rechtsprechung zu konstituieren. Wir haben bereits 
oben bei Besprechung des Art. 55 der Juniverfassung vom 
Jahre 1814, der in der vorliegenden in wortgetreuer Wie- 
dergabe als Artikel 47 erscheint, des näheren auseinanderge- 
setzt, welche Bedeutung dieser Artikel und demnach auch 
der in Rede stehende Zusatz von Art. 22 für das Verfassungs- 
leben hat und erweisen deshalb hier nur auf unsere obigen 
Ausführungen. (Vergl. hierzu S. 73, Absatz 1.) 

Die Art. 23 und 25 sind eine wortgetreue Wiederholung 
der Art. 27 und 29 der Juniverfassung. 

Art. 32. Äuciin depuU ne peiit etre admis dans la 
chambre, s'il rCest äge de trente ans et s*il ne reunit les autres 
conditions determh\/'es par la loi. 

Art. 33. Si ne'anmoins il ne se troiwait pas dafis le de- 
partement cinqtiante pcrsonnes de Vage indique payani le cens 
dV'ligibilite' de'termine par la loi, leur nombre seracompUti 
par les plus imposes aii-dessus du tanx de ce cens, et ceux- 
ci poiirront etre ^lus concnrrcment avec les premiers. 

Art. 35. Les presidens des Colleges electoraux sont nom- 
m^s par les electeurs. 

Art. 37, Le pre'sident de la chambre des deputes est ehi 
par eile ä Vouverture de chaque Session. 

Art. 40. Aucun hnpöt ne peut etre etabli ni pergu, s'il 
n'a et(^ consenti par les deux chambres et sanctionnd par le roi. 

Art, 42. Le roi convoque chaque a7inee les deux cham- 
bres: il les proroge et peut dissoudre celle des deoutes; mais 
da^us ce cas il doit en convoquer une nouvelle dans le delai 
de trois mois. 

Art. 46. Les ministres peuvent etre membres de la 
chambre des pairs ou de la chambre des dAputes. 

lls ont en outre leur entröe dnns Vune ou Vautre chambre 
et doivent etre entenduSj quand ils le demandent. 
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Art 47. La chambre des drjmtes a le droit d^acciufer 
les minütres et de les tradtnre devant la chambre des pairSy 
qui seule a celui de les juger. 

Die am meisten in die Augen springenden Abweichungen 
gegenüber der Charte v. 4. Juni 1814 enthalten die ange- 
führten Artikel. Nach Art. 32 muß der Deputierte wenig- 
stens 30 Jahre alt sein, wenn er als Abgeordneter in die 
Kammer einziehen will. Die Altersgrenze ist also hier um 
10 Jahre zurückgesetzt. Dadurch ist doch entschieden eine 
gewisse Härte der Juniverfassung v. 1814 beseitigt, die als 
Minimalalter der Abgeordneten das 40. Lebensjahr festsetzte. 
Leute in den dreißiger Jahren verfügen auch schon über ein 
gutes Maß von Lebenserfahrung; dazu kommt, daß sie noch 
im Vollbesitze ihrer Kräfte sind und diese in den Dienst 
ihres Vaterlandes stellen können; auch ist den Wählern ein 
breiterer Spielraum bei der Auswahl ihrer Deputierten mit 
dieser Bestimmung geboten. 

Eine ganz wesentliche Erleichterung zugunsten der Wähl- 
barkeit des einzelnen zum Deputierten weisen die beiden 
Art. 32 und .33 insofern auf, als an Stelle des früher festge- 
setzten Wählbarkeitszensus in Höhe von 1000 Franken, oder 
in Ermangelung eines solchen, des dann darunter befind- 
lichen höchsten Steuersatzes eine bestimmte Summe in der 
Verf. selbst überhaupt nicht gefordert wird; durch ein be- 
sonderes Wahlgesetz soll gerade diese Materie später ver- 
fassungsrechtlich geregelt werden. Da aber die ganze Charte 
im Verhältnis zu ihrer Vorgängerin vom Juni 1814 ganz 
wesentliche Änderungen zugunsten des Volkes aufweist, so 
ist hinsichtlich des hohen Census von 1000 Franken eben- 
falls anzunehmen, daß dieser durch das in Aussicht gestellte 
Wahlgesetz eine bedeutende Reduzierung erfahren wird. 
Also auch hier hat die Kompetenz des Volkes für die Bil- 
dung des Staatswillens eine wesentliche Steigerung, die des 
Monarchen dagegen eine angemessene Beschränkung er- 
fahren. 

Eine einschneidende Änderung enthält auch Art. 35, 
der den Wählern die Wahl des Vorsitzenden in der Wahl- 
versammlung überläßt; damit ist wieder die entsprechende 

6 
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Bestimmung der ersten franz. Verf. v. 1791 hergestellt, nach 
der es dem Könige unter allen Umständen verboten war, 
durch Agenten auf die Wahl irgendwie einzuwirken; das 
Überwachungssystem durch königliche Helfershelfer ist be- 
seitigt; es steht jedermann frei, ungehemmt nach innerster 
Überzeugung und freiem Ermessen seine Stimme abzugeben. 
Auch der Kammerpräsident wird nach Art. 37 nicht vom 
Könige ernannt, sondern durch Wahl der Kammermitglieder 
bei Beginn jeder Sitzungsperiode bestimmt; während er nach 
der Junicharte seine Stellung direkt dem Könige verdankte, 
ist hier der Präsident, der doch immer einen bedeutenden 
Einfluß auf den Gang der Parlamentsverhandlungen auszu- 
üben vermag, vom Monarchen völlig unabhängig. Die 
Volksrechte auf dem Gebiete der Legislative sind mit dieser 
Bestimmung durchaus zum Ausdruck gebracht, und da, wie 
wir oben gesehen, dem Volke durch seine Vertreter auch 
das Recht der legislativen Initiative zusteht, so unterscheidet 
sich, abgesehen von der Pairskammer von Königs Gnaden, 
die vorliegende Charte im Punkte legislativer Zuständigkeit 
der Volkskammer durch nichts von der ersten franz. Ver- 
fassung V. 1791, während im Hinblick auf die entsprechen- 
den Bestimmungen in der Junicharte die Volksrechte eine 
ganz bedeutende Erweiterung erfahren haben. Die Art. 40 
und 42 sind wörtlich aus der Junicharte (Art. 48 und 50) 
übernommen worden. Desgl. sind die Art. 46 und 47, die 
von der Ministertätigkeit- und anklage handeln, wortgetreue 
Übertragungen der Art. 54 und 55 der genannten Chartr, 
(Vergl. S. 73 u. 80.) 

Als Resultate unseres Vergleiches der in Rede stehen- 
den Charte cojist v. 14. August 1830 mit der Charte const. 
V. 4. Juni 1814 ergeben sich folgende Sätze: 

Bedingungslos ist anzuerkennen, daß in der August- 
charte vom Jahre 1830 die Rechte des Volkes eine bedeutende 
Erweiterung erfahren haben. Allerdings sind die Bestimmun- 
gen über die Pairskammer nur wenig verändert, und der 
Einfluß des Monarchen auf dieses Parlament ist immer noch 
ein ganz erheblicher, zumal da die Ernennung der Pairs 
und des Präsidenten der Pairskammer dem Monarchen vor- 
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behalten geblieben ist. Allein, ganz wesentlich verändert 
erscheinen die Artikel, die die Volkskammer betreffen, und 
zwar zugunsten derselben. Nicht bloß, daß Leute, die das 
30. Lebensalter vollendet haben, als Abgeordnete in die 
Deputiertenkammer einziehen können, die Deputierten haben 
auch das volle Recht der gesetzgeberischen Initiative, erwählen 
ihren Präsidenten aus ihrer Mitte und sind somit als Abge- 
ordnete und Berater der Gesetzesvorschläge vom Könige 
vollkommen unabhängig. Außerdem treten uns in den Ab- 
geordneten nicht mehr ausschließlich solche Leute entgegen, 
denen infolge ihrer wirtschaftlich glänzenden Lage an nichts 
mehr gelegen sein muß, als die gebotenen Verhältnisse nach 
Möglichkeit zu erhalten ; vielmehr soll durch ein zu erlassen- 
des Wahlgesetz der hohe Census von 1000 Franken Jahres- 
steuer reduziert werden, so daß nicht ausschließlich die am 
höchsten Besteuerten eines Wahlbezirkes die Möglichkeit 
haben, als Abgeordnete in die Deputiertenkammer einzuziehen. 
Mit einem Worte: die legislative Omnipotenz des Monarchen, 
die uns besonders noch in den Napoleonischen Senatuskon- 
sulta entgegentritt, ist verschwunden. 



Constitution de la Belgique. 
1831 Pövrier 7. 

Vorbemerkung. 

Wir haben bisher die wichtigsten Verfassungen Frank- 
reichs einer näheren Betrachtung unterzogen, weil Frankreich 
gewissermaßen das Geburts- und Heimatland des modernen 
Verfassungslebens überhaupt ist, und besonders diejenige v. 
1791 den übrigen Verfassungen des europäischen Festlandes 
zum Vorbilde gedient hat. Eine gute, aber durchaus 
selbständige Nachbildung dieser franz. Verf. mit außerdem 
wesentlicher Anlehnung an die Charte v. 1830 (z. B. Art. 26. = 
Art. 14 der Charte) ist die Constitution de la Belgique v, 7 
fevrier 1831, die wir jetzt hinsichtlich der Kompetenzen des 
Monarchen auf legislativem Gebiete zum Gegenstande der 

nachfolgenden Erörterung zu machen haben. 

6* 
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Was hier den Charakter des Kompromisses zwischen 
König und Volk anlangt, so haben in ihm die Volksrechte 
entschieden eine größere Berücksichtigung gefunden als in 
der Charte constitutionnellc franqmse vom 14 aoüt 1830; das 
ist, nach der Trennung Belgiens vom Königreiche der Nieder- 
lande im August 1830, zurückzuführen auf den Beschluß der 
provisorischen Regierung vom 6. Oktober 1830, die Er- 
nennung einer Verfassungskommission betreffend; ausdrück- 
lich wird in dem genannten Beschlüsse hervorgehoben, daß 
die Wahlen so populär als möglich sein sollen. Die Ver- 
fassungskommission unterzeichnete bereits am 27. Oktober 
1830 den Entwurf der neuen Verfassung Belgiens, der aber 
mehrere Modifikationen erhielt, bevor er von dem National- 
kongresse Belgiens am 25. Februar 1831 als neue Ver- 
fassung angenommen und nach der Wahl Leopold I. von 
diesem am 31. Juli 1831 beschworen ward. 



Art. 25. Tous Ics pouvoirs 4manent de la 7iation. 

lls sont exerci^s de la maniere etablie par la Constitution. 

Art. 26. Le pouvoir legislatif s'exerce coUcctivement par 
le roi, la chambre des repr6sentants et le smat. 

Art. 27. Uinitiative apparüent a chncime des trois 
hranclies du pouvoir legislatif. 

Neanmoins tonte loi, relative aux recettes ou anx de- 
penses de VEtat ou au contingent de Varmde, doit d^abord etre 
votec par la chambre des reprösentants. 

Art. 30. Le pouvoir judiciair e est exerc^ par les cours 
et tribunaux. 

Les arrets et jugements sont exdcuti^s au notn du roi. 

Art. 36. Le tnembre de Vune ou de Vautre des detix 
chambres, nomme par le gouvernement ä im emploi salarie, 
quHl accepte, cesse immediatemcnt de sieger et ne reprend ses 
fonctions qiCen vertu d^une nouvelle election. 

Art. 37. A chaque session chacune des chambres "nomme 
son pn^sident, ses vice-presidents et compose son bureau. 

Art. 47. La chambre des reprösentants se compose des 
d(*put{*s eins directement par les citoyens, payant le cens öa^- 
termine par la loi clectorale, lequel ne pcut exceder 100 floritis 
d'impot direct ni etre au-dessous de 20 flonns. 
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Art 51, Les membres de la chambre des representayits 
sont eins ponr quatre ans, lls sofit renouveles par moitie 
toiis les deux ans d^aj)res Vordre des sories determhie par 
la loi electarale. 

Art, 53, Les membres du Sf^nat sont ölus ä raison de 
la Population de chaqtte province par les citoijens, qui elisent 
les membres de la chambre des representants, 

Art, 55, Les senateurs sont cliis poiir huit ans .... 
En cas de dissohition le senat est renouvele integralement, 

Art, 56, Pour pouvoir etre ein et rester senateur, il faiä: 
1. 2. 3. 4, 

5, payer en Belgiqtie au moins 1000 florins dHmpositions 
directcSj patejites comprises, 

Art. 63, La personne du roi est inviolable; ses ministres 
,sont respansables. 

Art. 64, Aucun acte du roi, ne peiit avoir d^effetj sHl 
n*est contre-signe par un ministre, qui par cela seid s^en 
rend responsable, 

Art, 65, Le roi yiomme et revoque ses ministres, 

Art, 67. II fait les reglemetits et arreti^s necessaires pour 
Vexeention des lois, sans pouvoir jamais ni siispiendre les lois 
elles-memes ni dispenser de leur execution. 

Art, 68, Le roi eommande les forces de terre et de mer, 
declare la guerre, fait les trait^s de paix, d'alliance et de 
commerce, II en donne connaissance aux chambres, aussitöt 
que VintMt et la sürete de V^tat le permettent, en y joignant 
les Communications convenables. 

Les traites de commerce et ceux, qui pourraient grever 
VEtat ou Her individuellement des Beiges, n'ont d^effet qu'apres 
avoir regti V assentiyne^it des chambres. 

Art, 69. Le roi sanctionne et promidgue les lois. 

Art, 70. Les chambres se nUmissent de plein droit chaque 
annee le deuxihne mardi de novembre, a moins qu^elles n'aioit 
i'te reunies anterieurement par le roi. 

Les chambres doivcnt rester r&unies chaque annee au 
moins quarante jotirs. 



~ 86 ~ 

Le rot a le droit de convoquer extraordinairemeni les 
chamhres. 

Art, 71, Le roi a le droit de dissotidre les ckambres, 
soit simxdtan^meiit, soit srpartthnent. Uacte de dhsohition 
contient convocation des electeurs dans les quarante jours et 
des chambres dans les deux mois. 

Art 72. Le roi peut ajoumer les chambres. Toutefois 
Vajournement ne peut exender' le terme d^un mois iii etre re- 
nouveU daiis la meme Session sans rassentiment des chambres. 

Art. 88. Les ministres n'ont voix de'libe'rative dans Vune 
ou Vautre chambre, qtie qnand ils en sont mcfnbres. 

lls ont leur entrre dans chacune des chambres et doivent 
etre entendus, qnand ils le demandent. 

Les chambres peuvent rcqxierir la presen^e des ministres. 

Gleich Art.^) 25 kennzeichnet den Geist der ganzen 
Verfassung. Wie in der franz. Verf. vom 3. Sept. 1791 ist 
auch hier dem Volke im Prinzip alle Souveränitätsgewalt zu- 
gesprochen. Die Rousseausche Idee von der Souveränität 
des Volkes tritt damit unmittelbar hervor. Allein, im Unter- 
schiede V. 1791 erscheinen die Befugnisse des Monarchen 
und der Kammern nicht als delogu^'s vom Volke; während es 
nach der franz. Verf. v. 1791 heißt: La nation, de qui seule 
emanent tous les poiivoirs, nepent les excrcer quepar dvUgation, 
fehlt nach der belgischen der Begriff der Delegation über- 
haupt. Allerdings drücken hier die Worte: Ils (les pouvoirs) 
sont exerc^s de la maniere Hablie par la Constitution schließ- 
lich dieselbe Sache aus, indem damit auf die drei bekannten 
Gewalten, die im Dienste der ganzen Nation erscheinen, 
hingewiesen wird; allein, diese Worte lassen doch den klaren 
und unzweideutigen Begriff der Delegation, der Übertragung 
vermissen. Der Monarch erscheint nicht ausdrücklich als 
Beauftragter des Volkes. Die gesetzgebende Gewalt wird 
nun nach Art. 26 gemeinsam (collectivement) vom Könige, 

y Vergleiche Thonissen, la cofistifMtion Bilge annot^e, S. 109 ff. 

Ferner Kiidolf Smend, die IVeußische Verfassungsurkunde im 
Vergleich mit der Belgischen. Göttinger Juristenfakultät. Preisschrift. 
Göttinnen 1904. S. 45 ff. 
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der Repräsentantenkammer und dem Senate ausgeübt. Da- 
mit ist im allgemeinen die Zuständigkeit des Monarchen auf 
legislativem Gebiete festgelegt. Der^) König erscheint als 
ein verfassungsmäßig gleichberechtigter Faktor bei der Ge- 
setzgebung^). 

Art.^) 27*) spezialisiert nun näher diese Kompetenz 
des Königs: es steht ihm das Recht der legislativen Initiative 
zu. Er ist also berechtigt, den Kammern Gesetzesvorschläge 
zu unterbreiten, und diese sind gehalten, diese Vorschläge 
näher zu beraten. Dasselbe Recht hat jede der beiden 
Kammern. Gesetzesvorschläge hingegen, die die Einnahme 
und Ausgabe des Staates zum Gegenstand haben, oder die 
Stärke der Armee betreffen,sindmehrderKompetenz des Königs 
entzogen und kommen zuerst in der Kammer der Volks- 
vertretung zur Beratung; es ist dies auch ganz natürlich, da 
nicht der König für den Staatshaushalt aufzukommen hat, 
sondern das Volk, das durch Zahlung von Steuern Beamten- 
schaft und Armee erhält. Doch ist nach Art. 69 auch hier 
dem Könige das* Recht zugesprochen, die Steuer- und 
Militairgesetze zu sanktionieren. Der König besitzt also 
auch hinsichtlich der Höhe der zu zahlenden Steuerbeträge 
und der jeweiligen Präsenzziffer der Truppen eine gewisse 
Zuständigkeit, wenn auch die eigentliche Regelung dieser 
Verhältnisse der Repräsentantenkammer des Volkes vorbe- 
halten bleibt. 

Recht bemerkenswert, obwohl dem Leser nicht auf den 
ersten Blick auffällig und bedeutungsvoll, ist Art. 36. Rückt 
hiernach irgend ein Kammermitglied, sei es des Senates, sei 



^) Vergleiche TJionupen, la Constitution Beige annot€e, S. 114 ff.; 
desgl. Rudolf Srnfttd, die Preußische Verfaasungsurkunde im Vergleich 
mit der Belgischen, S. 47 ff. 

2j Vergl. dazu ThonisHtn, S. 114 ff. Qiron pag. 93 8. Oerber, 
Über öffentliche Hechte S. 63 ff. 

^) Vergleiche Art. 14 der charte conslitutionnelle fran^aise vom 
14 aout 1S30 und weiter unten „Vergleich der belgischen Verfassung 
mit der chnrte coYiatitutionnelle frangaise vom 14 ax>ut 18S0,„ S. 104. 

*) Vergl. Art. 15 der Augustcharte und weiter unten 8. 104 
, Vergleich der belgischen Verfassung mit der charte ronstitutionnelle 
frangaise vom 14 aoüt 1830.*^ 
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es der Repräsentantenkammer in ein von der Regierung be- 
soldetes Amt ein, so hört das betr. Mitglied unmittelbar auf, 
der Kammerberatung beizuwohnen und ist erst nach statt- 
gehabter Neuwahl für die betr. Kammer berechtigt, seine 
bisherige Tätigkeit wieder aufzunehmen. Vergegenwärtigen 
wir uns den Zweck dieses Art. 36 genauer, so erscheint der- 
selbe durchaus einleuchtend und berechtigt. Stände derselbe 
nicht in der Verfassung, so wäre es möglich, daß schließ- 
lich das ganze Parlament aus lauter von der Exekutivgewalt 
bezahlten Abgeordneten sich zusammensetzte; denn die Regie- 
rung, der ja verfassungsmäßig die Besetzung der Beamten- 
stellen zusteht; (cf. Art. 66, Absatz 2: II (le roi!) nomme 
aux eniplois d'administration generale et de relation exterieure, 
sauf les exceptions iHahlies par les lois,) brauchte nur den 
einzelnen Abgeordneten Amter zuzuerteilen, und diese wären 
dann schon moralisch gezwungen, bei allen Abstimmungs- 
gelegenheiten im Sinne der Regierung sich zu entscheiden, 
und von objektiver parlamentarischer Beratung wäre dann 
so gut wie gar keine Rede mehr. Das Parlament bestände 
dann aus lauter bezahlten Interessenten des Monarchen. 
Die legislative Gewalt, die verfassungsmäßig unabhängig von 
der exekutiven sein soll, wäre tatsächlich nichts anderes als 
ein gefügiges Werkzeug der letzteren und müßte demnach 
so gut wie vernichtet gelten. Derselbe Artikel involviert auch 
den Fall, daß ein vom Volke zum Abgeordneten bereits ge- 
wählter Beamter in ein höheres Amt einrückt; auch dann er- 
scheint es nach den soeben gegebenen Ausführungen durch- 
aus richtig und in der Ordnung, wenn der betr. Beamte sein 
Mandat verliert und verfassungsmäßig seine Abgeordneten- 
funktionen solange einstellen muß, bis er vom Volke durch 
Neuwahl mit dem Amte eines Abgeordneten wieder betraut 
wird. Der vorliegende Art. 36 ist ganz unverkennbar eine 
getreue Nachbildung des Art. IV unter Titre III, Chap. I, 
Section III der ersten franz. Verf. v. 1791, wo wir ungefähr 
dieselben Bestimmungen festgesetzt fanden; das führt uns 
neben anderen diesbezüglichen Hinweisen ebenfalls zu dem 
Schlüsse, daß neben der Augustcharte v. 1830 auch die erste 
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franz. Verf. v. 1791 der Constitution de la Belgiqtie zum 
Vorbilde gedient^) hat. 

Der Geist der Unabhängigkeit des Parlamentes dem 
Monarchen gegenüber spricht auch aus Art. 37. Dieser Artikel 
steht inhaltlich im direkten Gegensatze zum Art. 43 der Juni- 
charte vom Jahre 1814, wonach der Präsident des Unter- 
hauses vom Könige aus fünf auf einer Liste ihm vom Par- 
lamente vorgeschlagenen Kammermitgliedern gewählt wurde. 
Daß damit dem Könige ein bedeutender Einfluß auf die 
ganze Legislative gesichert war, haben wir bei Besprechung 
des genannten Artikels genugsam hervorgehoben. Nach 
dem vorliegenden Artikel der Constitution de la Belgique 
werden der Kammerpräsident und dieVicepräsidentenwieinder 
Charte von 1830 durch die Kammermitglieder selbst gewählt; 
das Kammerbureau ist eine Schöpfung der Volksvertretung, ohne 
daß auch nur entfernt dem Könige Einfluß auf die Zusammen- 
setzung desselben und damit auf'die Gesetzgebungselbst einge- 
räumt wäre. Das Parlament erscheint demnach nach dem belg. 
Staatsgesetz als ein dem Monarchen in jeder Beziehung 
nebengeordnetes staatspolitisches Institut, dessen Tätigkeit un- 
beeinflußt von irgend einer Instanz sich in den Bahnen vollzieht, 
die von den Kammermitgliedern selbst vorgezeichnet werden. 

Nicht ohne Interesse hinsichtlich der Kompetenzen des 
Monarchen für die Bildung des Volkswillens sind die bei- 
den Art.2) 47 und 56, die scheinbar nichts zu tun haben 
mit der Gesetzgebung, die aber doch von nicht zu unter- 
schätzendem Einflüsse auf die gesetzgeberische Stellung des 
Monarchen sind. Besonders in Bezug auf Artikel 56 möch- 
ten wir bemerken, daß in der Einrichtung des belgischen 



*) Vergl. dazu weiter unten „Vergleich der belg. Verf. mit der 
Charte consL franf^avie v. 14 aoüt 1830, S. 104 u. 103; ferner unter 
„Verf. für den preuß. Staat v. 31. Jan. 1850" Art. 78, Abs. 3, S. 136 
u. 144 f. 

^) cf. Art. 30 der charie conai- frav^. v. 14 aoüt 1814; ferner 
unten unter „Vergleich der belg. Verf. mit der charte cowti. v. 14 
aoüt 1814** S. 106. Vergl. ferner § 13 des Gesetzes, betr. die Wahlen 
der Abgeordneten zum Volkshause v. 27. März 1849, S. 114. Vergl. 
ferner dazu die Art. 65-68 der „Verfassungsurkunde für den preuß. 
Staat V. 31. Jan. 1850«, S. 135 und 141 f. 
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Senates die Montesquieuschen Ideen wohl am reinsten ver- 
wirklicht sind. Die besseren Teile der Bevölkerung finden 
hier tatsächlich jihre Vertretung; überdies sind die Mitglie- 
der des Senates nicht vom Könige ernannt, sondern direkt 
gewählt von der Bevölkerung selbst und zwar von denselben 
Bürgern, welche die Mitglieder der Kammer der Volksver- 
tretung wählen. Der Senat nimmt also hier eine wesentlich 
andere Stellung dem Könige gegenüber ein als der Senat 
in den franz. Verfassungen vom 6. April und 4. Juni des 
Jahres 1814 und v. 1830. Dort wurden in allen drei Ver- 
fassungen die Glieder des Senates vom Könige ernannt, 
waren also von diesem direkt abhängig und liefen Gefahr, 
ihrer Würden entkleidet zu werden, wenn sie nicht im Sinne 
des Königs wirkten ; hier dagegen ist der Senat vom Könige 
unabhängig, selbständig, kann also nach freiem Ermessen 
ohne Voreingenommenheit die gesetzgeberischen Tendenzen 
des Königs prüfen, gutheißen oder zurückweisen. Der König 
besitzt also nach der belgischen Verf. im Senate von vorn- 
herein kein gefügiges Instrument, um seine Gesetzesanträge 
zu verwirklichen, während dies in den oben behandelten 
französischen Verfassungen durchaus der Fall war. Dahingegen 
bietet die Art der Zusammensetzung des Senates dem Könige 
immer noch hinreichende Garantieen, daß dieser seinen 
gesetzgeberischen Tendenzen willig Gehör schenkt. Es ge- 
langen nach Art. 56, Nr. 5 in den Senat nur solche Ver- 
treter, die wenigstens 1000 Gulden Jahressteuer entrichten. 
Senatsmitglieder können demnach nur solche Leute werden, 
die wirtschaftlich und finanziell äußerst gut gestellt sind; 
hieraus folgt aber ganz unmittelbar, daß diesen Leuten an 
der Erhaltung der gegebenen Verhältnisse viel gelegen sein 
muß; sie werden demnach, obgleich sie vom Volke gewählt 
sind wie die Repräsentanten, für die gesetzgeberischen Ab- 
sichten des Königs meistens zu haben sein und diesen nur 
dann widersprechen, falls sie gegen das Wohl des Volkes 
in offenkundiger Weise verstoßen. Somit sind die Interessen 
der Senatsmitglieder auch meistens die des Monarchen, und es 
wird zu den Ausnahmen und Seltenheiten gehören, daß König 
und Senat einander diametral gegenüberstehen. Auf diese 
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Weise wird der Monarch auch hier indirekt kompetent für die 
gesetzgeberische Haltung des Senates, und in den meisten 
Fällen hat er in dieser Einrichtung doch ein Mittel, die 
Legislative in seinem Sinne zu beeinflussen. 

Auch die Zusammensetzung der Kammer der Volks- 
vertreter ist nicht derartig, daß in ihr die niedrigsten Volks- 
elemente, denen jedes Interesse an der Erhaltung der ge- 
gebenen Verhältnisse abgesprochen werden müßte, anzu- 
treffen wären; denn auch hier muß der Abg^rdnete wenig- 
stens 20 Gulden Jahressteuerbeitrag entrichten, und es können 
demnach zu Volksvertretern nur Leute gewähU werden, bei 
denen man keineswegs von einer wirtschaftlichen Notlage 
reden kann; freilich dürfte hier immerhin der Einfluß des 
Monarchen auf die Beschlüsse der Volksvertreter gering sein. 

Die*) Art. 63, 64,^) 65 und 68, die den diesbezüglichen 
Bestimmungen von 1791 inhaltlich entsprechen, handeln von 
der Person des Königs und seinen Ministern. Die Person 
des Königs ist unverietzlich und wird durch die Minister, 
die allein die volle**) Verantwortlichkeit für die Handlungen 

*) cf. Art. 12 der charte const. fran^aist vom 14 nout 1830 und 
weiter unten unter ^Vergleich der belg. Verf. mit der charte cofisU 
fran^aise vom 14 aoüt 1830** 8. 106, 107 ff. Vergl. ferner hierzu die 
Art. 73 u. 74 der deutschen Keichsverf. (1849) und weiter unter ^Ver- 
gleich der Keichsverf. v. 28. März 1849 mit der franz Verf. v. 3. Sept. 
1791 lind der Belgischem v. 7. Februar 18^31 S. 129 f. Ferner ,,die Ver- 
fa^sungsurkundc für dem preuß. Staat v. 31. Jan. 1850" S. 133 Art. 43 
und 44 u. S. 13(5 und weiter unten unter ,, Vergleich der preuß. Verf. 
mit der Belgischen« S. 152. 

-) cf. Art. 13 der Charte vom 14 aoüt 1830 und weiter unten 
unter ,, Vergleich der belg. Verf. mit der charte const frangaiae 1830" 
S. 107 ff. Vergl. ferner hierzu die Art. der deutschen Keichsverf. 
(1849) Art. 73 u. 74 S. 115, ferner S. 117, 118, ferner unter 
„Vergleich der Keichsverf. vom 28, März 1849 mit der franz. Verf. v. 
3. Sept. 1791 u. der Belgischen vom 7. Februar 1831" S. 129 f und 
unter „Vergleich der preuß. Verf. mit der Belgischen" S. 152 
und 153. 

3) Vergl. hierzu Connt. frani'aise 179!, Türe III, Chap. IL Sect. IV, 
Art. IV: Aucun ordre du roi ne pourra etre execute, n^ü rresi signe par 
lui et contresigne par le ministre ot* Vordonnateur du departement 

Ebenda Art. VI : En auctm cas, Vordre du roi. verbal ou par 
ecrit ne pcui aou^iraire un ministre ä la re^ponsabilite. 
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ihres Herrn übernehmen, geschützt. Die Minister sind also 
für alle Handlungen und staatspolitischen Maßnahmen des 
Monarchen den Parlamenten Verantwortung und Rechen- 
schaft schuldig; äußerlich tritt nach Art. 64 diese Verant- 
wortlichkeit darin zu Tage, daß Schriftstücke des Königs die 
ministerielle Gegenzeichnung aufweisen müssen, wenn sie 
staatsrechtlich bindende Geltung haben sollen. Eine Ver- 
ordnung des Königs, die die vorschriftsmäßige Unterzeich- 
nung des betr. Ministers nicht zeigt, ist von Staatswegen 
null und nichtig und ohne jede rechtliche Bedeutung. Diese 
Unterschrift bindet den Minister den Parlamenten gegenüber 
und macht ihn haftbar für jedes Unternehmen des Monarchen. 
Deshalb können auch die Parlamente nach Art.. 88 die An- 
wesenheit der Minister während der Kammerverhandlungen 
verfassungsrechtlich fordern, und die Minister sind verpflichtet, 
auf Verlangen der Kammern über alle Vorkommnisse im 
Staate Aufschluß zu geben. Andererseits sichert auch wieder- 
um der Art. 88 dem Könige die Möglichkeit der Rechtferti- 
gung vor den Parlamenten; nach demselben haben die^) 
Minister nicht bloß die Pflicht, jederzeit vor der Volksver- 
tretung Rede und Antwort zu stehen, ihnen ist auch das 
Recht zugesprochen, von den Kammern angehört zu wer- 
den, so oft sie es verlangen. Hat nun der König als^) 
Minister Leute, die seinen gesetzgeberischen Tendenzen vor 
den Parlamenten Anerkennung zu verschaffen verstehen, so 
wird er durch seine Minister zweifelsohne kompetent für die 
gesetzgeberische Tätigkeit der Parlamente. Die Minister 
können einen derartig starken Einfluß durch ihre parlamen- 
tarische Tätigkeit auf die Parlamentsmitglieder ausüben, daß 
diese den Anschauungen jener beipflichten und den durch 



1) Vergleiche hierzu Conat frangalse 1791, Titre III, Chap* III, 
Section IV i Art Z.: Lea ministrea du roi auront enfree dana Vaaaemblee 
nationale ligislative; ila y auront une place marqu^e» 

IIa Beront entendua toutea lea foia qu^üa le demanderont aur les 
ohjeta relatifa ä leur adminiatration, ou loraqu'ila aeront requia de donner 
dea eclaircisaemen^. 

') Über die Teilnahme der Minister an den Verhandlungen der 
Volksvertretung siehe 0. v. Waldow: ^Die geschichtlfche Entwickelung 
des Art. 60 der preuß. Verfassung." Disseitation. Greifswald 190?. 
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den Mund der Minister ausgesprochenen Absichten des 
Königs ihre Zustimmung erteilen. Da Art. 65 völlig freien 
Spielraum bei der Ernennung und Absetzung der Minister 
dem Könige gewährt, so ist diesem damit die Möglichkeit 
geboten, diejenigen Personen, denen er das meiste Ver- 
trauen entgegenbringt, zu seinen Ratgebern zu bestellen. 

Art.^) 69 handelt von der Sanktion der Gesetze durch 
den Monarchen. Auch nach der belgischen Verfassung steht 
dem Könige das Recht der Sanktion der Gesetze zu. Da- 
mit ist ihm ohne weiteres der denkbar größte Einfluß auf 
die Gesetzgebung selbst eingeräumt, da es ihm völlig frei- 
steht, die von den gesetzgebenden Körperschaften berat- 
schlagten Gesetzesvorschläge durch Anerkennung zu Ge- 
setzen zu erheben, oder sie abzulehnen. Was zu geschehen 
hat, wenn der König die Sanktion der Gesetze verweigert, 
ist in der Verfassung nicht direkt gesagt; diese weist dem- 
nach in diesem Punkte dieselbe Lücke auf, die wir schon 
in den franz. Verfassungen vom 4. Juni 1814, Art. 22 und 
vom 14. August 1830, Art. 18 zu verzeichnen hatten. Wie 
wird sich der König nun verhalten, wenn er in die Lage 
kommt, einen beratenen Vorschlag, der ihm nicht zusagt, 
bestätigen zu sollen? Dieser Fall, obwohl denkbar, ist eigent- 
lich nach der belg. Verf. so gut wie ausgeschlossen. Ge- 
setzt, es wäre von der Volkskammer, der das Recht der 
legislativen Initiative verfassungsmäßig zukommt (Art. 27), 
eine Vorlage eingebracht, beraten und durch Majoritätsbe- 
schluß angenommen, so müßte dieselbe zunächst noch die 
erste Kammer passieren, ehe sie dem Könige zur Ratifizie- 
rung unterbreitet werden könnte. Sollte dieselbe in der 
ersten Kammer ebenfalls zur Annahme gelangen, so bleibt 
allerdings verfassungsmäßig dem Könige nichts weiter übrig, 
als dem also zustande gekommenen Gesetzesvorschläge die 
Bestätigung zu erteilen. Indes, soweit wird es der Monarch 
in der Entwicklung der jeweilig gebotenen Verhältnisse 
nicht kommen lassen. Sollte er im Verlaufe der parlamen- 

1) cf. Art. 18 der Augustcharte v. Jahre 1830 und weiter unten 
^Vergleich der belg. Verf. mit der charle conat* frangaise v. 14 aaüt 
1830« S. 109. 
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tarischen Verhandlungen zu der Oberzeugung gelangen, daß 
der Einfluß, den er durch den Mund seiner Minister auf die 
Gestaltung des Volkswillens zu gewinnen sucht, ohne Be- 
rücksichtigung bleibt, so gewährt ihm Art. 71 der Verfassung 
durch Auflösung der Kammern die Möglichkeit, seinem 
Willen vorderhand Geltung zu verschaffen. Durch Neuwahl 
der betreffenden, dem Könige Widerstand leistenden Kam- 
mer oder beider zugleich ist begründete Aussicht geschaffen, 
daß eine andere, ihm günstigere Zusammensetsung der ge- 
setzgebenden Körperschaften zustande kommt, womit dann 
für den König das gesteckte Ziel offenbar erreicht ist. Sollten 
indessen trotz der Neuwahl die Kammern in ihrer früheren 
Zusammensetzung zurückkehren, so muß sich natürlich der 
Monarch wohl oder übel dem Votum der Volksvertreter 
fügen; allein, darin wäre nichts Absonderliches und die 
Würde des Königs Herabsetzendes zu erblicken; denn das 
entspräche ja eben dem Geiste der ganzen Verfassung, nach 
der auch der Vertreter der Exekutivgewalt allen Gesetzen der 
Nation sich unterzuordnen hat. Nach Art. 70 steht dem 
Könige auch das Recht zu, die Kammern zu außerordent- 
licher parlamentarischer Tätigkeit zusammenzurufen. Unter- 
läßt es der Monarch überhaupt, die Abgeordneten zur Ab- 
haltung der gewöhnlichen Sitzungen einzuladen, so kann er 
sich auf diese Weise keineswegs auch nur für kürzere Zeit 
der Mitwirkung der Kammern entschlagen; denn diese ver- 
sammeln sich dann ohne Zutun des Monarchen nach dem 
angeführten Artikel jedesmal am zweiten Dienstage im Mo- 
nate November. (Vergleiche hierzu noch Constitntmi fran- 
^aisv 1791 SrpL ,% Türe III, Chap, 1, Section III, Art J, 
Absatz 2: Les assemhUes tHedorales se formcront de plein 
droit le dernier dimanche de mars, si elles n^oiit pas He 
convoquees plnfot par les fonctionnaires puhlics dMermines 
par la loi. 

Ibidem: Türe III, Chap, III, Section I, Art, IV: Le 
Corps legislcttif a le droit de determiner le Heu de ses smnces^ 
de les continuer, autant qiiHl le jugera neeessaire, et de 
s'ajourner. Au commencement de ehaque regyie, sHl rCest 
pas reuni, il sera tenu de se rassemhler sans ddai,) 
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Der Schluß der Sitzungen muß aber wieder durch 
den König festgesetzt werden, wobei jedoch zu berücksichti- 
gen ist, daß, falls nicht schon eine außerordentliche Sitzung 
stattgefunden hat, die Kammern wenigstens 40 Tage lang 
im Jahre versammelt gewesen sein müssen. 

Nach^) Art. 71 hat der König, wie oben schon bei- 
läufig erwähnt, auch das Recht, die Kammern aufzulösen, 
entweder beide zugleich oder jede einzeln. Dieser Artikel 
unterscheidet sich in jeder Beziehung von dem entsprechen- 
den in allen bisher behandelten Verfassungen. Nichts hat 
er gemein mit Titre III, Chap. I, Art. V. der franz. Verf. v. 
1791, nach dem dem Könige die Kammerauflösung unter 
allen Umständen verboten war. Dahingegen durfte nach der 
Aprilcharte vom Jahre 1814 der Monarch die Volkskammer 
zwar auflösen, aber diese negative legislative Kompetenz des 
Monarchen erhielt ihre angemessene Beschränkung durch die 
weitere Bestimmung, wonach der Monarch verpflichtet war, 
im Falle der Auflösung binnen drei Monaten eine neue 
Kammer einzuberufen und in gesetzgeberische Aktion treten 
zu lassen; das Senatorenamt war dagegen erblich im Mannes- 
stamme nach dem Rechte der Erstgeburt, und das Adels- 
parlament demnach unauflösbar. Auch die Junicharte vom 
Jahre 1814 gab dem Monarchen die Möglichkeit, die Depu- 
tiertenkammer aufzulösen; allein, auch hier war der König 
gehalten, binnen drei Monaten ein neues Parlament zu- 
stande zubringen und zu gesetzgeberischer Tätigkeit einzu- 
laden; ebenso war auch nach dieser Verfassung das Adels- 
parlament unauflösbar, wenn auch der Einfluß des Königs 
auf dieses Haus insofern als der denkbar stärkste erschien, 
als es ihm gestattet war, die Würde eines Pairs erblich zu 
machen, oder nur auf Lebenszeit zu verleihen, ganz nach 
persönlichem Belieben, (svlon sa volonte). Alle diesbezüg- 
lichen Bestimmungen der Augustcharte vom Jahre 1830 

*) cf. weiter unten unter „Vergleich der belgischen Verf. mit 
der Charte conat. frani'aüe v. 14 aoüt 1830" S. 109 f. Vergl. ferner die 
Art. 79 und 100 der „Verfassung des deutschen Reiches vom 28. Apri 
1849« undS. 119; ferner unter „Vergl. der Ueichsverf. (1849) mit der 
franz. v. 3. Sept. 1791" S. 127. Ferner die „Verfassung für den 
preuß. Staat vom 31. Jan. 1850* Art. 51 u. 52 u. S, 138 u. 139. 
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deckten sich genau mit den soeben besprochenen der 
Junicharte. [(Art. 50 (1814)=Art. 42 (1830); ebenso Art. 27 
(1814)=Art. 23 (1830)]. Eine ganz wesentliche Ab- 
weichung weist dagegen der Art. 71 der belg. Verf. auf, in- 
sofern beide Kammern durch den König aufgelöst werden 
können. Es ist dies in Rücksicht auf die Entstehung der 
Kammern auch durchaus natürlich und selbstverständlich; 
denn die Senatoren werden ebenfalls direkt vom Volke ge- 
wählt, und zu ihrer Berufung in die Kammer kann staats- 
rechtlich der Monarch nichts beitragen; es muß demnach 
auch der Einfluß, den der Monarch auf beide Kammern 
von Staatswegen auszuüben vermag, beidemal derselbe sein. 
Setzen wir den Fall, daß der Monarch auch nach der belg. 
Verf. das Oberhaus nicht auflösen könnte, so bedeutete dies 
nichts anderes als eine verschiedenartige Bewertung ein und 
derselben Handlung; denn da beide Häuser von denselben 
Bürgern gewählt werden, und die gewählten Abgeordneten 
nur durch den an den Staat gezahlten Steuerbetrag sich 
unterscheiden, so würde in dem .einen Falle die Wahlhand- 
lung des Volkes als kassierbar, in dem anderen dieselbe 
Handlung mit demselben Zwecke als durchaus für zu Recht 
bestehend und unkassierbar anerkannt sein. Es erscheint 
demnach in der Ordnung, wenn der Einfluß des Königs auf 
beide Häuser als derselbe sich darstellt. Bemerkenswert ist 
hierbei noch, daß der Akt der Kammerauflösung zugleich 
die Zusammenberufung der Wähler innerhalb 40 Tagen und 
diejenige der Kammern innerhalb zwei Monaten enthalten muß. 
Die negative legislative Kompetenz des Monarchen erhält durch 
diese Zusatzbestimmung eine angemessene Beschränkung. 

Auch hinsichtlich der Kammervertagung durch den 
Monarchen sind die Bestimmungen in den einzelnen Ver- 
fassungen durchaus verschieden. Nach der ersten franz. ^) 
Verf. V. 1791 findet eine^) Vertagung der Kammern durch 

^) Türe III, Chap. III, Section 17, Art II: Lorsque U Corps 
egi^tif veut a^ajoumer au-ddä de quinze joura, ü est tenu d*en prevenir 
le Roi par une deputation au moins huit joura d'avance. 

^) cf. weiter unten „Vergl. der belg. Verf. mit der charte const. 
frangaiae v. 14 aoüt 1830«, S. 110. Vergl. ferner Art. 42 der 
Augustscharte. 
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den König überhaupt nicht statt. Wohl kann nach Titre III, 
Chap. III, Section IV, Art. II das Parlament auf 14 Tage und 
darüber sich selbst vertagen und ist nur im letzteren Falle 
verbunden, wenigstens acht Tage zuvor durch eine Depu- 
tation dem Könige hiervon Nachricht zu geben; aber die 
Initiative zur Kammervertagung kann nie vom Könige aus- 
gehen, auch nicht nach Art. IV derselben Section IV, wo- 
nach der König für die Legislative nur positiv kompetent 
werden kann, insofern ihm das Recht zusteht, durch eine 
Botschaft an das Parlament, falls er es für das Wohle des 
Staates zuträglich erachtet, dieses zu bitten, daB die Session 
fortgesetzt werde, oder daß die Aussetzung der Sitzungen 
nicht statthabe, oder nur für eine kürzere Zeit als ursprüng- 
lich geplant^) worden. 

Zum erstenmal wird auch dem Könige das Recht der 
Kammervertagung in der Aprilcharte vom Jahre 1814, Art. 10 
zugestanden; doch ist hier nicht die Zeitdauer bestimmt an- 
gegeben, für welche die Vertagung eintreten kann. Nach 
der franz. Junicharte vom Jahre 1814 und der Augustcharte 
(1830) vertagt der Monarch auf unbestimmte Zeit die Kammern. 
[Junicharte (1814) Art. 50 = Augustcharte (1830) Art. 42.] 
Ebenso wird nach der belgischen Verfassung dem Monar- 
chen das Recht der^) Kammervertagung in einem besonderen 



^) Türe II h Chap. 111, Section 77, Art IV'- Si U roi trouve 
important au bien de VJ^fai que la aession soit caniinuee, ou que Vajour- 
nemfnt n'ait pas lieut ou qu*ü n*ait Heu que pour un iempa moiwt langt 
il peui ä cet effei envoyer uu mesaagf, sur Itqud le Corps leginlaiif est 
lenu de deliberer. 

*) Vergl. hierzu unter „Rückblick u. Vergl. der Cotmt de la 

Belegique mit der ersten franz. Verf. v. 3. Sept. 1791** S. 102 ferner 

unter »Vergl. der belg. Verf. mit der Augustcharte 1830" S. 110 

VergL ferner unter „Verf. d. deutschen Reiches (1849)" § 109, bes. 

S. 121 u. 122, ferner unter „Vergl. der Reichsverf, 1849 mit der franz. 

Verf. V. 3. Sept. 1791 und der Belgischen vom 7. Februar 1831" S. 129; 

ferner S. 129 Abs. 2. Vergl. ferner unter „dieVerfassungsurkunde für den 

Preußischen Staat vom 31. Januar 1350" Art. 52 und ebendaselbst 

S. 139. Vergl. ferner unter „Vergl. der preuß. Verf. v. 31. Jan. 1850 

mit der franz. v. 3. Sept. 1791" S. 152. Vergl. endlich unter „Vergleich 

der preuß. Verf. mit der Belgischen" S. 153. 

7* 
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Artikel 72 ausdrücklich zugesprochen. Es finden sich jedoch 
dabei noch beschränkende Bestimmungen: die Vertagung 
darf nicht die Dauer eines Monates übersteigen und in der- 
selben Session ohne Zustimmung der Kammern nicht wie- 
derholt werden. Diese Klauseln erscheinen nötig, da sonst 
die Vertagung auf unbestimmte Zeit ausgedehnt werden, 
und das Parlament auf diese Weise dem Schicksale der 
einstigen etats gfWraux in Frankreich verfallen könnte, die 
auch durchaus existierten, aber auf unbestimmte Zeit, will 
heißen „für immer" vertagt waren und niemals zu legis- 
lativer Tätigkeit einberufen wurden. Ober die Minister des 
Königs (Art. 88) und ihre parlamentarische Tätigkeit zugun- 
sten ihres Herrn haben wir ebenfalls, wie in allen früheren 
Verfassungen, so auch in der vorliegenden bereits oben bei 
Besprechung der Art. 63, 64 und besonders 65 uns geäußert 
und verweisen hiermit auf unsere obigen Ausführungen. 

Wenn nun die Gesetze durch das Zusammenwirken 
der drei legislativen Faktoren: König, Senat und Deputierten- 
kammer zustande gekommen sind, so sichern die^) Art. 67 
u. 68 dem Monarchen das volle Recht der Exekutive; er 
gibt die nötigen Verordnungen und Vorschriften zur Aus- 
führung der Gesetze, ohne jemals die Gesetze selbst aufzu- 
heben oder von ihrer Ausführung zu entbinden. Dieser 
Artikel enthält am Schlüsse einen bemerkenswerten Zusatz 
(scms poHvoir — exj'cution), den wir bereits in der Charte con- 
stitufionncUe fran^aise v. 14 aoiä 1880 am Schlüsse des 
Art. 13 angetroffen haben; wir haben dort diesen Zusatz 



^) cf. Art 13 der Aiigustchartc vom Jahre 1830 und weiter unten 
unter „Vergl. der belg. Verf. mit der charte const. frnv^axae v. 14 naill 
1830'', S. 107 ff. Ver^l. ferner unter „Verf. d. Deutschen Reiches 1849*' 
§ 80 u. ebenda.selbst S. 125. Vergleiche ferner unter ^Vergleich 
der Reichsverf. vom 28. März 1849 mit der franz. Verf. v. 3. Sept. 1791 
und der Belgischen v. 7. Febr. 1831" S. 127. Vergl. ferner unter 
„Die Verfassungsurkunde für den Preuß. Staat vom 31. Jan. 1850* Art. 45 
und ebenda S. 137 u. 138. Vergl. ferner unter „Vergl. der preuß. Ver- 
fas.sung V. 31. Jan. 1850 mit der franz. v. 3. Sept. 1791** S. 147 f. Vergl. 
ferner unter „Vergl. der preuß. Verf. mit der Belgischen" S. 153. 



— 99 - 

seiner Bedeutung nach bereits hinreichend gewürdigt und 
brauchen wohl nur hier auf unsere obigen Ausführungen 
zu verweisen. Auch in Belgien trieb die Furcht vor event. 
Mißbrauch der Exekutivgewalt von Seiten des Königs die 
gesetzgebenden Körperschaften dazu, in Erinnerung an die 
jüngst erlebten absolutistischen Anwandlungen König Karts X. 
von Frankreich, der Exekutivgewalt einige durchaus ange- 
brachte Schranken zu ziehen und jedes absolutistische Re- 
gime im Falle seines Hervortretens gleich von vornherein 
als gesetzwidrig zu kennzeichnen. Übrigens läßt wie an- 
dere Stellen, so auch der genannte Zusatz die Abhängig- 
keit der belgischen Verfassung von der erwähnten französi- 
schen aufs deutlichste erkennen. 

Nach Art. 29 und^) 68 ist der König Kommandant der 
Land- und Seemacht, erklärt Krieg, schließt Friedens- und 
Handelsverträge, sowie Bündnisse mit fremden Nationen. 
Handelsverträge jedoch und solche, die das belgische Volk 
irgendwie belasten oder sonstwie verbindlich machen, sind 
zuvor der Begutachtung und Anerkennung seitens der legis- 
lativen Körperschaften unterworfen und treten nur mit deren 
Zustimmung in Kraft; es ist dies auch ganz berechtigt, daß 
das Volk die Verträge, durch die es finanziell belastet oder 
zu Jrgend welchen Verpflichtungen veranlaßt wird, durch 
seine Vertreter als zu Recht begehend anerkennt. Würde 
zum Abschluß derselben der Monarch allein schon zuständig 
sein, so bedeutete dies nichts weiter als eine teilweise Aus- 
schaltung des Volkes aus der Gesetzgebung und demnach 
Gefährdung des gesamten konstitutionellen Staatslebens. 
Was die Obereinstimmung dieses Art. dem Wortlaute nach 
mit dem entsprechenden der Charte const. frangatse vom 
Jahre 1830 anlangt, so tritt aufs deutlichste hervor, daß der 



*) Vergl. weiter unten unter „Vergleich der belg. Verf. mit der 
Charte const fran^aiu v. 14 aaät 1830'', S. 107 u. 108. Vergl. ferner 
unter „Verfassung des deutschen Reichs v. 28. März 1849" §§ 76 und 
77 und ferner S. 118 und 119. Vergl. ferner hierzu unter „Die Ver« 
fassungsurkunde für den preuÜ. Staat vom 31. Januar 1850" Art. 48 und 
ebendaselbst S. 138. 

7* 
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Anfang des^) Art. 68 eine nahezu wortgetreue Kopie vom 
Anfange des Art. 13 der genannten franz. Verf. ist; also 
auch in diesem Art. zeigt sich aufs unzweideutigste die An- 
lehnung der belg. Verf. an die franz. Augustcharte v. 1830. 



Rückblick und Vergleich der Constitution 
de la Belgique mit der Constitution franpaise 

V. 3 Sept. 1791. 

Vergleichen wir die belgische Verfassung mit der 
französischen vom Jahre 1791, so ergeben sich neben Über- 
einstimmungen auch ganz wesentliche und bedeutungsvolle 
Abweichungen. Im großen und ganzen müssen wir hervor- 
heben, daß beide Verfassungen denselben Geist atmen. In 
beiden wird auf das unzweideutigste ausgesprochen, daß die 
Souveränität beim Volke ruht. Aber sobald diese zu wirken 
anfängt, tritt zwischen beiden Verfassungen schon ein merk- 
licher Unterschied hervor; nach der franz. erscheinen die 
drei pouvoirs als deUgues vom Volke, in der belgischen ist 
dagegen nicht mit Bestimmtheit gesagt, woher A\t pouvoirs, 
wenn sie in Wirksamkeit sind, verfassungsmäßig stammen. 
Zwar ist ausdrücklich hervorgehoben, daß tous les pouvoirs 
emanent de la naiion: aber der Begriff der deh^gation ist in 
der Coyistitution de la Belgique nicht zum Ausdruck gelangt, 
wie dies in dem Vorbilde dieser Verfassung, der französi- 
schen, geschehen ist. (cf. Constitution fran^aise 1791, Titre III^ 
Art. II: La Nation, de qui seule emanent tous les pouvoirs, 
ne peui les exerecr que par de'legation.) Es erscheint ganz 
zweifellos, daß damit die Bedeutung des Volkes als Trägers 
der Souveränität eine gewisse, wenn auch ganz unschein- 
bare Schwächung, die des Monarchen dagegen eine ent- 
sprechende Stärkung erfahren hat. Nach beiden Ver- 
fassungen wird nun die Gewalt in der Dreiteilung von drei 
rechtlich von einander unabhängigen Faktoren ausgeübt; in 



*j Vergl. weiter unten unter ^Vergleich der belg. Verf. mit der 
Charit const. fran^aise v, 14* aoüt ISSO"*^ S. 107 ff. 
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beiden verbleibt die Legislativgewalt im wesentlichen, doch 
nicht in gleichem Maße dem Volke, das hier wie dort durch 
Vertreter repräsentiert wird. Nach beiden Verfassungen ver- 
sammelt sich die gesetzgebende Körperschaft von Rechts- 
wegen zu bestimmten, festgesetzten Terminen, doch 1791 
regelmäßig von sich aus, ohne jede vorherige königliche 
Berufungsordre (Titre 111, Chap. I, Sect. V, Art. I.), 1831 
(Art. 70), wenn der König sie nicht vorher beruft, was ihm 
also freisteht. Nach beiden Verfassungen vermag der Monarch 
aber auch die parlamentarischen Körperschaften zu außer- 
ordentlichen Sitzungen einzuladen. Rechtlich festgelegt ist 
nach beiden Verfassungen die Befugnis der legislativen Initia- 
tive und der Sanktion der Gesetze durch den Monarchen; 
nach beiden ist die Person des Königs unverietzlich und 
wird vertreten durch die Minister, die durch Gegenzeichnung 
aller Schriftstücke des Monarchen die volle Verantwortlich- 
keit dafür vor dem Parlamente übernehmen. Nach beiden 
Verfassungen dürfen Staats- und königliche Hausbeamte, 
da der König verfassungsmäßig alle Stellen im Staatsdienste 
besetzt, nur bedingungsweise ein Abgeordnetenmandat über- 
nehmen, wenn sie nämlich nicht als Interessenten des Königs 
erscheinen. 

Neben diesen Obereinstimmungen ergeben sich außer 
der bereits erwähnten delegaUon der poiivoirs noch weitere 
wesentliche Abweichungen zwischen den in Rede stehenden 
Verfassungen. Der am deutlichsten in die Augen springende 
Unterschied besteht darin, daß wir nach der belg. Verf. neben 
der Volksvertretung noch ein Oberhaus finden, den Senat, 
während nach der Verf. v. 1791 das Einkammersystem ein- 
geführt ist. Die parlamentarische Vertretung der Nation ist 
demgemäß nach der franz. Verf. eine breitere, allgemeinere, 
nach der belgischen kommt mehr die Klassifizierung der 
Bevölkerung in eine steuerfreie, einen mäßigen und einen 
hohen Steuersatz entrichtende zum Ausdruck. Dabei ergibt 
sich zugleich der Unterschied zwischen beiden Verfassungen 
hinsichtlich der Kompetenzen des Monarchen der Legis- 
lative gegenüber. Während nach der franz. Verfassung dem 
Könige direkt verboten ist, die Wahl der Abgeordneten 
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irgendwie zu beeinflussen, und diese demnach völlig unab- 
hängig ihre Abgeordnetenpflicht erfüllen können, ist zwar 
verfassungsmäßig auch nach dem belgischen Staatsgrund- 
gesetz dem Könige jeder Einfluß auf die Bildung beider 
Häuser abgeschnitten; allein, die Zusammensetzung des 
Oberhauses, das nur aus Leuten besteht, die sämtlich wirt- 
schaftlich äußerst gut gestellt sind, verschafft dem Monarchen 
in dieser Körperschaft eine Institution, vermöge deren er 
eine durchaus nicht zu unterschätzende, wenn auch nicht 
ausgesprochene Einwirkung auf die Gesetzgebung erlangt. 
Ferner kann nach der franz. Verf. der Monarch die Kam- 
mer niemals auflösen, während dies nach der belgischen 
durchaus möglich und verfassungsgemäß ist, wenn auch 
dieser negativen legislativen Kompetenz des Monarchen in- 
sofern eine angemessene Beschränkung zuteil geworden ist, 
als derselbe verpflichtet erscheint, binnen zwei Monaten ein 
neues Parlament zu legislativer Tätigkeit einzuberufen. Auch 
das Vertagungsrecht der Kammer ist dem Monarchen nach 
dem franz. Staatsgesetz v. 1791 abgesprochen, und es kommt 
ihm, wie wir oben auf Grund der entsprechenden Artikel 
nachgewiesen haben, verfassungsmäßig nur das Recht zu, 
die Kammer zur Verkürzung einer event. von ihr festge- 
setzten Vertagungsfrist, oder, falls der Schluß der ganzen 
Session bereits in Aussicht genommen ist, zur Verlängerung 
derselben und zur Weiterführung der parlamentarischen Ver- 
handlungen zu veranlassen; überdies übt der franz. Monarch 
diese letztere Befugnis auch nur in Form einer Botschaft 
aus, die erst noch der parlamentarischen Beurteilung seitens 
der legislativen Körperschaft unterliegt, und das Parlament 
kann dann zu einem den Tendenzen des Monarchen ent- 
gegenstehenden Beschlüsse gelangen. Nach dem belgischen 
Staatsgrundgesetz steht dem Könige das Recht der Ver- 
tagung der Kammern ohne weiteres zu, und letztere haben 
sich seiner Anordnung wohl oder übel zu fügen, insoweit 
es sich um eine erstmalige Kammervertagung in ein und 
derselben Session handeU. 

Hinsichtlich der Sanktion der Gesetze ist allerdings in 
beiden Verfassungen festgesetzt, daß diese in jedem einzelnen 



— 103 — 

Falle durch den Monarchen zu erfolgen hat; doch treten 
auch hierbei erhebliche Unterschiede zwischen beiden Ver- 
fassungen hervor. Während nach der französischen jedes 
Gesetz, das dem Monarchen in drei hintereinander folgenden 
Legislaturen in derselben Form und in denselben Ausdrücken 
vorgelegen, trotz eventueller Sanktionsverweigerung seitens 
des Königs Gesetzeskraft erlangt, ist des Falles in der belgi- 
schen Verfassung überhaupt nicht gedacht; es bleibt dann 
hier dem Könige als Ausweg aus dem Dilemma die Kam- 
merauflösung übrig, ein Recht, von dem er jederzeit, so oft 
es ihm beliebt, verfassungsmäßig Gebrauch machen kann. 
Alles in allem geurteilt, müssen wir, wenn wir die 
legislativen Kompetenzen des Monarchen in beiden Ver- 
fassungen einander gegen überhahen, hervorheben, daß in 
der Verf. v. 1791 die Volkssouveränität stärker betont er- 
scheint als in der belgischen. Der König besitzt zwar nach 
der franz. Verf. verschiedene Mittel und Wege, um die Ge- 
setzgebung in seinem Sinne zu beeinflussen; allein, der 
Schwerpunkt der ganzen Legislative liegt im Parlamente, 
und der König erscheint mehr als Exekutivorgan des gesetz- 
gebenden Körpers. Er muß sich schließlich doch allen An- 
ordnungen des Parlamentes fügen, obwohl er mitbestimmend 
ist in Hinsicht auf die Beschlüsse desselben. Nach der belg. 
Verf. erscheinen die Rechtsbefugnisse des Monarchen er- 
weitert; er ist tatsächlich einer von den drei für die Ge- 
setzung maßgebenden Faktoren; ohne seine Mitwirkung 
kann überhaupt kein Vorschlag volle Gesetzeskraft erlangen, 
was nach der franz. Verf. durchaus möglich erscheint. 



Vergleich der Constitution de la Belgique 
mit der Charte constitutionnelle fran9aise 

vom 14 aoüt 1830. 

Ein kurzer Hinweis auf die gemeinsamen und unter- 
scheidenden Merkmale zwischen der belgischen Verf. und der 
Charte constitutionnelle fran^aise vom 14 aoüt iSo*0 dürfte dazu 
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dienen, den Entwickelungsgang des Verfassungslebens über* 
haupt näher zu kennzeichnen und die Eigenart der beiden 
in Rede stehenden Staatsgrundgesetze im einzelnen in die 
rechte Beleuchtung zu rücken. Fragen wir uns deshalb hier: 
Welche gemeinsamen und unterscheidenden Merkmale hin- 
sichtlich der Kompetenzen des Monarchen auf legislativem 
Gebiete weisen die beiden genannten Staatsgrundgesetze auf? 

Der Art. 25 der belg. Verfassung findet sich in der 
Augustcharte überhaupt nicht. Es ist demnach in letzterer 
unbestimmt gelassen, wer der eigentliche Träger der Staats- 
gewalt ist, und woher diese ihren Ursprung leitet. Der 
Art. 26 dagegen, der die gesetzgebenden Gewalten näher 
kennzeichnet, findet sich in .der Augustcharte als Art. 14. 
Inhaltlich stimmen die beiden genannten Artikel vollkommen 
überein; eine gewisse Abweichung ist aber insofern zu ver- 
zeichnen, als in der Augustcharte für die entsprechenden legisla- 
tiven Instanzen die franz. Namensbezeichnungen gesetzt sind. 
Zugleich kennzeichnet die Reihenfolge der gesetzgebenden 
Faktoren in beiden Verfassungen den Geist, durch den sich 
beide von einander unterscheiden. Während in der immer 
noch reaktionär durchwehten Augustcharte die Adelskammer 
vor der Volkskammer genannt ist, erscheint umgekehrt in 
der belg. Verf. entsprechend dem Art. 25, nach dem alle 
Gewalten aus der Nation stammen, der Schwerpunkt der Legis- 
lative auf das Repräsentantenhaus gelegt, und dieses wird dem- 
gemäß vor dem Senate erwähnt und später auch behandelt. 

Allen drei gesetzgebenden Instanzen steht nun das Recht 
der legislativen Initiative nach Art. 27 des belg. Staatsgrund- 
gesetzes verfassungsmäßig zu. Gesetzesvorschläge können 
demnach vom Könige und von jeder der beiden Kammern 
eingebracht und zur Beratung gestellt werden. Inhaltlich 
und teilweise sogar wörtlich stimmt mit vorliegendem Artikel 
der Art. 15 der Augustcharte überein. 

Die Abhängigkeit der belg, Verf. von der franz. August- 
charte tritt auch in den zu jedem der beiden genannten 
Artikel gehörigen Absätzen hervor; hier wie dort heißt es, daß 
Steuergesetze, die das Volk irgendwie belasten, zunächst ihre 
Beratschlagung durch die Volkskammer erfahren müssen; die 
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belgische Fassung dieses Absatzes ist nur eine präzisere, 
indem direkt hervorgehoben wird, zu welchen Zwecken die 
Staatsausgaben gemacht werden können, während nach der 
Augustcharte kurz tonte loi d'impöt gesagt ist, was schließ- 
lich auch hinreichend erscheinen dürfte, da Staatsausgaben 
ohne Volksbesteuerung und Angabe der beabsichtigten Ver- 
wendung der Steuern nicht gut denkbar sind. 

Art. 36 der belg. Verfassung, der von der Notwendig- 
keit der Niederlegung eines Abgeordnetenmandates handelt, 
sobald der Inhaber desselben ein besoldetes Staatsamt 
empfangen hat, findet sich in der Augustcharte überhaupt 
nicht. Man merkt hierbei so recht deutlich, daß bei der 
Bearbeitung des belg. Staatsgrundgesetzes nicht bloß die 
Augustcharte als Muster und Vorbild gedient hat, sondern 
daß dasselbe auch Verwandtschaft mit der ersten franz. Verf. 
V. 1791 hat, in der sich unter Titre 111, Chap. 1, Section III, 
Art. IV die Bestimmungen des in Rede stehenden Artikels 
nur mit anderen Worten wiedergegeben finden, während 
andererseits gerade das Fehlen dieses Artikels in der August- 
charte erkennen läßt, daß diese nur eine notgedrungene und 
in aller Eile tiberarbeitete Charte constitutionnelle vom Jahre 
1814 darstellt, in der die unerläßlichsten und elementarsten 
Volksrechte eine angemessene Berücksichtigung gefunden 
haben. 

Eine ganz wesentliche Abweichung weisen beide Ver- 
fassungen in denjenigen Artikeln auf, die von der Besetzung 
der Präsidentenstellen in den einzelnen Wahlbureaux und 
den Kammern selbst handeln. Nach Art. 25 der Charte 
steht das Präsidium in der Pairskammer dem Kanzler von 
Frankreich, der vom Könige ernannt wird, oder bei dessen 
Abwesenheit einem ebenfalls vom Könige ernannten Pair zu, 
während nach Art. 37 der Constitution de la Bclgique jede 
Kammer ihren Präsidenten bezw. Vicepräsidenten aus ihrer 
eigenen Mitte ernennt. Dahingegen wird auch nach der 
Augustcharte jeder Präsident in einem Wahlbureau (Art. 35), 
ebenso wie derjenige der Deputiertenkammer (Art. 37) durch 
die Wähler bezw. Deputierten selbst bestimmt. Der Einfluß 
des Monarchen auf die Legislative ist also nach der Charte 
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ein ungleich größerer als nach der Constitution de la Belgique, 
da, wie wir bereits des öfteren hervorgehoben, der König 
gerade durch seine von ihm ernannten Beamten einen durch- 
aus nicht zu unterschätzenden Einfluß auf die Legislative 
auszuüben vermag. 

Art. 47 der Constitution de la Belgique erscheint bei 
eingehender Betrachtung als eine teilweise sogar wörtliche 
Wiedergabe des Art. 30 der Augustcharte ; nur ist in der 
belg. Verf. noch der Census für die Abgeordnetenwahl näher 
angegeben, während in der Charte diese Materie in Art. 32, 
besonders mit den Schlußworten {s'il ne reunit les autres etc.) 
und in Art. 33 ihre Regelung erfahren hat. (Art. 32 der 
Augustcharte: Aucu7i depatö ne peut etre admis dans la 
ehambre, sHl n'est äge de trente ans et s'il ne reunit le^ 
autres conditivns determinees par la loi.) 

Eine wesentliche Abweichung von der Augustcharte 
weist dagegen Art. 53 der belgischen Verfassung auf; 
während nach dem franz. Staatsgrundgesetz die Mitglieder 
der Pairskammer vom Könige ernannt werden (Art. 23), 
erfolgt die Bildung des belgischen Oberhauses auf dieselbe 
Weise, wie die des Repräsentantenhauses; die belgischen 
Senatoren werden also durch dieselben Bürger, von denen 
die Abgeordneten für das Repräsentantenhaus gewählt werden, 
bestimmt; auch werden nach der Augustcharte die Deputierten 
auf fünf Jahre gewählt, während das belgische Staatsgesetz 
eine vierjährige Wahlperiode (Art. 51) vorschreibt; ferner 
werden nach der Charte die franz. Pairs (Art. 23) auf Lebens- 
zeit ernannt, oder ihre Würden sind sogar erblich, die Pairs- 
kammer demnach unauflösbar, während die belgischen 
Senatoren durch Auflösung des Senates vom Könige nach 
Hause geschickt werden können. 

Hinsichtlich der Person des Monarchen stimmen beide 
Verfassungen teilweise wörtlich überein ; die belgische (Art. 63) 
nähert sich nur insofern modernen Anschauungen, als die 
Bezeichnung sacree, auf die Person des Königs angewandt, 
fortgelassen ist, während dieselbe in der Augustcharte (Art. 12) 
noch angetroffen wird. An Bedeutung und Ansehen hat 
deshalb der Monarch durchaus nichts eingebüßt; ebenso 
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ist derselbe hier wie dort unverletzlich und persönlich auch 
unverantwortlich, während die Minister vor den Parlamenten 
die volle Verantwortlichkeit für alle Regierungsmaßnahmen 
ihres Herrn zu übernehmen haben. Diese Verantwortlich- 
keit kommt nach dem belgischen Staatsgrundgesetz (Art. 64) 
dadurch zum Ausdruck, daß jedes Schriftstück, das eine 
königliche Verordnung enthält, außer der UntCiSchrift des 
Monarchen noch die eines Ministers aufweisen muß, welcher 
dadurch die volle Verantwortlichkeit übernimmt. 

Vergleichen wir im großen und ganzen die Fassungen 
der Artikel, die sich auf die Person des Königs beziehen, 
miteinander, so ergibt sich ohne weiteres, daß die beiden 
Artikel 63 und 64 der Constitution de la Belgique weit 
präziser gefaßt sind als Art. 12 der Augustcharte, der schließ- 
lich denselben Inhalt wie die beiden genannten Artikel auf- 
weist. Man erkennt hieraus zugleich die klarere Durch- 
arbeitung des belgischen Staatsgrundgesetzes gegenüber dem 
französischen vom Jahre 1830, zugleich aber wiederum die 
innere Abhängigkeit und die Verwandtschaft beider in Rede 
stehender Verfassungen miteinander. 

Die Art. 65, 67 und 68 der Constitution de la Belgique 
gehören zusammen und bilden im Grunde nur eine erweiterte 
Wiedergabe des Art. 13 der Augustcharte. Art. 65 des 
belgischen Staatsgrundgesetzes findet sich in der Cliartc nicht 
besonders angeführt, aber die Worte des Art. 13: (le roi) 
nomme ä toxis les eniplois d^ aministration publique^ schließen 
den Inhalt des genannten Artikels 65 in sich. Die Artikel 
67 und 68 dagegen erscheinen als eine teilweise sogar wört- 
liche Wiedergabe der entsprechenden Partien des bezeichneten 
Art. 13 der Augustcharte. Bemerkenswert ist hierbei noch, 
daß die Worte sans pouvoir Jamals — de leur execution wort- 
getreu der Charte entlehnt sind, was gleichfalls auf den engen 
Zusammenhang und die innere Abhängigkeit beider Staats- 
gesetze aufs unzweideutigste hinweist. Äußerst interessant 
ist bei Art. 68 noch die Wiedereinfügung einer in der August- 
charte gänzlich ausgelassenen Stelle, die sich aber in der 
Junicharte desselben Jahres (Art. 14) findet, nach der der 
König auch für die Sicherheit des Staates zu sorgen hat. 
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(Le roi .... fait les reglemens et ordonnances necessaires 

pour la^) mreU de V^tat, Art. 14 der Junicharte 

1814). Wir haben bei Besprechung des fraglichen Artikels 
der Augustcharte des weiteren die Gründe auseinandergesetzt, 
die für die Beseitigung der Worte pour la sürete de Vetat 
maßgebend gewesen sind und begnügen uns deshalb hier 
nur mit einem kurzen Hinweis auf unsere obigen Dar- 
legungen. Art. 68 der Constitution de la Belgique läßt nun 
den Begriff der sürete de Vetat in gänzlich veränderter Gestalt 
und Fassung wieder hervortreten. Der König erscheint hier 
auch noch als Wächter des Staatsinteresses und der Staats- 
sicherheit; allein, diese Wachsamkeit des Monarchen hin- 
sichtlich der Sicherheit des Staates ist nicht auf inner- 
politische Verhältnisse gerichtet, sondern hat vielmehr das 
Verhältnis des belgischen Staates zu fremden Staatskörpern 
im Auge, bezieht sich also auf Staatsverträge und Bündnisse 
mit anderen Nationen. Dem Könige steht aber hierbei 
keineswegs vollkommene Aktionsfreiheit zu Gebote; als 
wesentliche, ausschlaggebende Faktoren bei der ganzen 
Angelegenheit erscheinen die beiden Kammern, denen der 
König, sobald das Interesse und die Sicherheit des Staates 
es als zulässig erscheinen lassen, nur Bericht erstattet, wobei 
es ihm allerdings erlaubt ist, passende, dem Staatswohle zu- 
trägliche Verbindungen in Vorschlag zu bringen. Wir sehen 
also aus dem Angeführten, daß der Begriff der sürete de 
Vetat im belgischen Staatsgrundgesetze ein wesentlich anderer 
ist als in der franz. Junicharte vom Jahre 1814. Dort ist 
der König tatsächlich rechtlich befugt, die innere Ruhe im 
Staate aufrecht zu erhalten, eventuell mit Waffengewalt zu 
erzwingen, hier erscheint er nur als Organ der gesetzgebenden 
Körperschaften, das im Auftrage der letzteren um das Staats- 
wohl besorgt ist und geeignete Bündnisse mit fremden 
Staaten, soweit dieselben der eigenen Staatssicherheit nicht 
nachteilig erscheinen, in Vorschlag bringt, deren Gutheißung 
aber auf jeden Fall von der Zustimmung der Kammern ab- 
hängig ist. 

*) cf. CoiistiluHon frangnise 1791. Türe IIIj Cfiapilre IV, Art. 2, 
Absatz 2 u. 4. 
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Art. 69 der Constitution de la Belgique ist, abgesehen 
von der Auslassung des Wörtchens „seul^^ eine wortgetreue 
Wiedergabe des Art. 18 der Augustcharte. 

Die Artikel 70, 71 und 72 des belgischen Staatsgesetzes 
sind im großen und ganzen nichts weiter als eine erweiterte 
Wiedergabe der Art. 21 und 42 der Charte, Im einzelnen 
jedoch treten in Hinsicht auf die angeführten Artikel zwischen 
beiden Verfassungen einige nicht unwesentliche Unterschiede 
hervor, die wir nicht unerwähnt lassen möchten. Hier wie 
dort können allerdings die Kammern in jedem Falle von 
dem Könige zusammenberufen werden; nach der Charte ist 
sogar nur dann ein Kammerzusammentritt offiziell und ver- 
fassungsgemäß, wenn der König die Veranlassung dazu ge- 
geben hat, und dieser ist gehalten, jedes Jahr wenigstens 
einmal die Kammern zu berufen. Nach der belgischen Verf. 
dagegen versammeln sich die Abgeordneten, wenn sie nicht 
vorher bereits auf des Königs Einladung hin zu parlamen- 
tarischer Tätigkeit zusammengetreten sind, ohne königliche 
Berufungsordre mit vollem Fug und Recht am zweiten 
Dienstage des Monats November in jedem Jahre und müssen 
dann wenigstens 40 Tage lang versammelt bleiben. Nach 
Erledigung der parlamentarischen Arbeiten verkündigt 
der König bei normalen Verhältnissen den Schluß der 
Sitzung. Nach Art. 71 der belg. Verf. hat der König das 
Recht, entweder jede Kammer einzeln, oder beide zugleich 
aufzulösen. Der Akt der Auflösung enthält aber zugleich 
die Zusammenberufung der Wähler innerhalb eines Zeit- 
raumes von 40 Tagen, sowie diejenige der neuen Kammern 
innerhalb zweier Monate, von der Kammerauflösung ab ge- 
rechnet. Wir haben bereits oben bei Besprechung der belg. 
Verf. darauf hingewiesen, weshalb der König der Belgier 
befugt sein muß, beide Kammern, also auch das Oberhaus 
aufzulösen und verweisen deshalb hier nur auf unsere obigen 
Ausführungen. Nach der Augustcharte dagegen kann der 
König nur das Deputiertenhaus, also die Volksvertretung auf- 
lösen, während das Pairsparlament unauflösbar ist. Es ist 
diese Beschränkung königlicher Machtbefugnis nach der 
Charte auch durchaus einleuchend und naturgemäß; denn 
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gesetzt, der franz. Monarch könnte auch die Adelskammer 
nach Hause schicken, so würde er mit einer solchen Hand- 
lungsweise seine eigenen Maßnahmen und Entschließungen 
umstoßen und annullieren, was im Grunde gar nicht denk- 
bar und sogar absurd erscheinen müßte. Übrigens hat im 
Falle einer Auflösung des Deputiertenhauses nach Verlauf 
von drei Monaten ein neues Parlament die unterbrochene 
gesetzgeberische Tätigkeit verfassungsgemäß wieder aufzu- 
nehmen. 

Art. 72 der Constihäion de la Belgique handelt von der 
Vertagung der Kammern durch den Monarchen; dieser hat 
hiernach das Recht, die Kammern zu vertagen (ajounier). 
Die Vertagung darf aber die Dauer eines Monates nicht 
überschreiten und in derselben Sitzungsperiode ohne Zu- 
stimmung der Kammern nicht wiederholt werden. Inhaltlich 
stimmt der vorliegende Art. mit den entsprechenden Worten 
in Art. 42 der Augustcharte überein; nur ist hier statt 
ajounier das gleichlautende Verb proroger gebraucht; jedoch 
ist für die Dauer der Verlegung keine bestimmte Zeitgrenze 
festgesetzt; dieselbe könnte demnach auf beliebige Zeit aus- 
dehnt werden, ohne daß verfassungsgemäß dagegen etwas 
einzuwenden wäre. 

Auch die Artikel, die von der Ministertätigkeit handeln, 
zeigen eine unverkennbare Ähnlichkeit in beiden Ver- 
fassungen miteinander. (Art. 46 der Charte und Art. 88 der 
ConstiMion de la Belgique.) Hier wie dort können die 
Minister Mitglieder beider Kammern sein; hier wie dort 
haben sie Eintritt in jede der beiden Kammern und müssen 
gehört werden, so oft sie es verlangen. Nach der belg. Verf. 
haben sie, falls sie die Kammermitgliedschaft erreicht haben, 
trotzdem nur beratende, nicht beschließende Stimme, während 
nach der Charte im Falle der Mitgliedschaft nichts sie hindert, 
bei der Beschlußfassung ihre Stimme abzugeben. 

Als Ergebnis unseres durchgeführten Vergleiches können 
wir folgende Sätze aufstellen: 

Unstreitig erscheinen in beiden Verfassungen die Grund- 
sätze des Konstitutionalismus verwirklicht. In der Constitution 
de la Belgique geschieht dies aber in viel klarerer und 
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präziserer Weise als in der Charte, Diese zeichnet sich 
allerdings zuweilen durch eine recht vorteilhafte Kürze aus; 
allein, in einem solch wichtigen Gesetze, wie es offenbar 
die Verfassung ist, kann eine ausführliche, gründliche Be- 
handlung einer Sache unter keinen Umständen von Nach- 
teil sein. Wir erblicken deshalb gerade darin, daß Unklar- 
heiten aufs sorgfältigste nach Möglichkeit vermieden sind, 
einen nicht zu unterschätzenden Vorzug der Coiistituüon de la 
Belgique gegenüber dem franz. Staatsgrundgesetz vom 14 
aoüt ISiiO. Der Geist, von dem beide Verfassungen getragen 
sind, ist keineswegs derselbe. Während uns in der August- 
charte das Königtum von Gottes Gnaden {sacrM) noch in 
seiner ganzen Eigenart entgegentritt, und das Oberhaus als 
wichtigste Stütze dieses Königtums noch durch königliche 
Berufungsordre zustande kommt, erscheint nach dem belg. 
Staatsgesetz der König, verfassungsgemäß, mehr als Diener 
bezw. Beamter des Staates, der ausgesprochenermaßen im 
Namen der Nation die Gestzgebung ausführt. Auch ist das 
belgische Parlament in seiher Zweiteilung als Ober- und Unter- 
haus ganz gleichmäßig konstruiert, indem beide gesetz- 
gebende Körperschaften durch ein und dieselben bürger- 
schaftlichen Wähler zustande kommen, während nach der 
Charte nur die Deputiertenkammer ihre Entstehung dem 
Volkswillen verdankt. Nach alledem müssen wir erklären, 
daß, im ganzen überschaut, die Charte einen durchaus noch 
reaktionären Anstrich trägt, während die belgische Constitution 
im Sinne Montesquieus allen legislativen Instanzen die ihnen 
zukommenden Rechte und Befugnisse unverkürzt gewährt; 
hier herrscht demnach ein mehr liberaler, ja demokratischer 
Geist, dort tritt uns ein mehr aristokratisches bezw. monar- 
chisches Regime entgegen, indem die legislativen Kompe- 
tenzen des Monarchen gegenüber denen des Unterhauses in 
den Vordergrund gerückt erscheinen. Diese Erscheinung 
findet sich sogar in den Artikeln, die von der Ministertätig- 
keit handeln; während nach der belg. Verf. die Minister 
trotz eventueller Kammermitgliedschaft nur beratende, nie- 
mals beschließende Stimme haben, (wir denken hierbei 
unmittelbar an Art. 36 der Coyistitution de la Belgique!) 
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steht ihnen nach der Charte, trotzdem sie bezahlte könig- 
liche Beamte sind, falls sie tatsächlich zu Abgeordneten vom 
Könige bestimmt (Pairskammer), oder vom Volke gewählt 
sind (Deputiertenkammer), das Recht zu, ihre Stimme mit 
in die Wagschale zu werfen und somit eventuell das Resul- 
tat der Abstimmung im Sinne ihres königlichen Herrn zu 
beeinflussen. 

Beurteilen wir demnach nunmehr beide Staatsgesetze 
vom Standpunkte der verfassungsrechtlichen Entwickelung 
aus, so können wir nicht umhin zu erklären, daß die belgische 
Constitution ganz unzweifelhaft einen Fortschritt in dieser 
Entwickelung zum Ausdruck bringt. Wenn auch, wie aus 
unserem Vergleiche ohne weiteres sich ergibt, die Charte 
zum Teil als Grundlage für die belg. Constitution angesehen 
werden muß, so sind doch aber die reaktionären Bestimmungen 
derselben entweder gänzlich beseitigt, oder doch wenigstens 
wesentlich abgeschwächt, die liberalen dagegen teilweise 
sogar in präziserer Form und Fassung in die belg. Constitution 
tibergegangen. Mit einem Worte: die Charte ist reaktionär, 
die Constitution de la Belgique dagegen liberal und volks- 
tümlich gehalten. 



Verfassung des deutschen Reiches 
vom 28. April 1849. 

Vorbemerkung. 

Betrachten wir nunmehr das Verfassungsleben in unserem 
deutschen Vaterlande, das im letzten Grunde auch seine 
Entstehung auf die franz. Verf. v. 1791 zurückführt. Recht 
bedeutungsvoll, obwohl sie niemals praktische Geltung erlangt 
hat, erscheint hierbei die Verfassung des deutschen Reiches, die 
von der deutschen verfassunggebenden Nationalversammlung 
beschlossen und als Reichsverfassung am 28. April 1849 ver- 
kündet wurde. 

Hinsichtlich des Charakters des Kompromisses zwischen 
König und Volk ist hier hervorzuheben, daß derselbe dem 



der ersten franz. Verfassung vom Jahre 1791 sehr ähnlich 
ist. Das findet seine Erklärung offenbar darin, daß beide 
Verfassungen unter entsprechenden politischen Strömungen 
entstanden und in ihrer Struktur von denselben revolutionären 
Zeitideen beeinflußt sind. An der Legislative haben König 
und Volk demnach geradeso wie in der ersten franz. Verf. 
V. 1791 in gleichem Maße Anteil, und der Kompromiß sichert 
beiden Teilen die ihnen zukommenden Rechte. 



Ehe wir in die eigentliche Besprechung der die legis- 
lative Kompetenz des Monarchen regelnden Paragraphen 
eintreten, sei es mir noch gestattet, einige Worte, die zum 
Verständnis des Nachfolgenden unbedingt erforderlich sind, 
voraus zuschicken. Ein Begriff, der in der Verfassung zwar 
fortgesetzt wiederkehrt, aber keineswegs von vornherein fest- 
steht, ist der Begriff „Reichsgewalt." Was ist Reichsgewalt? 
Dieser Begriff ist in der Verfassung selbst mit keinem Worte 
definiert; aus dem Zusammenhange aber und bei sorg- 
fältigem Studium der einzelnen Paragraphen ergibt sich, daß 
zwei Machtfaktoren: der Kaiser (Reichsoberhaupt §§ 68 — 84) 
und der Reichstag (§§ 85 — 124), letzterer bestehend aus 
Volkshaus und Staatenhaus, die Reichsgewalt ausmachen. 
Nach § 84 stehen nun dem Kaiser als Vertreter der Exekutive 
von den Kompetenzen der Reichsgewalt, die in den §§ 6 — 67 
näher gekennzeichnet sind, diejenigen verfassungsmäßig zu, 
die nicht dem Reichstage als der dem Kaiser nebengeordneten 
Instanz zugewiesen sind. Die Exekutivgewalt des Kaisers 
ist nach dieser Verfassung eine außerordentlich umfangreiche. 
Ausgeschieden aus den Kompetenzen der Reichsgewalt sind 
diejenigen des Reichsgerichtes, die in den §§ 125 — 127 
bezw. 129 näher bezeichnet sind. Einen besonderen Ab- 
schnitt, der in den bisher behandelten Verfassungen sich 
am Anfange derselben findet, bilden die „Grundrechte des 
deutschen Volkes**, die in den §§ 130 — 189 festgelegt sind. 
Einige Schlußparagraphen mit dem Titel „die Gewähr der 
Verfassung" enthalten Bestimmungen allgemeiner Art. Von 
besonderem Interesse unter diesen letzten ist für uns § 196, 
den wir weiter unten noch einer näheren Betrachtung unter- 

8 
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ziehen werden. Nur der Vollständigkeit halber, weil mit 
unserem Thema nicht in unmittelbarer Beziehung stehend, 
sei noch kurz erwähnt, daß in den §§ 1 — 5 mit der 
Oberschrift „Das Reich" dieses in seiner Ausdehnung näher 
gekennzeichnet (§ 1), das Verhältnis der durch Personal- 
union mit einen) außerdeutschen Lande verbundenen Bundes- 
gebiete zum Reich besonders in Rücksicht auf Reichsver- 
fassung und Reichsgesetzgebung festgestellt (§ 2), die Perso- 
nalunion selbst geregelt (§§ 3 u. 4) und das Verhältnis 
des Reiches zu den übrigen Bundesstaaten näher zum Aus- 
druck gebracht wird (§ 5). 

Was nun die Entstehung und Bildung des Volkshauses 
anlangt, so möchten wir noch hervorheben, daß hierbei nach 
§ 13 des Gesetzes, betreffend die Wahlen der Abgeordneten 
zum Volkshause vom 27. März 1849 dem Kaiser keinerlei 
Einfluß eingeräumt ist; ausdrücklich wird bestimmt, daß bei 
der Wahl Gemeindemitglieder zuzuziehen sind, welche kein 
Staats- und Gemeindeamt bekleiden. Diese Bestimmung 
erinnert lebhaft an die entsprechende der franz. Verf. vom 
Jahre 1791 (Titre III, Chap. I, Section IV. Art. VI), welche 
eine ähnliche Vorschrift enthält, und die Art. 29, 41 und 43 
derjenigen vom 4. Juni 1814, in denen sich die entgegen- 
gesetzte Festsetzung findet, wonach also die Wahlleiter regel- 
mäßig königliche Beamte waren. Es dürfte hier genügen, 
auf unsere Ausführungen bei den genannten Paragraphen 
hingewiesen zu haben. Dahingegen ist die Bildung des 
Staatenhauses eine wesentlich andere als die des Oberhauses 
nach den bisher behandelten Verfassungen. Das ist begründet 
in der eigenartigen Zusammensetzung des deutschen Reiches 
aus verschiedenen kleineren Staatengebilden, die nach §§ 86 
und 87 der Reichsverfassung sämtlich ihre Vertreter in das 
Staatenhaus entsenden. Nach § 88 werden die Mitglieder 
des Staatenhauses zur Hälfte durch die Regierungen und 
zur Hälfte durch die Volksvertretung der betreffenden Staaten 
ernannt. Nach § 89 schlägt die Regierung in denjenigen 
Staaten, welche nur ein Mitglied in das Staatenhaus ent- 
senden, drei Kandidaten vor, aus denen die Volksvertretung 
mit absoluter Stimmenmehrheit wählt. Auf dieselbe Weise 
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wird in denjenigen Staaten, welche eine ungerade Zahl von 
Mitgliedern entsenden, inbetreff des letzten derselben ver- 
fahren. Wir sehen, daß nach dem Wahlreglement, das sich 
in der Verfassung selbst findet, das Staatenhaus in seiner 
Zusammensetzung keineswegs vom Kaiser abhängig ist; nur 
die Hälfte der Mitglieder dieses Hauses wird von den einzelnen 
Regierungen ernannt, und nur auf die Ernennung der 
preußischen dürfte dem Monarchen als obersten Vertreter 
der Reichsgewalt ein ausschlaggebender Einfluß zustehen, 
während die andere Hälfte von den jedesmaligen Volks- 
vertretungen in den einzelnen Ländern bestimmt wird. Als 
gefügiges Werkzeug zur Geltendmachung der gesetzgeberischen 
Intentionen des Monarchen, wie dies in der franz. Verf. 
V. 4. Juni 1814 hinsichtlich des Senates und in der Charte 
v. 1830 hinsichtlich der Pairskammer der Fall war, können 
wir demnach diese Körperschaft schlechterdings nicht ansehen. 
Nach diesem kurzen Oberblick über die ganze Ver- 
fassung und Einblick in die Bildung und Zusammensetzung 
des gesetzgebenden Reichstags sei es uns nunmehr erlaubt, 
diejenigen^) Paragraphen, die die Kompetenzen des Kaisers 
auf legislativem Gebiete zum Inhalt haben, herauszuheben 
und kurz zu besprechen. 



§ 73, Die Person des Kaisers ist unverletzlich. 

Der Kaiser Übt die ihm übertragene Gewalt durch ver^ 
antu'ortliche, vmi ihm ernannte Minister aus. 

§ 74, Alle Regierungshandhmgen des Kaisers bedürfen 
zu ihrer Gültigkeit der Gegenzeichnung von wenigsteiw einem 
der Reichsminister, ivelcher dadurch die Verantwortung über- 
nimmt. 

§ 75. Der Kaiser übt die volkerrechtliche Vertretung 
des deutschen Reiches und der einzelnen deutschen Staaten 
aus. Er stellt die Reichsgesandten und die Konsuln an und 
führt den diplomatischen Verkehr. 

§ 76. Der Kaiser erklärt Krieg und schließt Frieden. 

§ 77. Der Kaiser schließt die Bündnisse und Verträge 

*) Vergleiche Verfassung des deutschen Reiches. Amtliche 
Ausgabe. Frankfurt a. M. Druck v. E. Krebs = Schmitt. 1849. 

8* 
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intt den auswärtigen Mächten ab, und zwar unter MitmrJcung 
des Reichstages, insoweit diese in der Verfassung vorbehalten ist. 

§ 79. Der Kaiser beruft und schließt den Reichstag; 
er hat das Recht, das Volkshaus aufzulösen. 

§ 104. Der Reichstag versammelt sich jedesmal am Sitze 
der Reichsregierung, Die Zeit der Zusammenkunft wird vom 
Reichsoberhaupt bei der Einberufung angegeben, insofern nicht 
ein Reichsgesetz dieselbe festsetzt. 

Außerdem kann der Reichstag zu außerordefntlichen 
Sitzungen jederzeit vom Reichsoberhaupt eitiberufen werden. 

§ 106. Das Volkshaus kann durch das Reichsobeihaupt 
aufgelöst werden. 

In dem Falle der Auflösung ist der Reiclistag binnen 
drei Monaten wieder zu versammeln. 

§ 107. Die Auflösung des Volkshauses hat die gleich- 
zeitige Vertagung des Staatenhauses bis zur Wiederberufung 
des Reichstages zur Folge. 

Die Sitzungsperioden beider Häuser sind dieselben. 

§ 108. Das Ende der Sitzungsperiode des Reichstages 
unrd vom Reichsoberhaupt bestimmt. 

109. Eine Vertagung des Reichstages oder eines der 
beiden Häuser durch das Reichsoberhaupt bedarf, wenn sie 
nach Eröffnung der Sitzung auf länger als vierzehn Tage 
ausgesprochen werden soll, der Zustimmung des Reichstages 
oder des betreffenden Hauses. 

Auch der Reichstag selbst sowie jedes der beiden Häuser 
kann sich auf 14 Tage vertagen. 

§ 110. Jedes der beiden Häuser wählt seinen Präsidenten, 
seine Vicepräsidenten und seine Schriftführer. 

§ 80. Der Kaiser hat das Recht des Oesetzesvor- 
Schlages. Er üht die gesetzgebende Gewalt in Gemeinschaft 
mit dem Reichstage unter den verfassungsmäßigen Be- 
schränkungen aus. Er verkündet die Reichsgesetze und erläßt 
die zur Vollziehung derselben nöthigen Verordnungen. 

§ 99, Das Recht des Oesetzesvorschlages, der Beschwerde, 
der Adresse und der Erhebung von Tatsachen, sotvie der An- 
klage der Minister, steht jedem Hause zu. 

§ 101. Ein Reichstagsbeschluß, welcher die Zustimmung 
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der Beichsregierung nicht erlangt hat, darf in derselben 
Sitzungsperiode nicht wiederholt werden. 

Ist von dem Reichstage in drei sich unmittelbar folgen^ 
den ordentlichen Sitzungsperioden derselbe Beschluß unver- 
ändert gefaßt worden, so wird derselbe, auch wenn die Zu- 
Stimmung der Reichsregierung nicht erfolgt, mit dem Schlüsse 
des dritten Reichstages zum Gesetz. Eine ordentliche Sitzungs- 
periode, welche nicht wenigstens vier Wochen dauert, wird in 
dieser Reihenfolge nicht mitgezählt, 

§ 100. Ein Reichstagsbeschluß kann nur durch die 
Übereinstimmung beider Häuser gültig zu Stande kommen. 

§ 121. Die Reichsminister haben das Recht, den Ver- 
handlungen beider Häuser des Reichstages beizuwohnen und 
jederzeit von denselben gehört zu werden. 

§ 196, Abänderungen in der Reichsverfassung können 
nur durch einen Beschluß beider Häuser und mit Zustimmung 
des Reichsoberhauptes erfolgen 

Der Zustimmung des Reichsoberhauptes bedarf es nicht, 
wenn in drei sich unmittelbar folgenden ordentlichen Sitzungs- 
perioden derselbe Reichstagsbeschluß unverändert gefaßt 
worden ist. Eine ordentliche Sitzungsperiode, welche nicht 
wenigstens vier Wochen dauert, wird in dieser Reihenfolge 
nicht mitgezählt. 

Oberblicken wir die angeführten Paragraphen, so er- 
gibt sich ganz unmittelbar, daß die Dreiteilung der Gewalt 
in eine ausführende, gesetzgebende und richterliche auch 
hier im großen und ganzen durchgeführt ist. Allerdings 
tritt diese Teilung nicht so klar und deutlich hervor wie in 
den bisher behandelten Verfassungen, besonders in der 
französischen vom Jahre 1791; immerhin aber können wir 
nicht umhin, nach dem, was die Verfassung bietet, das 
Prinzip einer Teilung der Gewalten als vorhanden anzu- 
erkennen. 

Nach § 73 ist die Person des Monarchen unverletzlich. 
Der Begriff „heilig" auf die Person des Königs angewandt, 
der mit Ausnahme der Belgischen in allen anderen bisher 
behandelten Verfassungen angetroffen wurde, ist hier gleich- 
falls fortgelassen. Wir erblicken darin eine Annäherung an 
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moderne Anschauungen, ohne dafi dabei der Monarch an 
Ansehen und Würde auch nur im geringsten eingebüßt hätte. 
Die Gewalt ist ihm verfassungsmäßig übertragen. Ohne 
weiteres tut sich dabei die Frage auf, von wem denn diese 
Übertragung ausgeht. Die Verfassung läßt, ebenso wie die 
Belgische, diese Frage unbeantwortet, wohl aber sagen wir 
uns in Erwägung der damaligen geschichtlichen Verhältnisse, 
daß hier das Frankfurter Parlament als Trägerin der Reichs- 
gewalt zu gelten hat. Der Kaiser übt also die ihm über- 
tragene Gewalt im Auftrage der Volksvertretung aus. 
Rousseausche Ideen von der Volkssouveränität treten uns in 
dieser Bestimmung in etwas verschleierter Form entgegen. 
Diese Gewalt übt der Kaiser durch verantwortliche, von ihm 
ernannte Minister aus. Deshalb bestimmt auch § 74, daß 
alle Regierungshandlungen des Kaisers zu ihrer Gültigkeit 
der Gegenzeichnung von wenigstens einem der Reichs- 
minister bedürfen, welcher dadurch die Verantwortung über- 
nimmt. Die Verbindung zwischen Kaiser und Parlament 
wird demnach auch hier durch Minister hergestellt, welche 
dem Parlament Verantwortung für alle staatspolitischen Vor- 
kommnisse schuldig sind. Nach § 75 ist der Kaiser nicht 
nur Vertreter der Exekutivgewalt im Innern des Reiches; er 
übt auch die völkerrechtliche Vertretung des deutschen Reiches 
und der einzelnen deutschen Staaten aus, stellt die Reichsge- 
sandten sowie die Konsuln an und führt den diplomatischen 
Verkehr. Damit ist dem Reiche ein Organ geschaffen, durch 
welches es auch mit dem Auslande Fühlung nehmen und 
in Unterhandlung treten kann. In dieser Beziehung ist der 
Kaiser aber durchaus selbständig und unabhängig von jeder 
parlamentarischen Beeinflussung. Es ist sogar nach § 76 
in sein Belieben gestellt, Krieg zu erklären und Frieden zu 
schließen; die Machtbefugnis, die dem Kaiser durch den 
§ 76 eingeräumt ist, erscheint als eine ganz außerordent- 
liche, und es muß uns dies um so bemerkenswerter erscheinen, 
als nach den entsprechenden Vorschriften der Reichsver- 
fassung V. 1871 der Monarch dort bei einer eventuellen 
Kriegserklärung an die Zustimmung des Bundesrates gebunden 
ist, was auch ganz selbstverständlich und einleuchtend er- 
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scheint, da die einzelnen Bundesstaaten durch Krieg wirt- 
schaftlich in Anspruch genommen und eventuell geschädigt 
werden können. Nach vorliegender Verfassung ist also in 
allen Fragen, den Krieg oder Frieden betreffend, der 
Monarch durchaus selbständig und vermag nach eignenem 
Ermessen die Entscheidung zu treffen. Die kaiserliche 
Exekutive erscheint nach diesem Paragraphen aufs höchste 
gesteigert. 

Dahingegen ist der Monarch wiederum an die Zu- 
stimmung des Reichstages gebunden, wenn es sich nach 
§ 77 dämm handelt, mit auswärtigen Mächten^) Bündnisse 
und Verträge abzuschließen, die eine wirtschaftliche Belastung 
des Volkes oder Verpflichtungen desselben irgend welcher 
Art nach sich ziehen. Wenn auch hierbei beide Häuser des 
Reichstages verfassungsmäßig mitzuwirken haben, so ist doch 
die Initiative zu solchen Verträgen und Bündnissen der Ent- 
schließung des Kaisers vorbehalten, und dessen Zuständig- 
keit in solchen Fragen aufs bestimmteste zum Ausdruck 
gebracht. 

Auf Grund des § 79 beruft und schließt der Kaiser 
den Reichstag. Mit dieser Bestimmung wird der Monarch 
formell kompetent für die Gesetzgebung; er bewirkt also, 
daß die gesetzgebenden Faktoren die ihnen zugewiesene 
Tätigkeit aufnehmen; eine Bestimmung dagegen, nach der 
der Reichstag sich ohne offizielle Einladung seitens des 
Monarchen an einem bestimmt festgesetzten Termine ver- 
sammeln könnte, ist in der Verfassung nicht gegeben; doch 
bringt § 104, der dieselbe reichsgesetzliche Materie als 
Inhalt aufweist, zum Ausdruck, daß ein solcher offizieller 
Termin für den Zusammentritt des Reichstages noch gesetz- 
lich festgelegt werden soll. Indes, auch nach dieser Ver- 
fassung ist die Berufung bezw. Nichtberufung des Reichs- 
tages keineswegs gänzlich in das Belieben des Reichsobe- 
hauptes gestellt; vielmehr muß nach dem soeben angeführten 
Paragraphen „jedes Jahr" der Reichstag sich versammeln, 
und demnach die offizielle Einladung der Reichstagsmit- 

V Vergleiche dazu die entsprechenden Bestimmungen früherer 
Verfassungen. 
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glieder zu parlamentarischen Verhandlungen wenigstens ein'- 
mal im Jahre erfolgen. Außerdem ist nach § 104 der Kaiser 
befugt, den Reichstag zu außerordentlichen Sitzungen jeder- 
zeit zusammenzurufen. Auch diese Bestimmung haben wir 
bereits in allen früheren Verfassungen angetroffen und 
brauchen deshalb nur auf unsere obigen Ausführungen zu 
verweisen. 

Auf Grund der §§ 79 und 106 steht dem Kaiser das 
Recht zu, das Volkshaus aufzulösen. Auch diese Bestimmung 
macht den Monarchen, wie wir bei Besprechung ähnlicher 
Festsetzungen in früheren Verfassungen gesehen haben, 
kompetent für die Gesetzgebung, wenn auch dieser Kom- 
petenz zunächst eine negative Wirkung innewohnt. Der 
Kaiser kann also die gesetzgeberische Tätigkeit der beiden 
Häuser inhibieren, zumal nach § 107 mit der Auflösung des 
Volkshauses auch das Staatenhaus seine parlamentarischen 
Sitzungen zu unterbrechen hat. Welche bedeutende legis- 
lative Zuständigkeitsbefugnis dem Kaiser mit dieser Be- 
stimmung eingeräumt ist, haben wir bei Erörterung der ent- 
sprechenden Bestimmungen in früheren Verfassungen bereits 
hervorgehoben und möchten nur nochmals daran erinnern, 
daß, wenn auch innerhalb drei Monaten ein durch Neu- 
wahlen gebildetes Volksparlament in gesetzgeberische Aktion 
treten muß, die Zusammensetzung desselben dann doch zu- 
gunsten des Monarchen ausfallen kann, so daß dessen ge- 
setzgeberischen Tendenzen von seiten der Volksvertretung 
keine Schwierigkeit mehr bereitet wird. Dann aber ist der 
Monarch auch durch Auflösung der Volkskammer für die 
Bildung des Staatswillens zuständig geworden. 

§ 108 enthält Angaben allgemeiner Natur; er ist dazu 
bestimmt, die Dauer der gewöhnlich parlamentarischen 
Sitzungsperioden zu regeln; auch hierfür und damit zu- 
gleich wieder für die Gesetzgebung im allgemeinen ist der 
Monarch nach den angeführten Paragraphen kompetent. 
Er muß, wie wir oben nach Montesquieu ausgeführt haben, 
als Vertreter der Exekutive nach den sich besonders ihm 
darbietenden besonderen' Umständen am besten wissen, 
welche Zeiten für die Gesetzgebung an geeignetsten sind; 
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es kommt deshalb auch ihm in erster Linie zu, die Dauer 
der Sitzungsperioden festzusetzen und das Ende derselben \ 

zu bestimmen. Damit aber ist wiederum dem Monarchen 
eine, wenn auch nur formelle legislative Zuständigkeits- 
befugnis zugesprochen. 

Auch die Vertagung des Reichstages ist nach § 109 
Sache des Reichsoberhauptes. Dieser Kompetenz des Mo- 
narchen liegen dieselben Montesquieuschen Ideen zu Grunde, 
die wir im vorigen § 108 näher gekennzeichnet haben; be- 
merkenswert erscheint dabei noch eine Bestimmung, die wir 
bereits in der franz. Verf. v. 1791 vorgefunden haben, die 
aber dort ganz anderen Voraussetzungen ihr Vorhandensein 
verdankt: die Notwendigkeit der Zustimmung des Parlamentes 
zu allen Anträgen des Monarchen, die sich auf eine längere 
Vertagung überhaupt beziehen, (cf, Co7ist. frang, 1791, 
Türe III, Chap. 111, Section IV, Art iF). In der franz. 
Verf. ist dem Könige jedes Vertagungsrecht der Kammer 
genommen; diese kann sich nur selbst vertagen, und dem 
Monarchen ist lediglich die Befugnis zuerkannt, durch eine 
Botschaft an das Parlament für eine verkürzte Vertagungs- 
frist oder für gänzliche Aufhebung einer solchen und für 
Fortführung der parlamentarischen Verhandlungen seinen 
Einfluß geltend zu machen. Nach vorliegender Reichsver- 
fassung dagegen ist dem Monarchen das Vertagungsrecht 
der Kammern in vollem Umfange eingeräumt, und zwar 
kann eine nur 14tägige Vertagung ohne jede vorherige Zu- 
stimmung der Kammern von Seiten des Reichsoberhauptes 
ohne weiteres verfügt werden; soll dagegen die Sitzungs- 
periode der gesetzgebenden Körperschaften nach Eröffnung 
der Sitzung auf länger als 14 Tage unterbrochen werden, so 
wird die Durchführung dieser Anordnung von der ausdrück- 
lichen Zustimmung des Reichstages oder des betreffenden 
Hauses abhängig gemacht. Der Reichstag kann demnach 
seine Zustimmung versagen, und die parlamentarischen Ver- 
handlungen nehmen dann ihren Fortgang, Nach der franz. 
Verf. kann mithin der Monarch in allen Fragen, betreffend 
die Kammervertagung, eine ausschließlich positive, nach der 
vorliegenden Reichsverfassung im Sinne des Begriffes „Ver- 
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tagung" eine ausschließlich negative legislative Wirksamkeit 
entfalten; in beiden Fällen ist aber, wie wir oben hervor- 
gehoben, insofern es sich um eine längere als Htägige Ver- 
tagungsfrist handelt, die Zustimmung der jedesmal in Frage 
kommenden legislativen Körperschaften verfassungsrechtliche 
Forderung. Offenbar erscheint mit dieser Bestimmung die 
Idee der Volkssouveränität zum Ausdruck gebracht, wie denn 
überhaupt in der ganzen Verfassung die Tendenz zu Tage 
tritt, die Kompetenzen der Parlamente der Krone gegenüber 
zu wahren. 

Diese Tendenz der Volkssouveränität tritt auch in 
§110 deutlich zu Tage, nach dem jedes der beiden Häuser 
seinen Präsidenten, seine Viccpräsidenten und seine Schrift- 
frührer aus der eigenen Mitte wählt. Wir denken hierbei 
unmittelbar an die franz. Juniverfassung vom Jahre 1814, 
in der sich die entgegengesetzte Bestimmung fand, nach 
welcher nicht bloß die Vorsteher der Wahlbureaux, sondern 
auch die Präsidenten der gesetzgebenden Körperschaften 
vom Könige direkt bestimmt wurden, eine Vorschrift, die 
dem Könige in den Parlamenten von vornherein eine be- 
deutende Kompetenz für die Bildung des Staatswillens sicherte. 
Diese Kompetenz ist also dem Reichsoberhaupt nach unserer 
Reichsverfassung nicht zugestanden. Dahingegen sichert 
§ 80 dem Monarchen eine überaus starke legislative Zu- 
ständigkeitsbefugnis und gewährt ihm direkt das Recht, den 
Parlamenten Gesetzesvorlagen zu unterbreiten. Der Kaiser 
besitzt also auch nach der Reichsverfassung vom Jahre 1849 
das Recht der legislativen Initiative. Alle Verhältnisse des 
öffentlichen und politischen Lebens können demnach auf 
seine Veranlassung einer reichsgesetzlichen Regelung unter- 
zogen werden, und da nach § 66 alle Reichsgesetze den 
Gesetzen der Einzelstaaten, insofern ihnen nicht ausdrück- 
lich eine nur subsidiäre Geltung beigelegt ist, vorangehen, 
so erscheint mit dem angeführten § 80 die legislative Kom- 
petenzbefugnis des Reichsoberhauptes bedeutend gesteigert. 
Allerdings ist nach § 99 dasselbe Recht der legislativen 
Initiative jedem der beiden Häuser zugesprochen, was übrigens 
dem Geiste der Verfassung entsprechend ganz selbst- 
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verständlich erscheint; allein, auch dann ist es dem 
Reichsoberhaupte noch anheimgestellt, die Reichsgesetz- 
gebung in seinem Sinne zu beeinflussen. Nach § 121 
haben nämlich, wie in den früher besprochenen Verfassungen, 
die Reichsminister das Recht, den Verhandlungen beider 
Häuser des Reichstages beizuwohnen und jederzeit von den- 
selben gehört zu werden; auf diese Weise ist dem Monarchen 
die Möglichkeit geboten, indirekt durch den Mund seiner 
Minister seinen Einfluß auf die schließliche Gestaltung des 
Staatswillens zur Geltung nnd Anerkennung zu bringen. 

Sollte indes ein nach § 100 durch Übereinstimmung 
beider Häuser gültig zustande gekommener Reichstagsbe- 
schluß dem Kaiser vorgelegt werden, so gewährleistet ihm 
§ 68 zunächst noch das Recht der Sanktion. Alle Gesetze 
und Verordnungen der Reichsgewalt erhalten nach § 65 
verbindliche Kraft durch ihre Verkündigung von Reichswegen. 
Da aber nach § 80 dem Reichsoberhaupte ausschließlich das 
Recht der Verkündigung der Reichsgesetze zusteht, so ist in 
den^) §§ 65 und 80 zugleich das Recht der Sanktions- 
erteilung bezw.-verweigerung enthalten. Ein besonderer 
Paragraph, der diese legislative Kompetenzbefugnis des 
Kaisers zum Spezialinhalt hat, ist in der Verfassung ^onst 
nicht anzutreffen. Der Kaiser kann also nach den §§ 65 
und 80 seine Zustimmung erteilen oder versagen, einerlei, 
ob der jeweilige oesetzesvorschlag von ihm ausgeht und 
von den Kammern gut geheißen wird, oder durch Kammer- 
beratung nicht im Sinne des Monarchen umgestaltet ist, oder 
ob ihn die Initiative irgend einer Kammer veranlaßt hat, 
und ist auf Grund der §§ 65 und 80 die Sanktionsver- 
weigerung einmal erfolgt, so kann nach § 101, Absatz 1 
der betreffende Reichstagsbeschluß, welcher die Zustimmung 
der Reichsregierung (also des Reichsoberhauptes, des Vertreters 



Art 65. Alle Gesetze und Verordnungen der Reichsgeicalt er- 
halten verbindliche Kraft durch ihre Verkündigung von ReicJiswegen. 

Art. 80. Der Kaiser hat das Recht des Gesetzesvorschlages. Er 
übt die gesetzgebende Gewalt in Gemeinschaft mit dem Reichstage unter 
den verfassungsmässigen Beschränkungen aus. Er verkündigt die Reichs- 
geaetze und erlässt die zur Vollziehung dersdben nötigen Verordnungen. 
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der Exekutive) nicht erlangt hat, in derselben Sitzungsperiode 
nicht wiederholt werden. Dieses Recht der Sanktionsver- 
weigerung erleidet freilich noch eine bedeutende Einschränkung 
durch die weiteren Bestimmungen des § 101, Absatz 2. 

Ist hiernach von dem Reichstage in drei sich unmittel- 
bar folgenden ordentlichen Sitzungsperioden derselbe Be- 
schluß unverändert gefaßt worden, so wird derselbe, auch 
wenn die Zustimmung der Reichsregierung nicht erfolgt, 
mit dem Schlüsse der dritten Sitzungsperiode zum Gesetz. 
In der Verf. steht allerdings, daß erst nach Schluß des dritten 
Reichstages ein Beschluß, dem der König seine Zustimmung 
versagt hat, zum rechtsgültigen Gesetze werde; es ergibt 
sich aber aus den stenographischen Verhandlungen (s. Stenogr. 
Bericht über die Verhandlungen der deutschen konstituierenden 
Nationalversammlung zu Frankfurt a. M., herausg. v. F. 
Wigard 1849, Bd. VI, S. 4120) nach dem ganzen Verlauf 
der Angelegenheit, daß hier Sitzungsperiode gemeint ist. 
Nicht ohne Interesse ist es hier, die entsprechenden 
Artikel in der franz. Verf. vom 3. Sept. 1791 zum^) 
Vergleiche heranzuziehen. Dort konnte ebenfalls ein Dekret, 
welchem der König seine Einwilligung versagt hatte, ihm 
in der nämlichen Sitzungsperiode nicht wieder vorgelegt 
werden. Ebenso eriangten die vom Könige abgewiesenen 
Dekrete, welche von drei auf einander folgenden Legislaturen 
angenommen waren, Gesetzeskraft, erhielten die Namen 
Gesetze und mußten auch so tiberschrieben werden. In- 
haltlich und teilweise sogar wörtlich, (Ein Reichstagsbe- 
schluß, welcher die Zustimmung der Reichsregierung nicht 
erlangt hat, darf in derselben Sitzungsperiode nicht wieder- 
holt werden = Art, V., Tont decret, auqnel le roi a refns6 

Dans le cos ou le roi refuse son consenlement, ce refua nV»< que 
suapennf. Loraque le» deux legialatures qui suivront edle qui aura pre- 
aenis le decrel^ auroni mccessivement rep€aent€ le meme decret dans les 
meines termes, le roi »era cense avoir donne la sanction- 

(Titre II f, Chap, 11 L Se^-Hon IIJ, Art U) 

Art, V' Tout decret auqiiel le roi a refuse son consentemfni^ ne 
jteut lui etre reprenenie par la meme leqislature. 

ArL VL Les d^crets sanctionnes par le roi. et caix gut lui 
auront die prisentes par trois legislatures consecutives, out force de lai, et 
portent le nom et Vintitule des lois* 
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Sön cönse>iiementf ne peut lui etre represenie par la meme 
l^gislature; ferner § 101, Absatz, 1 sehr ähnlich Art. II, Absatz 1 : 
Lorsque les deux Icgi^latures qui stiivront celle qui aura 
presente Ic decret etc.) stimmen die angeführten Artikel mit 
§ 101 der Reichsverfassung von 1849 überein, und wir 
können nicht umhin anzunehmen, daß der in Rede stehende 
Paragraph entweder direkt der franz. Verf. v. 1791 entlehnt, 
oder vielleicht durch deutsche, liberale Verfassungen ver- 
mittelt ist. Sind nun die Gesetze durch Zusammenwirken 
von Kaiser und Reichstag zustande gekommen, so gewährt 
Art. 80 dem Reichsoberhaupte das uneingeschränkte Recht 
der Exekutive. Der Kaiser „verkündet die Reichsgesetze 
und erläßt die zur Vollziehung derselben nötigen Verord- 
nungen." Wie in allen übrigen konstitutionellen Ver- 
fassungen, erscheint auch hier der Monarch als Exekutivorgan 
der gesetzgebenden Körperschaften. Fortgelassen sind da- 
bei in Art. 80 alle die Exekutive beschränkenden Be- 
stimmungen, die uns in der Augustcharte vom Jahre 1839 
am Schlüsse des Art. 13 und in der Constitution de la 
Bclgique v. Jahre 1831 in der zweiten Hälfte des Art. 67 
(ni suspendre ni dispenser de leur exe'cution) entgegentreten. 
Diese erscheinen aber auch hier gänzlich unnötig, da Be- 
stimmungen wie „der König erläßt für die Sicherheit des 
Staates die nötigen Verordnungen" fortgelassen sind, und 
dieser demnach gar nicht in die Lage kommt, außergewöhn- 
liche Maßregeln ergreifen zu müssen. Für die Ausführung 
der Gesetzesbestimmungen sind aber keine beschränkenden 
Klauseln nötig, da, wie wir nach Montesquieu in der Ein- 
leitung ausgeführt haben, jede Ausführung ihre natürlichen 
Grenzen hat. 

Denselben Geist der Volkssouveränität, der die ganze 
Verfassung durchzieht, atmet auch § 196. Nach ihm können 
allerdings Abänderungen in der Reichsverf. nur durch einen 
Beschluß beider Häuser und mit Zustimmung des Reichs- 
oberhauptes erfolgen; also auch mit diesem Paragraphen 
ist die Kompetenz des Reichsoberhauptes für die Gesetz- 
gebung direkt festgelegt; auch ist es ganz natürlich, daß 
bei einem solch* wichtigen Gesetzgebungsakte wie der Ver- 
fassungsänderung alle drei für die Gesetzgebung überhaupt 
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in Betracht kommende Faktoren: der Kaiser, das Staaten- 
haus und das Volkshaus um ihre Zustimmung angegangen 
werden. Indes, der Zustimmung des Reichsoberhauptes 
bedarf es nicht, wenn in drei sich unmittelbar folgenden 
ordentlichen Sitzungsperioden derselbe Reichstagsbeschluß 
unverändert gefaßt worden ist. Der ganze Geist der Ver- 
fassung tritt in diesem Satze nochmals recht deutlich hervor. 
Die oberste, entscheidende gesetzgebende Gewalt ist und 
bleibt den Parlamenten vorbehalten. Der Kaiser hat aller- 
dings einen ziemlich starken Anteil an der Reichsgesetz- 
gebung, insofern ihm das Recht der legislativen Ini- 
tiative und der Sanktion der Gesetze verfassungsmäßig 
zusteht. Allein, diese letztere Befugnis erleidet eine starke 
Einschränkung insofern, als Gesetzesvorschläge, die dreimal 
hintereinander von den gesetzgebenden Körperschaften in 
drei ordentlichen Sitzungsperioden gefaßt sind, auch ohne 
die kaiserliche Sanktion zu rechtsgültigen Gesetzen werden. 
Darin aber liegt der Schwerpunkt, das charakteristische 
Merkmal der ganzen Verfassung; gerade darin kommt der 
Gedanke der Volkssouveränität gegenüber dem Reichsober- 
haupt, dem eine mehr exekutive als legislative Rolle zu- 
gewiesen ist, am unzweideutigsten zum Ausdruck. 



Vergleich der Reichsverfassung v. 28. März 

1849 mit der franz. Verf. v. 3. Sept. 1791 

und der Belgischen v. 7. Februar 1831. 

Beide Verfassungen, die Reichsverfassung und die franz. 
V. 3. Sept. 1791, sind aus demselben Geist heraus geboren ; 
beide sind entstanden in Zeiten, in denen das Volk seiner 
Bedeutung im Staatsleben sich bewußt wurde und deshalb 
Rechte, die ihm bisher vorenthalten waren, mit Fug und 
Recht beanspruchte. Beide sind aber dabei in ihren 
Forderungen maßvoll gehalten und suchen geordnete, alle 
Teile des Volkes möglichst zufriedenstellende Staatsein- 
richtungen zu begründen. In beiden Verfassungen kommt 
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das Prinzip der Teilung der Gewalten zum Ausdruck und 
zur Durchführung, wenn auch nicht geleugnet werden kann, 
daß dies in der Reichsverfassung nicht mit der Klarheit und 
Präzision geschieht, die wir in der franz. Verf. v. 1791 an- 
treffen ; materiell ist die Teilung der Gewahen noch vorhanden, 
das Systematische dagegen ist mehr in Fortfall gekommen. 
Das hat aber, wie schon erwähnt, in den eigenartigen 
Reichsverhältnissen seinen Grund, da die Reichsverfassung 
immer mit den Verfassungen der Einzelstaaten zu rechnen 
hatte und deren Kompetenzen möglichst zu schonen bestrebt 
sein mußte. In beiden Verfassungen ist dem Monarchen 
neben der Übertragung der gesamten Exekutive auch ein 
bedeutender Anteil an der Legislative gesichert, insofern 
ihm das Recht des Gesetzesvorschlages und der Sanktion 
der Gesetze zusteht. Hier wie dort wird er vertreten durch 
Minister, die den Parlamenten gegenüber die volle Ver- 
antwortlichkeit für alle staatspolitischen Maßnahmen ihres 
Herrn übernehmen; hier wie dort kommen dem Monarchen 
die formellen legislativen ^) Kompetenzen verfassungsrechtlich 
zu, die gesetzgebenden Körperschaften zu berufen und zu ^) 
schließen. In beiden Verfassungen kommt die Idee der 
Volkssouveränität auf dem Gebiete der Legislative deutlich 
zum Ausdruck, insofern der Monarch schließlich sich doch 
den Gesetzen der Parlamente zu fügen hat, wenn ein 
Parlamentsbeschluß dreimal in verfassungsmäßig bestimmt 
festgesetzten Fristen in derselben Form gefaßt ist. Der 
Geist, von dem beide Verfassungen getragen sind, ist der- 
selbe: das Volk, auf dem Gebiete der Gesetzgebung im 
Prinzipe der maßgebende Souverän, der Monarch, im Prinzip 
Vertreter der Exekutivgewalt und dabei doch in genau fest- 
gesetzten Grenzen mitbestimmend bei der Legislative. 

Neben diesen Übereinstimmungen finden sich auch 

») Con8liluli(m fran^aine. 1791: Türe 111, Chap. 111, Section 7F, 
Art* 111: Huiiaine au movis avant la fin de chaqtic sesaionf le Corps 
legislative envoie au Rot une di'puiation, pour lui annrmcer le jmir, oii ü 
se propose de terminer ses seances: le Roi pcut venir faire la clolure 
de la Session. 

*) Fleichsverfassimg 1849, Art. 79: Der Kaiser beruft und 
schließt den Reichstag; er hat das Recht, das Volkshaus aufzulösen, 
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wesentliche Abweichungen. In der franz. Verfassung tritt 
uns das Einkammersystem, in der Reichsverf. das Zwei- 
kammersystem entgegen. Dort geht die Kammer aus Wahlen 
des Volkes hervor und bildet demnach eine Volksvertretung 
im eigentlichen Sinne des Wortes; hier ist dies nur beim 
Volkshause der Fall, wobei dem Monarchen allerdings jeder 
Einfluß auf die Zusammensetzung dieser Kammer entzogen 
ist, während das Staatenhaus, äußerlich betrachtet, wenigstens 
der einen Hälfte nach nichts anderes als eine Vertretung der 
einzelnen in Betracht kommenden Regierungen darstellt, die 
durch dasselbe repräsentiert werden. Darin unterscheidet 
sich aber die Reichsverf. gerade zu ihrem Vorteile von der 
französischen, daß in ihr der Montesquieusche Gedanke von 
der Notwendigkeit der parlamentarischen Vertretung der 
besseren Bevölkerungsschichten eine Verwirklichung gefunden 
hat. Der größte Fehler der franz. Verf. ist damit beseitigt, 
und es gelangen auf diese Weise alle Teile der Nation zur 
Ausübung der ihnen von Rechtswegen zustehenden staats- 
politischen Rechte. Man wende hier nicht ein, das Staaten- 
haus sei keineswegs eine parlamentarische Vertetung im 
Sinne beispielsweise des franz. Senates nach der Junicharte 
vom Jahre 1814 oder im Sinne des belgischen Senates; hier 
sei tatsächlich die Vertretung der besseren Stände allemal 
und ausschließlich der Zweck des betr. Hauses, während nach 
der Reichsverf. von 1849 das Staatenhaus zur Hälfte ledig- 
lich eine Vertretung der einzelnen deutchen Regierungen sei. 
Wer so spricht, dem können wir nicht ganz unrecht geben, 
insoweit es sich um eine lediglich äußerliche Begutachtung 
der Dinge handelt. Allerdings ist das Staatenhaus zur Hälfte 
eine Vertretung der verschiedenen deutschen Regierungen; 
aber da, wie nun einmal die Verhältnisse liegen, die Regie- 
rungen mit ihrer Vertretung nur solche Leute betrauen, die 
den besseren, ja den allerobersten Bevölkerungsschichten an- 
gehören, und das Amt eines Regierungsvertreters auch immer 
schon einen verhältnismäßig hohen Bildungsgrad voraussetzt, 
so werden uns in der einen Hälfte der Mitglieder des Staaten- 
hauses dieselben Leute, die wir in der belg. Verf. als 
Senatoren oder nach den franz. Charten als Pairs ange- 



troffen haben, entgegentreten. Die andere Hälfte der Ab- 
geordneten wird aber nach § 88 durch die Volksvertretung 
jedes einzelnen Staates aus den Mitgliedern der Provinzial- 
stände bezw. der Kammern in den Staaten mit liberalen 
Verfassungen gewählt, und letztere gehören in der Regel 
den oberen, ja den obersten Bevölkerungsschichten der 
jeweiligen Länder bezw. Provinzen an, so daß demnach tatsäch- 
lich das Staatenhaus in seinerGesamtheit eine parlamentarische 
Vertretung der besser situierten Klassen der Nation darstellt. 

Auch hinsichtlich der Kammervertagung treten zwischen 
beiden Verfassungen bemerkenswerte Unterschiede hervor; 
während nach der franz. Verf. dem Monarchen jedes Recht 
der Kammervertagung genommen ist, und derselbe nur auf 
Verkürzung bezw. gänzlichen Wegfall einer bereits be- 
schlossenen Vertagungsfrist antragen kann, steht ihm nach 
der Reichsverfassung das eigentliche Vertagungsrecht der 
Kammern in vollem Umfange zu, wenn auch, insofern es 
sich um eine längere als Htägige Vertagungsfrist handelt, 
die Zustimmung der Kammern selbst dazu unbedingt er- 
forderlich ist. Auch kann nach dem franz. Staatsgrundgesetz 
der Monarch die Kammern niemals auflösen, während nach 
den §§ 79 und 106 der Reichsverf. dieses Recht dem 
Monarchen ohne weiteres zugesprochen ist, wobei derselbe 
allerdings verfassungsrechtlich verpflichtet erscheint, binnen 
drei Monaten einen neuen Reichstag wieder zu versammeln. 

Ähnlich fallen die Ergebnisse eines Vergleichs zwischen 
der Reichsverfassung und der Belgischen vom Jahre 1831 
aus. Nach beiden Verfassungen ist, wie in derjenigen von 
1791, die Person des Monarchen unverletzlich und wird 
geschützt und vertreten durch die Minister, die für alle 
Handlungen ihres Herrn die volle Verantwortlichkeit vor 
den Parlamenten übernehmen. Hier wie dort besitzt der 
Monarch alle formellen und materiellen legislativen Zu- 
ständigkeitsbefugnisse: er beruft, vertagt und schließt beide 
Häuser, hat das Recht, dieselben zu außerordentlichen 
Sitzungen einzuladen, ferner die verfassungsmäßige Befugnis 
der legislativen Initiative und Sanktion der Gesetze; nach 

beiden Verfassungen erleidet das Vertagungsrecht der 

9 
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Kammern durch den Monarchen insofern eine angebrachte 
Einschränkung, als die Vertagung selbst nicht auf unbe- 
stimmte Zeit ausgedehnt werden kann, sondern eine bestimmt 
festgesetzte Frist nicht übersteigen darf. {cf. oben etats getK^- 
raux) ! Nach beiden Verfassungen besitzt der Monarch 
das volle Recht der Exekutive: er erläßt die nötigen Ver- 
ordnungen zur Ausführung der Gesetze, die durch das 
Zusammenwirken der zuständigen legislativen Faktoren zu- 
stande gekommen sind. Nach beiden Verfassungen geht 
das Unterhaus aus Wahlen des Volkes hervor; nach beiden 
steht dem Monarchen das Recht zu, das Volksparlament 
aufzulösen; hier wie dort ist dabei aber der Monarch ge- 
halten, innerhalb einer verfassungsmäßig angegebenen Zeit 
ein neues Unterhaus in gesetzgeberische Aktion treten zu lassen. 
Neben diesen Übereinstimmungen treten aber auch ganz 
wesentliche Unterschiede zwischen beiden Verfassungen hervor. 
Das am stärksten hervortretende unterschiedliche Merkmal 
zeigt sich bei der Bildung des Oberhauses. Während nach 
der Belgischen der Senat aus Bürgerwahlen hervorgeht, wobei 
für die Wahlfähigkeit zum Abgeordneten ein verhältnismäßig 
hoher Census vorgeschrieben ist, werden nach der Reichsverf. 
(§ 88) die Mitglieder des Staatenhauses zur Hälfte durch 
die Regierung und zur Hälfe durch die Volksvertretung der 
betr. Staaten ernannt. Ein bestimmter Wahlfähigkeitszensus 
für den Eintritt in das Reichsoberhaus ist dabei nicht an- 
gegeben. Übrigens kann auch der belgische Senat durch 
den Monarchen aufgelöst werden, während dies beim Staaten- 
hause überhaupt undenkbar erscheint; nur bei einer even- 
tuellen Reichsauflösung erscheint auch eine Auflösung 
des Staatenhauses möglich und sogar notwendig, da dann 
die verschiedenen Regierungen und heimischen Parlamente 
naturgemäß ihre Abgeordneten zurückbeordern müßten. 
Auch in Bezug auf die Entstehung des Unterhauses treten 
in beiden Verfassungen merkliche Unterschiede hervor; 
während nach Art. 47 der belg. Verf. für die aktive Wahl- 
fähigkeit der Wähler für das Unterhaus ein bestimmter 
Census festgesetzt ist, wird nach § 3 des Gesetzes, betreffend 
die Wahlen der Abgeordneten zum Volkshause v. 27. März 
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1849 nur der Vollbesitz der bürgerlichen Ehrenrechte ge- 
fordert, wenn jemand als Wähler für das Unterhaus an die 
Wahlurne herantreten will. Noch ein Merkmal, das wir in 
der Reichsverfassung und in der franz. v. 1791 als ein ge- 
meinsames ansprechen durften, tritt uns hier als ein unter- 
scheidendes entgegen; während nämlich nach der Reichs- 
verf. jeder Beschluß, der von drei auf einander folgenden 
Sitzungsperioden *) unverändert angenommen ist, auch ohne des 
Kaisers Sanktion mit dem Schlüsse der dritten Sitzungsperiode 
zum rechtsgültigen Gesetze wird, ist nach der belg. Verf. jeder 
Kammerbeschluß der jedesmaligen Sanktion des Monarchen 
unterworfen, wenn er zum verfassungsgültigen Gesetze werden 
soll. In der Reichsverf. finden wir also in diesem Punkte 
den Begriff der Volkssouveränität verwirklicht, während nach 
der Belgischen der König als völlig gleichberechtigter Faktor, 
der auf keine Weise umgangen werden kann, bei der 
Gesetzgebung erscheint und Berücksichtigung finden muß. 
Dabei unterscheidet sich die Reichsverf. ganz wesentlich zu 
ihrem Vorteile dadurch von der Belgischen, daß sie auf die 
Frage, was zu geschehen hat, wenn der Monarch die Sanktion 
der Gesetzesvorschläge beharriich verweigert, eine klare und 
bestimmte Antwort gibt, während die Belgische, obwohl sie 
in einem besonderen Artikel die Nation zum ausschließlichen 
Träger der Staatsgewalt macht, gerade über diesen Punkt 
uns im Unklaren läßt und auf Vermutungen hinweist. 
Kommt es zu einem Konflikte zwischen Parlament und Krone, 
so ist schließlich nach der Reichsverfassung des Volkes 
Wille der maßgebende bei der Bildung des Staatswillens, 
während nach der Belgischen ein Staatswille ohne Zustim- 
mung des Monarchen überhaupt nicht denkbar ist. 

Die Geschichte lehrt uns, daß die Reichsverf. v. 1849 
niemals eine praktische Anwendung gefunden hat und in 
Kraft gewesen ist. Wenn sie auch nur einen ersten, freilich 
mißlungenen Versuch bildete, die deutschen Stämme in 
einem gemeinsamen Vateriande zu einer Nation zu einigen, 
so war doch die Anregung zu einer solchen Einigung nun- 
mehr wenigstens gegeben, und diese sollte tatsächlich 20 



*) Vergl. hierzu oben S. 124. 9 



■* 
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Jahre später nach einem gemeinsamen Waffengange aller 
Deutschen auf Frankreichs weiten Fluren voll und ganz in 
der Errichtung des heutigen deutschen Reiches Verwirklichung 
finden. Indirekt war sie aber auch, da nun einmal die 
Verfassungsfrage in Fluß gekommen war, zugleich mit die 
Veranlassung, daß auch unserem engeren Vaterlande Preußen 
am 31. Januar 1850 eine Verfassung gegeben wurde. 
Betrachten wir nunmehr diese Verfassung hinsichtlich der 
Kompetenzen, die sie dem Monarchen auf legislativem 
Gebiete zugesteht. 



Die Verfassungsurkunde für den Preußischen 
Staat vom 31. Januar 1850. 

Vorbe m erkung. 

Von demselben Zeitgeiste wie die Reichsverfassung 
vom 28. April 1849 ist auch die preußische Verfassung vom 
31. Januar 1850 durchdrungen. Diese von der Regierung 
selbst bekannt gemachte (oktroyierte) Verfassung beruhte 
auf demokratischer Grundlage und hatte, abgesehen von 
dem erst später geänderten Wahlgesetz, einen möglichst 
freien Standpunkt; ja, in einigen Punkten wollte es besonnene, 
konservative Politiker bedtinlcen, als sei den ungestümen 
Forderungen des Zeitgeistes allzuviel Rechnung getragen. 
Bei der Anfertigung hatte man sich dem Entwürfe der Ver- 
fassungskommission in der preußischen Nationalversammlung 
(Charte Waldccl) eng angeschlossen und teils die wichtigsten 
Beschlüsse des aufgelösten Reichstages, teils die Bestim- 
mungen der Frankfurter Versammlung über die Grundrechte 
darin aufgenommen. Somit zeigte der ursprüngliche Ver- 
fassungsentwurf einen durchaus volkstümlichen Anstrich, zu- 
mal auch beide Kammern durch Volkswahl vermittelst Wahl- 
männer gebildet werden sollten, nur daß für die erste eine 
bestimmte Steuersumme und ein höheres Alter festgesetzt 
war, während für die zweite das Wahlrecht unbeschränkt 
sein sollte. Durch Einführung eines neuen Wahlgesetzes 
wurde aber später der Charakter des Verfassungsentwurfes 
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in gewisser Beziehung geändert, und der zwischen König 
und Volk geschlossene Kompromiß erscheint deshalb wieder 
zugunsten des ersteren verschoben. Infolge dieses Wahl- 
gesetzes wurden nämlich die Wähler in drei nach der 
Steuersumme bestimmte Klassen in Höchst- Mittel- und 
Minder- Besteuerte geteilt, und jeder Klasse wurde eine 
gleiche Anzahl von Wahlmännern zugeteilt; und in dieser 
Klassifizierung der Wähler, durch welche, wie die weiter 
unten erfolgende Untersuchung zur Gentige dartun wird 
(cf. S. 142 ff.), die dritte Klasse zwar von Rechtswegen 
wählen durfte, aber dabei der ersten und zweiten Klasse 
gegenüber ohne nennenswerte Erfolge sein mußte, liegt der 
eine Grund der Verschiebung des Kompromisses zugunsten des 
Monarchen. Daß aber auch durch Bildung des Oberhauses 
(Herrenhauses) nach eigenem Ermessen und Gutdünken des 
Königs die legislativen Kompetenzen desselben eine be- 
trächtliche Stärkung erfuhren, erscheint im Grunde selbst- 
verständlich, sei aber gleichfalls hier ausdrücklich hervor- 
gehoben, (cf. S. 141 ff). Endlich sei hier noch erwähnt, 
daß im folgenden nur die definitive Verfassung von 1850 
eine eingehendere Betrachtung hinsichtlich der Kompetenzen 
des Monarchen auf legislativem Gebiete erfahren soll, nicht 
die Entwürfe dazu, die in vorliegender Untersuchung über- 
haupt keine Berücksichtigung gefunden haben, und deren 
Behandlung eine selbständige Arbeit für sich bilden würde. 

Art 4, Alle Preußen sind vor dem Gesetze gleich, 
Standesvorrechte finden yiicht statt. Die öffentlichen Amter 
sind, unter Einhaltung der von den Gesetzen festgestellten 
Bcclinguyigen, für alle dazu Befähigten gleich zugänglich, 

Art. 43. Die Person des Königs ist unverletzlich. 

Art. 44. Die Minister des Königs si?id verantwortlich. 
Alle Regierungsakte des Königs bedürfen zu ihrer Gültiglceit 
der Gegenzeichnung eines Ministers, welcher dadurch die 
Verantivortung übernimmt. 

Art. 4C). Dem Könige allein steht die vollziehende 
Gewalt zu. Er ernennt und entläßt die Minister. Er be- 
fiehlt die Verkündigung der Gesetze und erläßt die zu deren 
Ausführung nötigen Verordnungen. 
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Art 48. Der Kör\ig hat das Rechte Krieg zu erklären 
und Frieden zu schließen, auch andere Verträge mit fremden 
Regierungen zu errichten. Letztere bedürfen zu ihrer Gültig- 
keit der Zustimmung der Kammern, sofern es Handelsver- 
träge sind oder wenn dadurch dem Staate Lasten oder einzelnen 
Staatsbürgern Verpflichtungen auferlegt werden. 

Art. 51, Der König beruft die Kammern und schließt 
ihre Sitzungen, Er kann sie entiveder beide zugleich oder 
auch nur eine auflösen. Es müssen aber in einem solchen 
Falle innerhalb eines Zeitraumes von sechzig Tagen nach der 
Auflösung die Wähler und innerhalb eines Zeitraumes von 
neunzig Tagen nach der Auflösung die Kammern versammelt 
werden, 

Art. 52. Der König kann die Kammern vertagen. 
Ohne deren Zustimmung darf diese Vertagung die Frist von 
dreißig Tagen nicht übersteigen und während derselben Session 
nicht wiederholt werden. 

Art, 60, Die Minister, sowie die zu ihrer Vertretung 
abgeordneten Staatsbeamten haben Zutritt zu jeder Kammer 
und müssen auf ihr Verlangen zu jeder Zeit gehört werden- 

Jede Kammer kann die Gegenwart der Minister verlayigen. 

Die Minister haben in einer oder der anderen Kammer 
nur dann Stimmrecht, wenn sie Mitglieder derselben sind. 

Art. 62. Die gesetzgebende Gewalt wird gemeinschaft- 
lich durch den König und durch zwei Kammer?i ausgeübt. 
(Die Erste Kammer wird das „Herrenhaus^^ und die zweite 
Kammer „das Haus der Abgeordtieten^* geyiannt. Gesetz v. 30. 
Mai 1855: Gesetzessammlung Nr. 19, S. 816. Infolgedessen 
ist den Kammern der Name „die beiden Häuser des Land- 
tags der Moyiarchie^' beigelegt, wie die jetzige, aus der Gesetz- 
samml. v. 1856 ff. ersichtliche VerkihidigungS' Formel der 
Gesetze ergibt). 

Die Übereinstimmung des Königs und beider Kammern 
ist zu jedem Gesetze erforderlich. 

FiirnnzgesetZ' Entwürfe und Staatshaushalts-Efats werden 
zuerst der Zweiten Kammer vorgelegt; letztere werden von 
der Ersten Kammer im Ganzen angenommen oder abgelehnt. 
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Art. 63. Kur in dem Falle, tvenn die Aufrechterhaltung 
der öffentlichen Sicherheit oder die Beseitigiuig eines wige- 
wohnlichen Notstandes es dringend erfordert, könneti, insofern 
die Kammern nicht versammelt sind, unter Veranticortlichkeit 
des gesammten Staatsministeriums, Verordnungen, die der Ver- 
fassung nicht zuwidniaufen, mit Gesetzeskraft er1a.ssen werden. 
Dieselben sind aber den Kammern bei ihrem nächsten Zu- 
sammentritt zur Genehmigung sofort vorzulegen. 

Art. 64. Dem Könige, sowie jeder Kammer, steht das 
Recht zu, Gesetze vorzuschlagen. 

Gesvtzesvor schlage, welche durch eine der Kammern oder 
den König verworfen worden sind, können in derselben 
Sitzungsperiode nicht wieder vorgebracht werden. 

Art. 65 — 68. Die Erste Kammer wird durch könig- 
liche Anordnung gebildet, welche nur durch ein mit Zustim- 
miing der Kammern zu erlassendes Gesetz abgelhuiert werden 
kann. 

Die Erste Kammer wird zusammengesetzt aus Mit- 
gliedern, welche der König mit erblicher Berechtigung oder 
auf Lebenszeit beruft. 

Art. 71 

Die Urwähler werden nach Maßgabe der von ihnen zu ent- 
richtenden direkten Staatssteuern in drei Abteilungen geteilt 
und zwar in der Art, daß auf jede Abteilung ein Dritt- 
teil der Gesammtsumme der Steuerbeträge aller Urwähler 
fällt 

Jede Abteilung wählt besonders und zwar ein Drittteil 
der zu wählenden Wahlmänner 

Art. 72. Die Abgeordneten werden durch die Wahl- 
männer gewählt. 

Art. 76. Die beidni Häuser des Landtages der 
Monarchie werden durch den König regelmäßig in dem Zeit- 
raum von dem Anfange des Monats November jeden Jahres 
bis zur Mitte des folgenden Januar und außerdem, so oft es 
die Umstände erheischen, einberufen. 

Art 77. Die Eröffnung und Schließung der Kammern 
geschieht durch den König in Person oder durch einen dazu 
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von ihm heavftragten Minister in einer Sitzung der vereinigten 
Kammern. 

Beide Kammern werden gleichzeitig hernfen^ eröffnet, 
vertagt und geschlossen. 

Wird eine Kammer aufgelöst, so wird die andere gleich- 
zeitig vertagt 

Art, 78, Jede Kammer prüft die Legitimation ihrer 
Mitglieder und entscheidet darilher, Sie regelt ihren Geschäfts- 
gang und ihre Disziplin durch eine Geschäftsordnung und 
erwählt ihren Präsidenten, ihre Vicepräsidcnien und Schrift- 
führer. 

Wenn ein Knmmermitglied mi besoldetes Staatsamt an- 
nimmt oder im Staatsdienste in ein Amt eintritt, mit welchem 
ein höherer Bang oder ein höheres Gehalt verbunden ist, so 
verliert es Sitz und Stimme in der Kammer itnd kann seina 
Stelle in derselben nur durch eine neue Wahl wieder erlangen. 

Art. 107. Die Verfassung kann auf dnn ordentlichen 
Wege der Gesetzgebung abge'ändert werden, wobei in jeder 
Kammer die gewöhnliche absolute Stimmenmehrheit, bei zwei 
Ahstirnymingen, zwischen welchen ein Zeitraum von wenigstens 
ein und zwanzig Tagen liegen muß, genügt. 

Ein kurzer Blick in die Verf. lehrt uns, daß die^) Teilung 
der Gewalten materiell und systematisch durchgeführt ist. 
Als gesetzgebende Faktoren erscheinen der König, das 
Herrenhaus und das Haus der Abgeordneten (Art.^) 62)- 
Nach Art. 43 ist, wie in allen bisher besprochenen Ver- 
fassungen, die Person des Monarchen"*) unverletzlich. Daß 
derselbe auch nur mittelbar verantwortlich für alle seine Regier- 
ungsmaßnahmen ist, ist in der Verf. nicht direkt gesagt, ergibt 

*) Vergl. O. Meyer, deutsches Verwaltungsrccht I, 67 ff. 

-) Vergl. Rudolf Smend, die Prcußi.srhe Verwaltungsurkunde 
im Vergleich mit der Belgischen. Göttinger Juristenfakultät. Prcis- 
schrift 1904. 

3) Vergl. Ludwig v. Rönne, die Verf.-I'rk. für den Preußischen 
SUat. Berlin 1895. 
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sich dagegen unmittelbar aus Art. 44, wonach alle seine 
Regierungsakte zu ihrer GüUigkeit der Gegenzeichnung eines 
Ministers bedürfen, welcher dadurch die Verantwortung über- 
nimmt. Damit ist auch schon den Ministern die Stellung 
zugewiesen, die sie dem Parlamente gegenüber einzunehmen 
haben. Sie sind, wie dies auch noch aus den Artikeln 45 
und 60 zur Evidenz sich ergibt, die Organe, vermöge deren 
der König der Legislative gegenüber Stellung nehmen kann. 
Deshalb ist es ihm auch überlassen, sich solche Organe aus- 
zuwählen, die seine Tendenzen den beiden Häusern des 
Landtages gegenüber erfolgreich zu vertreten imstande sind: 
er ernennt und entläßt die Minister; es erübrigt sich, hier 
nochmals ausführlich darauf hinzuweisen, welche legislative 
Kompetenzmöglichkeit dem Monarchen damit eingeräumt ist, 
und wir verweisen nur auf unsere diesbezüglichen Aus- 
führungen bei den bisher behandelten Verfassungen. 

Art. 45 sichert außerdem dem Monarchen die volle, 
uneingeschränkte Exekutivgewalt; er allein befiehlt die Ver- 
kündigung der Gesetze und erläßt die zu deren Ausführung 
nötigen Verordnungen. Ein Wörtchen, das hinsichtlich des 
Inhalts des in Rede stehenden Artikels völlig bedeutungslos 
ist, aber den Geist der ganzen Verfassung aufs deutlichste 
illustriert, ist das Wörtchen*) „allein." In dem entsprechen- 
den Art. 29 der belg. Verf., die der vorliegenden, wie wir 
weiter unten noch oft genug werden sehen können, zum 
Vorbilde gedient hat, ist das Wörtchen „seul", das sich in 
der Junicharte vom Jahre 1814 (Art. 22) und der August- 
charte v. 1830 (Art. 18) findet, ausgelassen. Alle drei Ver- 
fassungen: die preußische, die franz. Juni- und die franz. 
Augustcharte haben auch, obwohl die Belgische der Preußischen 
vorwiegend als Muster gedient hat, wie wir weiter unten 
darlegen werden, tatsächlich viel Verwandtes miteinander, 
besonders in Hinsicht auf die Bildung des Oberhauses und 
die dominierende Stellung, die der Monarch der Legislative 
gegenüber und vornehmlich in der Exekutive einnimmt. 



1) cf. hierzu CormtUuiion fran^aisc 1791 Titre II fy cliap. IV. Art. /, 
AbS' 1 [Upouvoir ex^cuiif supntne reside exdusivcment dans lamain du rou) 
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Das Exekutiv- und Verordnungsrecht des Monarchen, 
das durch Art. 45 dem Könige für alle Angelegenheiten im 
inneren Staatsleben zugesprochen ist, wird noch bedeutend 
erweitert durch Art. 48. Hiernach steht dem Könige auch 
das Recht zu, Verträge* mit fremden Staaten zu schließen; 
allein, er besitzt hierzu- nicht die ausschließliche Kompetenz; 
vermöchte dies die Exekutivgewalt, ohne Zustimmung der 
Kammern, so wäre das ganze konstitutionelle System durch- 
brochen, und wir hätten einen Konstitutionalismus nur im 
inneren Staatsleben, während für die Beziehungen mit fremden 
Staatskörpem die Alleinherrschaft maßgebend geworden wäre. 
Deshalb bestimmt auch ganz folgerichtig im Sinne des 
Konstitutionalismus Art. 48 weiter, daß zur staatsrechtlichen 
Gültigkeit jener Verträge, soweit es Handelsverträge sind 
oder wenn dadurch dem Staate Lasten oder einzelnen 
Staatsbürgern Verpflichtungen auferlegt werden, die Zustim- 
mung der Kammern unbedingt nötig ist. Damit ist aber 
der Forderung der Konstitutionalismus vollkommen genügt. 
Parlament und König sind beide für die Bildung des Staats- 
willens zuständig. 

Die Artikel 51, 52, 60 und 62 haben wir bereits in 
allen früheren Verfassungen vorgefunden und hinsichtlich 
der in ihnen zum Ausdruck gebrachten ^) Kompetenzbefugnisse 
des Monarchen auf legislativem Gebiete eingehend besprochen. 
Hervorheben möchten wir nur hier nochmals, daß, was die 
Kammerauflösung anlangt, diese negative legislative Zu- 
ständigkeit des Monarchen insofern eine angemessene 
Beschränkung erleidet, als derselbe verpflichtet erscheint, 
innerhalb eines Zeitraumes von sechzig Tagen nach der 
Auflösung der Wähler und innerhalb eines Zeitraumes vcn 
neunzig Tagen nach der Auflösung die Kammern von neuem zu, 
versammeln. Damit ist aber das parlamentarisch-monarchische 
Regime auch nach der preuß. Verfassung ein für allemal 
festgelegt; der Monarch kann nie, soweit es sich um normale 
Verhältnisse handelt, eigenmächtig Gesetze machen, nie ohne 
Parlament ununterbrochen regieren (cf. etats gencniux!) 

^) Vergl. Georg Meyer, Lehrbuch des deutschen Staatsrechts. 
5. Aufl. S, 290 ff. 
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Ein besonderer Art. 52 behandelt die Vertagung der 
Kammern. Nach der ersten franz. Verf. v. 1791 durfte der 
Monarch in allen die Vertagung der Kammern betreffenden 
Fragen eine ausschließlich positive Einwirkung in die Wege 
leiten, indem er auf Verkürzung einer bereits beschlossenen 
Vertagungsfrist oder gänzlichen Wegfall derselben antragen 
konnte. Nach der Reichsverf. v. 1849 war dem Monachen 
das Recht der Kammervertagung im Sinne des Begriffes 
, Vertagung" zwar in vollem Umfange zugesprochen, und 
die Dauer der Vertagungsfrist, die ohne Zustimmung der 
Kammern angeordnet werden durfte, genau angegeben; 
betrug sie mehr als 14 Tage, so war die Zustimmung der 
Kammern auf jeden Fall einzuholen. Nach der belg. Verf. 
konnte die Vertagung eintreten, wenn die Dauer derselben 
einen Monat nicht überstieg, durfte aber in derselben Sitzungs- 
periode nicht wiederholt werden. Als eine nahezu wörtliche 
Übertragung der belgischen Fassung erscheint nun der Art. 
52 des preußischen Staatsgrundgesetzes. In allen diesen 
angeführten Fällen wird aber der Monarch kompetent für 
die Gesetzgebung, wenn auch, soweit es sich um Aussetzung 
der Sitzungen handelt, zunächst in negativer Weise. 

Art. 60*), in dem die Ministertätigkeit nochmals ver- 
fassungsmäßig festgelegt und näher gekennzeichnet wird, 
ist, abgesehen von einigen Umstellungen in der Fassung 
der Sätze, eine wortgetreue Wiedergabe des Art. 88 der belg. 
Verfassung. Wir versagen uns, an dieser Stelle nochmals 
auf die Bedeutung dieses Artikels für die legislative Kom- 
petenz des Monarchen einzugehen und verweisen auf unsere 
Ausführungen zu den entsprechenden Artikeln früherer 
Verfassungen. 

Die beiden 2) Art. 62 und 63 sind inhaltlich mit ein- 
ander verwandt. Während Art. 62 die gesetzgebende Ge- 
walt im allgemeinen näher kennzeichnet, behandelt Art. 63 



Verg;!. C. v. Waldow, die ^osrhichtlirlu? Kntwir.kelmig otr. 
des Art. 60 der preußischen Verfassim"^. Dissertation, (Jreifswald hHYJ- 

') Vergleiche I^udolf Smcnd, die Preußische Verf.-Urkunde im 
Vergleich mit der Belgischen. Göttinger Juristenfakultät. Gekrönte 
Preisschrift. 1904, S. 31 ff. 
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einen außergewöhnlichen Fall von gesetzgeberischer Tätig- 
keit, der nur in besonders kritischen Zeiten zur Beseitigung 
eines ungewöhnlichen Notstandes in Anwendung kommen 
soll. Königliche Verordnungen haben hiernach Gesetzes- 
kraft, wenn die öffentliche Sicherheit gefährdet erscheint, 
wenn ein außergewöhnlicher Notstand schleunige Maßnahmen, 
die sonst nur auf dem Wege durch die gewöhnlichen legis- 
lativen Instanzen möglich sind, notwendig und dringend ge- 
boten erscheinen läßt. Diese in der Charte von 1830 Art. 13 
weggelassene Bedingung erscheint hier also wieder; während 
nach der franz. Junicharte v. 1814 der König zur Ergreifung 
von außerordentlichen Maßregeln, die der Sicherheit des 
Staates dienen sollten, {le rot fait Ivs rcglmens et ordonnanccs 

mkessaires ])onr , 

la'^) sCwetv de Vetnt Art /4h ver- 
fassungsmäßig berechtigt bezw. verpflichtet war, hatte man 
in der Augustcharte v. 1830 aus oben bei Behandlung des 
betreffenden Artikels dargelegten Gründen diesen Passus 
fortgelassen. Die preußische Verfassung führt dieselbe Sache 
nur mit anderen Worten wieder ein. Dabei übernimmt aber 
das gesamte Ministerium, insofern die Kammern nicht ver- 
sammelt sind, die volle Verantwortung; Erfordernis und 
Voraussetzung ist jedoch dabei, daß diese Maßnahmen der 
Verfassung nicht zuwiderlaufen, und daß dieselben endlich 
den Kammern bei ihrem nächsten Zusammentritt zur Ge- 
nehmigung sofort vorgelegt werden. Dieser Artikel, der den 
Monarchen zeitweise zum alleinigen und absoluten Gesetz- 
geber macht, enthält neben dieser Einräumung legislativer Om- 
nipotenzbefugnis im ganzen sechs Klauseln, die den König vor 
absolutistischen Anwandlungen schützen sollen. Man ersieht 
daraus, mit welcher Ängstlichkeit man den in Preußen teuer er- 
kauften Konstitutionalismus zu hüten bestrebt war. Bezüglich 
des 2) Art. 62, der inhaltlich teilweise zu Art. 64 gehört, sei noch 
besonders hervorgehoben, daß in demselben auch das Recht 

M r/: CoHsi. frarti^aise 1791 Türe lll, Chap. IV, Art. /, Absatz 2 u. 
Absatz 4. 

-) Vergl. Rudolf Stnend, die Preußische Vcrf.-Urk. im Vergleich 
mit der Belgischen, S. 34 ff. 
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der Sanktion der Gesetze durch den König enthalten ist; 
ausdrücklich heißt es im zweiten Abschnitte des genannten 
Artikels, daß die Übereinstimmung des Königs und beider 
Kammern zu jedem Gesetze erforderlich ist; der König wird 
also hier direkt als unumgänglicher legislativer Faktor be- 
zeichnet, und die Zustimmung desselben zu allen von den 
Kammern beratenen Gesetzesvorlagen ausdrücklich hervor- 
gehoben. Damit erscheint des Königs Kompetenz für alle 
Gesetzesvorlagen, auch für die im folgenden Abschnitte des- 
selben Artikels erwähnten Finanzgesetz-Entwürfe, die, da 
das Volk mit Recht verlangen kann, daß es für Steuervor- 
lagen in erster Linie für zuständig erachtet wird, zuerst im 
Abgeordnetenhause zur Beratung gelangen müssen, ein für 
allemal verfassungsmäßig festgelegt. 

Art. 64 sichert dem Könige nun das gewöhnliche Recht 
der legislativen Initiative. Daß damit dem Monarchen der 
größte Einfluß auf die Gesetzgebung zugestanden ist, dürfte 
bei Behandlung der entsprechenden Artikel in allen früheren 
Verfassungen genugsam erörtert sein. Auch die Bestimmung, 
daß Gesetzesvorschläge, welche durch eine der Kammern 
oder den König verworfen sind, in derselben Sitzungsperiode 
nicht wieder vorgebracht werden können, treffen wir hier 
nicht zum erstenmale an. Im allgemeinen sind durch die 
Art. 62 und 64 dem Könige hinsichtlich der Legislative 
gleiche Rechte wie den Parlamenten eingeräumt. Alle drei 
gesetzgebende Faktoren sind in Rücksicht auf die Initiative 
und Sanktion der Gesetze auf völlig gleiche Basis gestellt. 
Was zu geschehen hat, wenn der König dauernd seine Zu- 
stimmung zu den ihm vorgelegten Vorlagen verweigert, ist 
hier, wie in der belgischen Verfassung, nicht gesagt. 

Eine wesentliche Abweichung von den meisten be- 
sprochenen Verfassungen und eine bedeutende Stärkung der 
legislativen Kompetenz des Monarchen bringen die Art. 65-68'). 
Schon die Zusammensetzung der ersten Kammer, die nur aus 
Mitgliedern besteht, welche der König mit erblicher Be- 



*) Vergl. Cioorg Meyer, Lehrbuch des deutschen Staatsrechts. 
5. Aufl. S. 272— 21X), 
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rechtigung oder auf Lebenszeit beruft, sichert ihm von vorn- 
herein die Zustimmung dieser Kammermitglieder zu allen 
seinen Gesetzesvorschlägen. Daß damit ein durchaus reaktio- 
närer Zug der ganzen Verfassung gegeben ist, bedarf keines 
weiteren Nachweises. Nur in zwei von allen bisher be- 
sprochenen Verfassungen finden wir hinsichtlich der Zusammen- 
setzung der ersten Kammer Bestimmungen, die sich mit den 
Art. 65 — 68 der preußischen Verf. decken: der Charte con- 
stitutminelle frangaise vom 4. Juni 1814 und der Charte con- 
stitutionneUe frangaise vom 14. August 1830. Wir würden 
überflüssige Auseinandersetzungen geben, wollten wir hier 
nochmals des weiteren ausführen, welche bedeutende legis- 
lative Zuständigkeitsbefugnis dem Monarchen mit dieser Be- 
stimmung eingeräumt ist, und begnügen uns deshalb mit 
einem kurzen Hinweis auf unsere bei den betr. Artikeln der 
genannten Verfassungen gegebenen Erörterungen. Nur das 
eine dürfte noch eine kurze Erwähnung finden, daß in der 
Zusammensetzung der ersten Kammer der Montesquieusche 
Gedanke von der Notwendigkeit der parlamentarischen Ver- 
tretung des Adels der Nation in denkbar stärkster Weise, 
wie* wir weiter unten bei einem Vergleiche der preußischen 
Verfassung mit der belgischen sehen werden, Verwirklichung 
gefunden hat. 

Dasselbe Prinzip der Klassifizierung der Bevölkerung 
tritt aber auch bei der Bildung des Hauses der Abgeordneten 
aufs deutlichste hervor. Nach § 71 werden die Urwähler 
nach Maßgabe der von ihnen zu entrichtenden direkten Staats- 
steuern in drei Abteilungen geteilt und zwar in der Art, daß 
auf jede Abteilung ein Drittel der Gesamtsumme der Steuer- 
beträge aller Urwähler fällt. Daß bei derartiger Berück- 
sichtigung der entrichteten Staatssteuern, also der Beiträge, 
die der Erhaltung des Staatsganzen dienen, einem jeden 
Rechte an der Staatsgesetzgebung eingeräumt werden, die 
dem zu liefernden Anteile zur Staatserhaltung entsprechen, 
müssen wir durchaus in der Ordnung finden und formell 
für richtig halten; auch hierin kommt der Montesquieusche 
Gedanke von der Bewertung und Vertretung aller Stände 
einer Nation bei der Gesetzgebung zum unzweideutigen 
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Ausdrucke. Gleichwohl involviert diese Bestimmung eine 
durch nichts zu rechtfertigende Ungerechtigkeit gegen die 
große Masse des Volkes, die dadurch aus der Gesetzgebung 
so gut wie ausgeschaltet wird; denn da in jeder Abteilung 
gleichviel Wahlmänner gewählt werden, und in der ersten 
und zweiten nur solche Urwähler sich finden, deren wirt- 
schaftliche Lage immerhin eine gute zu nennen sein dürfte, 
so kommen die Wahlmänner der dritten Abteilung bei der 
Wahl der Abgeordneten so gut wie gar nicht in Betracht, da 
sie von den Wahlmännern der ersten und zweiten Ab- 
teilung ohne weiteres tiberstimmt werden; und hierin liegt 
der größte Fehler. der ganzen Verfassung. Das breite Volk 
darf zwar sein Wahlrecht') ausüben und hat insofern 
unstreitig Anteil an der Gesetzgebung ; aber dieser Anteil 
ist nur ein ideeller und kommt in der Wirklichkeit gar nicht 
zur Geltung. Daß durch ein solches Haus, das in der an- 
gegebenen Weise zustande gekommen ist, dei König auf 
die Landesgesetzgebung Einfluß gewinnen kann, ist von vorn- 
herein als sicher und feststehend anzunehmen; denn die Abge- 
ordneten, deren wirtschaftliche Lage eine in jeder Beziehung 
gesicherte ist, werden bei normalen politischen Verhältnissen 
für die gesetzgeberischen Tendenzen des Königs, soweit 
dieselben ihren eigenen Interessen nicht zuwiderlaufen, 
meistens zu haben sein. Die legislative Kompetenz des 
Monarchen ist also auch im preußischen Abgeordnetenhause 
eine sehr starke. 

Recht interessant ist noch in unserer Verf. der Art. 
76, der den König insofern für die Legislative kom- 
petent macht, als demselben das ausschließliche Recht 
zusteht, die gesetzgebenden Körperschaften zu der ihnen 
zugewiesenen Tätigkeit zu veranlassen. Ein bestimmt fest- 
gesetzter Zeitpunkt, an dem dies alljährlich zu geschehen 
hat, ist in der Verfassung nicht angegeben. Jn der franz. 

^) Vergleiche ferner zu n?^ (».') — 68 der Preußischen Verfassun^^s- 
Urkunde: v. Rönne, Preu(3isches Staatsrecht, Bd. 1 SS 5.3, .j(), S. 20."), 
N. 7 und S. 21.'), N. l. H. Schulze, Preußisches Staatsrecht S 159. 
E. Lasker, Zur Verfassun<^s^eschichte Preußens, S. 227 ff. Oonst. 
Rößler, Studien zur Fortbildung der preuß. Verfassung, 2. Abt., 
Berlin 1864. S. 23 ff. 
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Verf. V. 1791 war dieser Tag verfassungsmäßig festgelegt; 
ebenso in der Aprilcharte vom Jahre 1814 (Art. 10); in der 
Charte vom 4. Juni 1814 fehlt eine genaue Angabe des 
Termins, an dem die Kammern zusammenzutreten haben; 
es ist nur (Art. 50) gesagt, daß der König „jedes Jahr" die 
Kammern beruft; genau dieselbe Bestimmung findet sich in 
der Charte consfitHtionneUe fran^nise vom 14. August 1830. 
Nach der belgischen Verfassung ist der Versammlungs- 
termin der Kammern, falls diese nicht schon vorher vom 
Könige einberufen sind, ebenfalls genau fixiert; die Kammern 
versammeln sich also, genau wie nach der franz. Verf. v. 
1791 {Türe III, Chap, /, Secfion F, Art.-I), ohne daß dazu 
die Einladung des Monarchen erforderlich wäre (Art. 70). 
In der Reichsverfassung vermissen wir zwar auch einen be- 
stimmten Zeitpunkt für die Versammlung der Abgeordneten ; 
jedoch ist in Aussicht gestellt, daß ein solcher Termin reichs- 
gesetzlich festgelegt werden soll (§ 104). In der preußischen 
Verfassung ist eine eigenartige Mischung aller dieser Be- 
stimmungen gegeben. Die Kammern können nur durch 
Berufung seitens des Monarchen in gesetzgeberische Aktion 
treten. Die Berufung und Tagung der Kammern hat aber 
zu erfolgen vom Anfange des Monates November bis zur 
Mitte des folgenden Januar; außerdem hat nach demselben 
Artikel — und damit wird der Monarch wiederum für die 
Legislative kompetent — die Einberufung einzutreten, so 
oft es die Umstände erheischen. 

Auch Art. 77, nach dem die Eröffnung und die 
Schließung der Kammern durch den König in Person oder 
durch einen dazu von ihm beauftragten Minister zu erfolgen 
hat, sichert dem Könige eine weitere, wenn auch nur for- 
melle Kompetenz für die Gesetzgebung. 

Recht bedeutungsvoll, wenn auch nicht auf den ersten 
Blick einleuchtend, ist für unsere Betrachtung, entsprechend 
unseren früheren Beobachtungen, noch der Art. 78^), besonders 
mit den Abschnitten 1 und 3. Nach Abschnitt 1 ist jede 
Kammer, also auch das durch königliche Verordnung gebildete 

^) Xorf^l. Georg Mcver, Lehrbuch des deutschen Staatsrechtes. 
5. Aufl. S. 295. 
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Herrenhaus, wenn sie einmal konstituiert ist, als staats- 
politische Macht in Bezug auf ihre inneren Angelegenheiten 
durchaus selbständig und unabhängig vom Monarchen. 
Jede Kammer prüft die Legitimation ihrer Mitglieder und 
entscheidet darüber. Sie regelt ihren Geschäftsgang und 
ihre Disziplin durch eine Geschäftsordnung und erwählt 
ihren Präsidenten, ihren Vizepräsidenten und Schriftführer. 
Wenn auch sonst der Grundzug der preuß. Verf. kein demo- 
kratischer ist, insofern die breite Masse von jeder wirksamen 
legislativen Tätigkeit ausgeschlossen, und das Herrenhaus 
als Citadelle königlichen Einflusses direkt durch königliche 
Berufung zustande gekommen ist, so erscheint es doch im 
Sinne des Parlamentarismus, daß, nachdem die beiden Häuser 
des Landtages nun einmal gebildet sind, jedes derselben 
hinsichtlich der Regelung seiner Interna dem königlichen 
Einflüsse entrückt ist. Beide Parlamente, mögen sie zustande 
gekommen sein wie sie wollen, haben doch noch eine ge- 
wisse Selbständigkeit bewahrt, und der Parlamentarismus 
erscheint in Wirklichkeit nicht geradezu vernichtet. Übrigens 
wird dem aufmerksamen Leser nicht entgehen, daß Art. 78 
nichts anderes als eine Erweiterung des Art. 37 bezw. eine 
Zusammenfassung der Art. 37 und 36 der belgischen Verf. 
vom Jahre 1831 darstellt. Hinsichtlich der staatspolitischen 
Bedeutung des letzteren, der nach dem preuß. Staatsgrund- 
gesetze in Art. 78 als dritter Abschnitt erscheint und von 
der Notwendigkeit der Neuwahl eines Kammermitgliedes, das 
in ein dotiertes bezw. höher dotiertes Amt als das bisherige 
einrückt, handelt, brauchen wir deshalb hier nur auf unsere 
Ausführungen bei dem genannten Art. 36 der Constitution 
de la Belgique zu verweisen. 

Die legislative Zuständigkeit des preuß. Königs er- 
scheint zuletzt auch in Art. 107 verfassungsmäßig festgelegt. 
Es könnte doch der Fall eintreten, daß man beabsichtigte, 
die ganze Gesetzgebung auf eine breitere Basis zu stellen, 
den unteren Volksschichten durch Änderung des Wahlmodus 
die wirkliche, nicht bloß ideelle Teilnahme an der Gesetz- 
gebung zu ermöglichen und die legislativen Kompetenzen 
des Monarchen angemessen zu beschränken, oder daß man 
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irgend eine andere Verbesserung durchzuführen gedächte, so 
ist eine solche Verfassungsänderung nur auf dem ordent- 
lichen Wege der Gesetzgebung möglich, wobei aber zwei 
Abstimmungen, zwischen welchen ein Zeitraum von wenig- 
stens 21 Tagen liegen muß, nötig sind. Wir sehen in diesen 
Bestimmungen eine praktische Anwendung dessen, was wir 
bei der Definition des Begriffs „konstitutionelle Monarchie" 
des weiteren ausgeführt haben, daß nämlich für Verfassungs- 
änderungen erschwerende Formen vorgeschrieben sind, die 
man bei der Abstimmung über gewöhnliche Gesetze nicht 
berücksichtigt; jedenfalls kommt aber nach Art. 107 der 
preuß. Verfassung bei einer eventuellen Verfassungsänderung 
der Monarch auf alle Fälle mit in Betracht, da nach Art. 62 
die Obereinstimmung des Königs und beider Kammern zu 
jedem Gesetze erforderlich ist; also auch hier erscheint des 
Königs Kompetenz bei der Legislative auf das bestimmteste 
festgelegt und gesichert. 

Übrigens treten, nebenbei bemerkt, derartig scharfe 
Bestimmungen, die eine Verfassungsänderung zum Zwecke 
haben, uns in dem vorliegenden Art. 107 nicht zum ersten- 
male entgegen; weit erschwerender sind die Vorschriften, 
die nach § 196 der deutschen Reichsverfassung vom 28. März 
1849 für eine eventuelle Verfassungsänderung gegeben sind. 
Dort bedarf es zu einem solchen Beschlüsse in jedem der 
beiden Häuser: 

1. der Anwesenheit von wenigstens zwei Dritteln 
der Mitglieder; 

2. zweier Abstimmungen, zwischen welchen ein 
Zeitraum von wenigstens acht Tagen liegen muß; 

3. einer Stimmenmehrheit von wenigstens zwei 
Dritteln der anwesenden Mitglieder bei jeder der 
beiden Abstimmungen. 
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Vergleich der preußischen Verfassung 

V. 31. Januar 1850 mit der franz. 

V. 3. September 1791. 

Es dürfte vielleicht von ganz besonderem Interesse sein, 
unsere preußische Verfassung mit einigen der bereits be- 
sprochenen, zu denen sie in besonders nahem Verhältnisse 
steht, ebenfalls in Vergleich zu stellen. Fragen wir deshalb 
zunächst: „Welche Berührungspunkte bezw. Abweichungen 
finden sich hinsichtlich der Kompetenzen des Monarchen 
auf legislativem Gebiete zwischen der preußischen Verfassung 
von 1850 und der französischen von 1791"? 

Vorweg sei bemerkt, daß diese Berührungen zwar durch- 
weg durch die belgische Verfassung, zum Teil auch durch 
die Charte von 1830 vermittelt sind; aber es ist von Interesse 
zu sehen, wie auf diesem Wege die Revolutionsverfassung 
von 1791 unsere Preußische beeinflußt hat. 

In beiden Verfassungen ist zunächst das Prinzip der 
Gewaltenteilung systematisch durchgeführt; in beiden ist 
dem Monarchen die volle Exekutivgewalt zugesprochen, und 
zwar erscheint diese Befugnis in der preußischen Verfassung 
(Art. 45) durch das Wörtchen „allein" ebenso scharf und 
bestimmt betont wie nach der französischen durch den 
Zusatz y,exclusivemenP^ (Vergl. Const frangaise 1791, Türe 
III, Chap, IV, Art, 7, Absatz I: Le poiwoir executif supreme 
reside exclusivement dans la main da roi). Das berechtigt 
uns nun zwar keineswegs gleich zu dem Schlüsse, daß die 
Const fran^aise von 1791 gleichfalls bei der Abfassung der 
Preußischen als Unterlage gedient hat; denn in der franz. 
Revolutionsverfassung v. 1791 findet sich das Wort exclu- 
sivemmt, um die Ausschließlichkeit der Exekutive durch den 
König auszudrücken, während in der franz. Augustcharte 
zu diesem Zwecke j,seul' steht', als dessen wörtliche 
Obersetzung in Art. 45 der Preußischen das Wörtchen 
„allein" erscheint. Die Preußische und die franz. August- 
charte stehen also einander näher als die Preußische und 
und die franz. Revolutionsverfassung, woraus sich ohne 
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weiteres ergibt, daß wir im vorliegenden Falle in der 
Augustcharte die Grundlage für die Preußische zu erblicken 
haben; gleicherweise erkennen wir aber aus dem Wortlaut, 
wie durch Vermittelung der Charte v. 1830 (cf. daselbst 
Art. 12: Au roi seul appariient la puissance execiiiive) eine 
Bestimmung, die bereits in der Revolutionsverfassung von 
1791 anzutreffen war, in unsere preußische Verfassungs- 
urkunde gelangt ist. Die belgische Verfassung ist hierbei 
ganz offenbar unberücksichtigt geblieben ; denn in derselben 
fehlt (cf. daselbst Art. 29: Au roi appariient le pouvoir 
execuiif, tel qu*il est rdgle par la Constitution), obwohl sie 
dem Sinne nach sowohl mit dem entsprechenden Artikel 
der franz. Verf. v. 1891 als auch der späteren Charte über- 
einstimmt, gerade die bezeichnende Zusatzbestimmung 
„allein" oder „ausschließlich." Nach beiden Verfassungen 
ist die Person des Königs unverletzlich; nach der französi- 
schen ist sie sogar heilig, ein Begriff, der nach Vorgang 
der Belgischen und der Reichsverfassung (1849); auch 
hier als nicht mehr zeitgemäß fortgelassen ist. Art. 43 der 
Preußischen entspricht also, bis auf den Begriff sacree, 
Türe III, Chap, 11, Art, II der Coiist. fraugaise 1791 {La 
personne du roi est invioldble et sacree) und Art, 63 der 
Const, de la Belgique 1831 {La personne du rot est inviolable), 
wobei in ähnlicher Weise wie vorhin hervorgehoben werden 
muß, daß zwar die Belgische der Preußischen als direkte 
Grundlage gedient hat, da letztere mit der Belgischen 
in dem fraglichen Punkte wörtlich übereinstimmt, daß aber 
auch die entsprechende französische Fassung von 1791 sich 
mit der vorliegenden preußischen, abgesehen von der Be- 
zeichnung sacree, vollkommen deckt. 

Nach beiden Verfassungen wird der Monarch insofern 
formell kompetent für die Gesetzgebung, als ihm verfassungs- 
mäßig das Recht zusteht, die Kammern zu berufen, zu er- 
öffnen, und nach Beendigung ihrer gesetzgeberischen Tätig- 
keit zu schließen. Die Artikel 51 und 77 der preußischen 
Verfassung entsprechen hier inhaltlich den Bestimmungen 
der Const, franqaise 1791 unter Titre III, Chap, III, Sect, IV 
in Art, I, III, V. Nach beiden Verfassungen sind die Mi- 
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nister den Kammern für die politischen Maßnahmen ihres 
Herrn Rechenschaft schuldig, die darin äußerlich zum Aus- 
drucke kommt, daß alle Urkunden des Monarchen die 
ministerielle Gegenzeichnung aufweisen müssen. Art. 44 
der preußischen Verfassungsurkunde, der die in Rede ste- 
hende Materie regelt, stimmt inhaltlich überein mit den 
Bestimmungen der Const fran^aise v. 1791 unter Türe III ^ 
Chap, II, Section IV, Art IV, V und VI (Art. IV: aucun 
ordre du roi ne potirra etre exdcute, sHl n'est signe par lui 
et coniresiffiie par le miniaire etc. ArL V: Les ministres sont 
rctiponsables de tous les dclits par eux cofnmis contre la mretd 
et la Constitution etc. Art. VI: En aucun cos, Vordre du roi, 
verbal ou par ^crit nc peut soustraire un ministre a la respon- 
sabilitp). Nach beiden Verfassungen ist dem Könige die 
alleinige Befugnis zugesprochen, die Minister zu berufen 
und abzusetzen. Art. 45 der Preußischen entspricht inhaltlich 
Titre III, Chap. II, Section IV, Art. I der Const. frangaise 
1791. (Au roi seid appartient le choix et la r&vocation des 
ministres.) Hier wie dort besitzt der Monarch das Recht der 
legislativen Initiative und Sanktion der Gesetze und wird 
damit materiell kompetent für die Gesetzgebung (Art. 64 der 
Preußischen entspricht Türe III, Chap. III, Sect. I, Art. 1, 1 
der Const. frangaise 1791). In beiden Verfassungen findet 
sich hinsichtlich der Sanktion der Gesetze die Bestimmung, 
daß ein Gesetzesvorschlag, dem der Monarch seine Ein- 
willigung versagt hat, in derselben Sitzungsperiode ihm nicht 
wieder vorgelegt werden darf. Interessant ist es, gerade 
bei der letzten Bestimmung zu beobachten, wie Titre III, 
Chap. III, Sect. III, Art V der Const frangaise 1791 durch 
Vermittelung der Charte constitutionelle frangaise 1830, wenn 
auch in teilweise veränderter Fassung in die preußische 
Verfassungsurkunde als Art. 64, Absatz 2 übergegangen ist. 
Hervorgehoben sei dabei zunächst nochmals, daß ausschließlich 
Art. 17 der genannten Charte für Art. 64, Absatz 2 der 
preußischen Verfassung als Grundlage gedient hat. Das er- 
gibt sich ohne weiteres daraus, daß Art. 64, Absatz 2 hin- 
sichtlich des Satzbaues eine weit größere Ähnlichkeit mit 
Art. 17 der Charte 1830 aufweist als mit dem entsprechenden 
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Artikel der Revolutionsverfassung. Allerdings ist die Fassung 
in Art, 17 der Augustcharte konditional, während in der 
deutschen Übersetzung das Subjekt vorangestellt, und der 
franz. Konditionalsatz im Deutschen durch einen auf das 
Subjekt bezüglichen Relativsatz ausgedrückt ist; ferner steht 
im Konditionalsatze das Subjekt (tme proposition de loi) im 
Singular, während in der deutschen Übersetzung der Plural 
(Gesetzesvorschläge) gesetzt ist; endlich sind in dem franz. 
Texte die drei poiwoirs nicht besonders benannt, während 
dies in der deutschen Übersetzung ausdrücklich geschieht. 
Das alles kann uns aber, eben mit Rücksicht auf die Gleich- 
artigkeit im Satzbau in beiden Fassungen, in der Über- 
zeugung nur bestärken, daß ausschließlich die Augustcharte 
für die Gestaltung der Preußischen als Vorbild gedient hat. 
Der Nachsatz des in Rede stehenden Artikels stimmt in allen 
drei Verfassungen überein; nur ist zwischen der Fassung in 
Art. 17 der Charte und der deutschen Obersetzung insofern 
wiederum mehr Ähnlichkeit, als hier und dort als Subjekt 
beider Nachsätze der Begriff „Gesetzesvorschlag" bezw. 
„Gesetzesvorschläge" zu denken ist, während in dem ent- 
sprechenden franz. Artikel 1791 der ganze Nachsatz sich auf 
tout decret im Vordersatze bezieht. 

Aus obigen Ausführungen ergibt sich mit unzweifel- 
hafter Sicherheit, daß als Quelle des in Rede stehenden 
Artikels 64, Absatz 2 der Preußischen die Charte von 1830 
gelten muß, daß aber auch dieser Artikel bereits in der 
franz. Revolutionsverfassung anzutreffen ist. 

Wir sehen aus den angeführten Übereinstimmungen, 
daß die Grundideen alles konstitutionellen Lebens in beiden 
Verfassungen deutlich zu Tage treten und verwirklicht sind: 
nach beiden steht dem Monarchen das alleinige Recht der 
Exekutive zu, nach beiden ist er formell und materiell mit 
der Volksvertretung kompetent für die Gesetzgebung. 

Neben diesen Übereinstimmungen finden sich aber ganz 
wesentliche Unterschiede und Abweichungen. Diese Unter- 
schiede beruhen vornehmlich auf der Stellungnahme des 
Monarchen gegenüber der Entstehung und Zusammensetzung 
der Kammern, wodurch, wenn wir so sagen dürfen, gewisser- 
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maßen eine indirekte Kompetenzmöglichkeit für den Mo- 
narchen geschaffen wird. Nach der franz. Verf. ist es dem 
Könige aufs strengste untersagt, durch Agenten oder irgend 
eine andere Weise die Wahl der Abgeordneten zu beein- 
flussen, um dadurch indirekt für die Legislative selbst kom- 
petent zu werden. Diese Bestimmung ist in der preuß. Ver- 
fassungsurkunde nicht anzutreffen. Ein besonders deutlich 
hervortretender Unterschied besteht ferner darin, daß nach 
der franz. Verf. das Einkammersystem eingeführt ist. Die 
französische Kammer verdankt demnach ihre Existenz der 
breiten Masse, wenngleich mit Ausschluß der untersten 
Schichten; das Volk in seiner Gesamtheit, dem die oberste 
Souveränitätsgewalt vorbehalten ist, wählt unbeeinflußt seine 
Vertreter, denen dann neben dem Monarchen die legislative 
Kompetenz zusteht; Rousseausche Ideen finden hier, ab- 
gesehen von dessen grundsätzlicher Verwerfung der Volks- 
vertretung infolge seiner Lehre von der Unteilbarkeit des 
Volkswillens, der in der Gesetzgebung ausschließlich durch 
Abstimmung des gesamten Volkes zum unzweideutigen Aus- 
drucke gelangt, ihe Berücksichtigung. In der preuß. Verf. 
dagegen sind die Montesquieuschen Gedanken von der par- 
lamentarischen Vertretung aller Stände einer Nation ver- 
wirklicht worden, und wir treffen deshalb hier das Herrenhaus 
und das Haus der Abgeordneten als maßgebende Faktoren 
bei der Gesetzgebung an. Ferner sind nach der franz. Verf. 
alle Wähler, falls sie den vorgeschriebenen Census entrichten, 
nicht im Dienstlohne stehen und den Bürgereid geleistet 
haben, gleich berechtigt bei der Wahl der Abgeordneten; 
nach der preußischen findet dagegen eine Klassifizierung 
der Bevölkerung statt nach Maßgabe des Beitrages des ein- 
zelnen an Staatssteuern. Wenn nun nach der preuß. Verf., 
wie oben erwähnt, eine direkte Wahlbeeinflussung insofern 
gar nicht als möglich angenommen ist, als eine diesbezüg- 
liche Bestimmung überhaupt fehlt, so gewährleistet doch 
das ganze verfassungsmäßig festgelegte Wahlsystem zu beiden 
Häusern des Landtages dem Monarchen Garantieen genug, 
daß er schließlich doch, wenn auch nur indirekt in der früher 
dargelegten Weise für die Gesetzgebung von Einfluß wird. 
Der Wahlmodus ist es, der dem Könige von vornherein 
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diesen Einfluß sichert, und darin liegt ein wesentliches 
unterscheidendes Merkmal zwischen beiden in Rede stehen- 
den Verfassungen. 

Auch darin tritt eine Abweichung zwischen beiden 
Verfassungen hervor, daß nach der französischen dem Könige 
untersagt ist, das Parlament aufzulösen bczw. zu vertagen, 
während nach der preußischen dieses Recht durchaus garan- 
tiert ist; auch wird nach der franz. Verf. ein Gesetzesvorschlag, 
der in drei Legislaturperioden unverändert zur Annahme 
gelangt ist, auch ohne des Königs Sanktion zum rechts- 
gültigen Gesetze, während nach der preußischen eine der- 
artige Bestimmung überhaupt nicht gegeben ist. Alles in 
allem geurteilt, müssen wir erklären, daß in der franz. Ver- 
fassung mehr die Volkssouveränität, in der preußischen da- 
gegen das monarchische Regime mehr zum Ausdruck gelangt. 
Die franz. Verf. atmet einen mehr demokratischen, die 
preußische einen mehr aristokratischen bezw. monarchischen 
Geist. 



Vergleicht der preußischen Verfassung 

mit der Belgischen. 

Nach beiden Verfassungen ist die Person des Königs 
unverletzlich, und die Minister sind den Parlamenten ver- 
antwortlich. Art. 43 der Preußischen ist hier eine wort- 
getreue Wiedergabe des ersten Teiles des Artikels 63 der 
Conat. dv la BvUjique, Der zweite Teil des Art. 63 der 
Belgischen erscheint in der Preußischen als besonderer 
Artikel 44, dessen zweite, größere Hälfte als eine nahezu 
wortgetreue Übersetzung des Art. 64 der Belgischen anzu- 
sehen ist. Aus den angeführten Vergleichspunkten ergibt 
sich mit fast zwingender Sicherheit, daß die Const, de la 
Bdgiqne der Preußischen als Vorbild gedient hat, wie dies 
auch noch weiter unten aufs deutlichste hervortreten wird; 

*) Ver^l. Rudolf Smond, dio Prciiß. Ycrfassun^s-Urkunde im 
Vergleich mit der Belgischen. Göttiuger Juristenfakultät. Gekr. Preis- 
schrift m)L 
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freilich darf, wie wir bei dem vorhergehenden Vergleiche 
ausgeführt haben, dabei nicht vergessen werden, daß die 
angeführten Punkte sich bereits in der ersten franz. Verf. v. 
1791 finden, also von dort aus durch Vermittelung der 
Belgischen in die Preußische tibergegangen sind. 

In beiden Verfassungen ist das Zweikammersystem 
eingeführt; nach beiden besitzt der Monarch ausschließlich 
die volle Exekutivgewalt; bemerkenswert ist jedoch hierbei, 
daß Art. 29 der Const, de In Belgiqne die Befugnis der 
königlichen Exekutive nicht mit der Ausschließlichkeit zum 
Ausdruck bringt, die wir in der Preußischen antreffen. 
Während es nach der Belgischen einfach heißt, daß (Art. 29) 
dem Könige die Exekutivgewalt gehört, so wie sie durch 
die Verf. angeordnet ist, ist in der Preußischen mit aller 
Bestimmtheit ausgesprochen, daß dem Könige „allein" (Art. 45) 
das Recht der Exekutive zukommt. 

Nach beiden Verfassungen ist der Monarch insofern 
formell kompetent auf legislativem Gebiete, als ihm das Recht 
zugesprochen ist, die Kammern zu berufen, zu vertagen, zu 
schließen oder aufzulösen. Nicht unerwähnt mag hierbei 
noch bleiben, daß in der Belgischen von einer Kammerer- 
öffnung überhaupt nicht die Rede ist, während Art. 77 der 
Preußischen ausdrücklich das Recht der Kammereröffnung 
durch „den König in Person oder durch einen dazu von 
ihm beauftragten Minister in einer Sitzung der vereinigten 
Kammern** festlegt. Dahingegen finden sich die übrigen 
formellen legislativen Kompetenzen des Monarchen: Berufung, 
Vertagung, Schließung oder Auflösung der Kammern in beiden 
Verfassungen ausdrücklich hervorgehoben. Art. 70, Absatz 1,3 
und 4 der Co?ist, de In Belgiqne, der von der Kammerberufung 
und -Schließung durch den König handelt, findet sich in der 
preußischen Verfassungsurkunde als Art. 51; derselbe Art. 
51 regelt auch die königliche Befugnis der Kammerauflösung, 
und zwar sind die beiden Sätze des Art. 51, die diese könig- 
liche legislative Kompetenz zum Inhalte haben, abgesehen 
von der Zeitangabe, innerhalb welcher eine Kammer nach 
Auflösung der alten gewählt werden bezw. in Aktion treten 
muß, eine nahezu wortgetreue Übersetzung des Art. 71 der 
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Const, de la Belgiqiie; wir werden also gerade durch den 
Art. 71 der Const, de la Belgiqne auf den engen Zusammen- 
hang zwischen preußischer und belgischer Verfassung aufs 
unzweideutigste hingewiesen, da nach Lage der Dinge ohne 
weiteres geschlossen werden muß, daß auch für den vor- 
liegenden Punkt die Coiist de la Belgique bei Abfassung 
der preuß. Verfassungsurkunde als Grundlage gedient hat. 

Eine ebensogroße, ja noch größere Ähnlichkeit findet 
sich zwischen den Artikeln 52 der Preußischen und Art. 72 
der Belgischen, die beide von der Kammervertagung handeln. 
Der erste Satz in Art. 52 der Preußischen ist eine wortge- 
treue Übersetzung des ersten Satzes von Art. 72 der Belgi- 
schen. Dasselbe läßt sich im großen und ganzen auch von 
den beiden folgenden Sätzen der in Rede stehenden Artikel 
behaupten; nur ist nach der belgischen Fassung das Wort 
j,chambres'^ wiederholt und mit dem Begriff assentiment ans 
Ende des ganzen Satzes gestellt, während nach der Preu- 
ßischen in dem zweiten Satze für .jchamhres^' das entspre- 
chende Fürwort „derselben" unter Bezugnahme auf den im 
ersten Satze vorhergehenden Begriff chambres gesagt ist. 

Auch darin tritt eine Abweichung zwischen der bel- 
gischen und preußischen Fassung der in Rede stehenden 
Artikel hervor, daß in Art. 72 der Belgischen zu Beginn des 
zweiten Satzes gesagt ist ,,V ajournemenP^ ("das Substantiv 
mit dem Artikel), während in der preußischen Obersetzung 
das hinweisende Fürwort „diese** noch neben dem Substantiv 
„Vertagung" sich findet. Diese grammatische Änderung 
kann keineswegs als eine Verbesserung des belgischen Textes 
angesehen werden, da es der preußischen Obersetzung an 
der notwendigen Konzinnität zwischen Satz 1 und 2 fehlt; 
denn nach dem belgischen Texte findet sich im ersten Satze 
das Verb ajonmer; in dem zweiten, vom ersten grammatisch 
völlig unabhängigen Satze, ist von ajouniement die Rede, 
wobei unser grammatisches Empfinden durchaus unverletzt 
bleibt. Nach der preußischen Übersetzung findet sich im 
ersten Satze ebenfalls das Verb vertagen; im zweiten Satze 
wird dagegen unter Bezugnahme auf den Verbalbegriff 
„vertagen" zwar ebenfalls substantivisch fortgefahren; allein, 
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es findet sich neben dem Substantivum „Vertagung" noch 
das adjektivisch gebrachte demonstrative Fürwort „diese", 
als ob im ersten Satze ebenfalls schon der Substantivbegriff 
„Vertagung" gestanden hätte. Unser grammatisches Em- 
pfinden wird durch diesen Mangel an Konzinnität keines- 
wegs befriedigt. Daß Art. 52 der Preußischen, nach den 
soeben gegebenen Ausführungen, nichts weiter als eine 
Übersetzung von Art. 72 der Belgischen ist, geht noch ganz 
unzweifelhaft daraus hervor, daß die Frist, innerhalb welcher 
die Kammern vertagt werden können, in beiden Verfassungen 
genau dieselbe ist; dabei müssen wir dahingestellt sein 
lassen, ob der Obersetzer nicht auch besser getan hätte, 
das Wort „len mois'^ dem herrschenden Sprachgebrauche 
gemäß mit „4 Wochen" zu übersetzen. Doch können wir 
nach Lage der Dinge auch die Auffassung nicht zurückweisen, 
daß durch Obersetzung des Wortes „?(/i wioiV* durch „30 
Tage" die Frist ganz bestimmt angegeben werden sollte, für 
welche die Vertagung der Kammern beschlossen werden 
könnte. 

Nach beiden Verfassungen ernennt und entläßt der 
König seine Minister. Art. 45 der Preußischen, Satz 2, 
erscheint hier als eine wortgetreue Übersetzung des Art. 65 
der Belgischen. 

Nach beiden Verfassungen sind die Minister des Königs 
für alle Maßnahmen ihres Herrn den Parlamenten Verant- 
wortung und Rechenschaft schuldig. Art. 63, Satz 2 und 
Art. 64 der Belgischen entsprechen inhaltlich und teilweise 
sogar wörtlich dem Art. 44 der Preußischen; nur bezüglich 
der Notwendigkeit der Unterzeichnung der Regierungsakte 
durch den König und einen Minister könnte man zwischen 
beiden Verfassungen den Unterschied hervorheben, daß 
dieser Gedanke in der Preußischen positiv (Alle Regierungs- 
akte des Königs etc.), in der Belgischen dagegen negativ 
(mtcun acte du rot etc.) ausgedrückt ist, wodurch aber an 
der Sache selbst auch nicht das Geringste geändert ist. 

Nach beiden Verfassungen hat der König das Recht, 
Krieg zu erklären und Frieden zu schließen, auch andere 
Verträge mit fremden Regierungen zustande zu bringen. 
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(Art. 68 der Const. de la Belgiqxve entspricht inhaltlich Art. 
48 der Preußischen); nach beiden bedürfen Handelsverträge, 
sowie diejenigen, welche den Staat belasten, oder einzelne 
Bürger verpflichten, der Zustimmung der Kammern. Art. 48, 
Satz 2 der Preußischen erscheint hier als eine nahezu wört- 
liche Übertragung von Art. 88, Absatz 2 der Belgischen. 
Nach beiden Verfassungen haben die Minister in der einen 
oder der anderen Kammer nur dann Stimmrecht, wenn sie 
Mitglieder derselben sind. Art. 60, Absatz 2 der Preußischen 
erscheint als eine wortgetreue Obersetzung von 88, Absatz 1 
der Belgischen. Auch die übrigen auf die Minister bezüg- 
lichen Partieen des Art. 60 der Preußischen (also Absatz 1 
V. Art. 60) sind als eine beinahe wörtliche Übertragung v. 
Art. 88, Absatz 2 u. 3 der Belgischen anzusehen. Danach 
haben hier wie dort die Minister Zutritt zu jeder Kammer 
und müssen auf ihr Verlangen zu jeder Zeit gehört werden ; 
andererseits kann auch jede Kammer nach beiden Ver- 
fassungen die Gegenwart der Minister verlangen. (Vergl. 
oben die Art. 60 der Preuß. und 88 der Belg.) Nach beiden 
Verfassungen endlich besitzt der König das Recht der 
legislativen Initiative und der Sanktion der Gesetzvor- 
schläge. Die Art. 26, 27 u. 69 der Belg. entsprechen 
dem Inhalte nach dem Art. 64 der Preußischen. 
Wesentliche Unterschiede dagegen zwischen beiden 
Verfassungen treten in der Bildung und Zusammensetzung 
der Kammern hervor, wodurch, wie wir schon bei einem 
Vergleiche mit der franz. Verf. gesehen haben, der Monarch 
indirekt für die Legislative kompetent wird. Nach der belg. 
Verf. ist für die Wähler des Repräsentantenhauses auch ein 
bestimmter Census vorgeschrieben, der aber für alle Wähler 
genau derselbe ist; nach der preußischen findet eine Grup- 
pierung aller Wähler in drei Klassen statt, und es kommt 
dabei ausschließlich auf den zu zahlenden Steuerbeitrag an, 
wenn es sich darum handelt, die Wähler auf die verschie- 
denen Abteilungen zu verteilen. Nach der Belgischen kommen 
dabei alle Wähler zu ihrem staatspolitischen Rechte und 
haben durch Ausübung ihres Wahlrechtes tatsächlich Anteil 
an der Gesetzgebung des Landes, während nach der preuß. 
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Verf. infolge der oben entwickelten eigenartigen Wahl der 
Abgeordneten die Wahlmänner der dritten Abteilung durch 
die der ersten und zweiten Abteilung tiberstimmt und deshalb 
aus der Gesetzgebung so gut wie ausgeschaltet werden, 
wenn faktisch auch den Wählern der dritten Abteilung das 
eigentliche Wahlrecht in vollem Umfange zugestanden ist. 
Dadurch hat aber des Monarchen Kompetenz für die Ge- 
setzgebung, wenn auch auf indirektem Wege eine bedeutende 
Stärkung erfahren, da die besser situierten Kreise eher für 
die legislativen Tendenzen des Monarchen zu haben sind 
als die wirtschaftlich weniger gut Dastehenden. 

Ganz wesentlich gesteigert erscheint noch die Kompe- 
tenz des Monarchen auf dem Gebiete der Legislative durch 
die Art der Bildung des preußischen Herrenhauses gegen- 
über der Entstehung und Zusammensetzung des belgischen 
Senates. Während nach der belgischen Verfassung der Senat 
als Volksparlament im wahren Sinne des Wortes anzusprechen 
ist, insofern die Senatoren aus einem Wahlakte derselben 
Bürger, welche die Mitglieder der zweiten Kammer wählen, 
hervorgehen, nur mit der Einschränkung, daß derjenige, der 
als Abgeordneter in den Senat einziehen will, wenigstens 
den zehnfachen Maximalsteuerbetrag eines Wählers für die 
Repräsentantenkammer zu entrichten hat, werden nach der 
preuß. Verf. die Mitglieder des Herrenhauses direkt vom 
Könige ernannt. Wir haben oben ausgeführt, daß in dieser 
Art der Bildung des preuß. Herrenhauses die Montesquieu- 
schen Gedanken von der Notwendigkeit der Vertretung des 
Adels eines Volkes in höchst einseitiger Weise Anwendung 
gefunden haben, während die Entstehung des belgischen 
Senates, wie wir an anderer Stelle auseinandergesetzt haben, 
mehr im Sinne des großen Staatsrechtlers erfolgt ist. Offen- 
bar sollen nach Montesquieu ^) alle Volksvertreter aus einem 
Wahlakte aller Bürger hervorgehen. Die Adeligen aber sind, 
da vor dem Gesetze alle Preußen (Art. 4 der Verfassungs- 

^) ToiM Iva ciloyentty rlans les fUvem disiriclif, doivvnt aooir droit 
de donner Inir voix po»r cho'mr le reprhenlant^ excepte ceux qui »oHt 
diiiM u?i iel Hat de bassesae, qu^ils sont reputes n*avoir point de volonte 
propre, (cf. Monteftquieii, Eftprit des hia, livre XI, ckap. VJ)' 
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Urkunde für den Preußischen Staat) und alle Belgier gleich 
sind (Art. 6 der Constitution de la Belgiqiie 1831 Fevriei' 7), 
zweifelsohne staatsrechtlich allen übrigen Bürgern gleichzu- 
stellen. Die Vertreter der Adeligen müssen demnach auch 
von allen Bürgern gewählt werden. Das ist nach der 
belgischen Verfassung der Fall, während nach der preußischen 
die Mitglieder des Herrenhauses ') dem Rufe des Monarchen 
ihren Eintritt in dieses Parlament verdanken. In einem 
Punkte jedoch finden wir in der preuß. Verfassung die 
Montesquieuschen Ideen verwirklicht, daß nämlich die 
Körperschaft der Adeligen 2) erblich sein soll. Wenn nun 
auch andererseits nicht geleugnet werden kann, daß auch 
die belg. Verf. gerade darin von Montesquieu abweicht, 
daß sie die Erblichkeit der Senatsmitglieder unberück- 
sichtigt läßt, so findet doch eine Annäherung an die Montes- 
quieuschen Gedanken insofern statt, als die parlamentarische 
Tätigkeit des belgischen Senators auf eine verhältnismäßig 
lange Zeit von 8 Jahren bemessen ist. (Art. 55: Les senateurs 
sont eins pour huit mts.) Mag nun ferner auch hinsichtlich 
der wirtschaftlichen Lage der Abgeordneten, die ins preußische 
Herrenhaus oder in den belgischen Senat einziehen, immer- 
hin kein nennenswerter Unterschied bestehen, und hier wie 
dort infolge eben dieses Umstandes bei den Abgeordheten 
das lebhafte Bestreben zu Tage treten, die gegebenen Ver- 
hältnisse möglichst zu erhalten, so ist doch infolge des ge- 
kennzeichneten Wahlmodus für die Abgeordneten der ersten 
Kanuner die Zuständigkeit des Monarchen für die Bildung 



*) Art, 4. Alle Preußen sind vor dem Gesetze gleich. Standes- 
vorrechte finden nicht statt. Die öffentlichen Ämter sind, unter Ein- 
haltung der von den (Jesetzen festgestellten I^edingungen, für alle 
dazu Befähigten gleich zugänglich. (Preuß. Verf.-Ürk. Art. 4). Art. 6 
der Cotistiiution de la Belqiqur: II n*y n dnns VK'at numnt distinction 
d'ordrea. I ea Itelgea sont ^gaux devnnt la loi; fteiih üh sont admisxibles 
anx emplois civifa et mili*aircs, sau f los rsrcepfious, qni peuvent etre elahlies 
par une loi pour des cas pariictdiers. 

*) Le Corps den nobles doit etre h^rtfdiiaire. 11 Vest premilremnii 
par sa nalure; et d*aUleurs ü faul qri'il ait un grand inferet ä conserver 
ses prh'ogativea, odieuses par elles-memes, et qui dans un €lat libre, doivent 
ioujours etre cn danger. (MonirsquieUj esprU des lovs-) 



des Staatswillens nach der preußischen Verfassung eine 
ungleich größere als nach der belgischen. Nach letzterer 
ist die Wahl des Senats staatsrechtlich unabhängig vom 
Könige; nach der preußischen verdankt der Abgeordnete 
seine Berufung ins Herrenhaus direkt der Gnade des Mo- 
narchen. Hier ist deshalb Unterordnung des Abgeordneten 
unter den Willen des Königs geradezu moralische Pflicht, 
dort kennzeichnet Ungebundenheit den legislativen Tendenzen 
des Königs gegenüber die Stellung des nach freiem, selb- 
ständigen Ermessen urteilenden und stimmenden Abge- 
ordneten. 



Rückblick. 

Stellen wir nun noch mit kurzen Worten die franz. 
Verf. V. 1791, die franz. Augustcharte, die belgische Verf. 
und die preußische mit einander in Vergleich, so müssen 
wir den Tatsachen entsprechend erklären, daß nach der Verf. 
V. 1791 der König an Zuständigkeit für die Bildung des 
Staatswillens ein verhältnismäßig geringes Maß besitzt. Das 
Volk erscheint in seinen Vertretern schließlich doch auf dem 
Gebiete der Gesetzgebung als eigentlicher Souverän, dem 
auch der Monarch untergeordnet ist, obwohl ihm ein ge- 
wisser Anteil an der Bildung des Staatswillens verfassungs- 
mäßig zukommt. 

Ganz wesentlich, ja bis zum äußersten gesteigert, er- 
scheint dagegen die legislative Zuständigkeit des Monarchen 
nach der Augustcharte. Nicht bloß, daß hier infolge des 
Zweikammersystems auch den besseren Ständen im Lande 
ihr Anteil an der Gesetzgebung gesichert ist, wodurch schon, 
da nun einmal die Interessen des Monarchen und des Landes- 
adels meistens sich decken, schon eine wesentliche Steigerung 
der legislativen Kompetenzen des Monarchen erreicht ist, 
sondern die erste Kammer wird direkt durch königliche Be- 
rufung gebildet, verdankt ihre Entstehung ausschließlich 
monarchischen Entschließungen, und es erscheint demnach 
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ganz selbstverständlich, daß deshalb in dieser Kammer des 
Königs Wille oberstes Gesetz ist, für die Gesetzgebung aber 
überhaupt ein verhältnismäßig hohes Maß von Zuständigkeit 
des Monarchen festgelegt erscheint. Zudem sind diesem 
alle sonstigen positiven und negativen legislativen Zuständig- 
keitsbefugnisse, die sonst auch in den liberal gehaltenen 
Verfassungen dem Monarchen zustehen, vorbehalten, und 
es erscheinen demnach dessen Kompetenzen im Punkte der 
Legislative überhaupt bedeutend gesteigert, wenn auch 
nicht zu leugnen ist, daß gegenüber der Junicharte vom 
Jahre 1814 eine wesentliche Verringerung der legislativen 
Kompetenzen des Monarchen eingetreten ist. 

Auch nach der belgischen Verfassung hat die gesetz- 
geberische Zuständigkeit des Monarchen insofern im Ver- 
hältnis zur Verf. v. 1791 einen nicht unwesentlichen Zuwachs 
erfahren, als durch Einführung des Zweikammersystems und 
der Möglichkeit eventueller Sanktionsverweigerung der vor- 
gelegten Gesetzesvorlagen sowie der Kammerauflösung dem 
Monarchen geeignete Mittel zu Gebote stehen, seinen Willen 
dem der Parlamente mindestens gleichzustellen und schließlich 
auch zum maßgebenden zu machen. 

Nach der preuß. Verf. endlich ist insofern gegenüber 
der belgischen eine weitere Stärkung der Kompetenzen des 
Monarchen auf dem Gebiete der Legislative zu verzeichnen, 
als, gerade wie in der franz. Augustcharte, durch Schaffung 
einer Kammer nach . eigenem Ermessen und Gutdünken und 
ferner durch zweckentsprechende Klassifizierung der Wähler 
der Abgeordneten zur zweiten Kammer der Monarch von 
vornherein bei der Bildung des allgemeinen Staatswillens 
mit solchen mitbestimmenden Faktoren zu rechnen hat, die 
seinen legislativen Intentionen sympathisch gegenüberstehen. 

Gehen wir von der preuß. Verf. aus und schreiten 
zurück bis zur französischen v. 1791, so haben wir, abge- 
sehen von der Augustcharte, eine fortgesetzte Verringerung 
der Kompetenzen des Monarchen auf dem Gebiete der 
Legislative, dagegen eine stetige Vermehrung der des Parla- 
mentes zu verzeichnen. Man sieht aus dieser Entwickelung, 
daß, je mehr wir uns zeitlich von der Quelle der verfassungs- 



— 161 — 

rechtlichen Ideen, die in der Consfitufion franraise 1791 
praktische Anwendung und Verwertung gefunden haben, 
entfernen, dieselben immer mehr verändert und teilweise 
sogar stark getrübt erscheinen. Trotzdem können wir uns 
der Tatsache nicht verschließen, daß man gerade in der 
Gegenwart in fast allen Ländern und nicht bloß des euro- 
päischen Kontinentes (Persien!) aufs lebhafteste bestrebt ist, 
echten Konstitutionalismus in möglichst reinster Form zu ge- 
winnen undmitallenMitteln zur herrschenden Staatsform zu er- 
heben; und das ist nach den vorhergegangenen Erörterungen 
auch durchaus verständlich, weil gerade diese Staatsform 
wie keine andere geeignet erscheint, alle Teile einer Nation 
zu befriedigen und nach Möglichkeit politisch glücklich zu 
machen. 



Wir sind mit der Besprechung der preußischen Ver- 
fassungsurkunde unmittelbar in gegenwärtige staatspolitische 
Verhältnisse eingetreten, und es bliebe nur noch zu erörtern 
übrig, wie im großen deutschen Vaterlande, von dem Preußen 
nur ein Teil ist, die legislativen Kompetenzen verteilt sind, 
und welcher Anteil hiervon dem deutschen Kaiser verfassungs- 
mäßig zukommt. Lesen wir aber die „Verfassung des Deut- 
schen Reiches" vom 16. April 1871 aufmerksam durch, so 
drängt sich uns unwillkürlich der Gedanke auf, daß die ge- 
nannte Verfassung aus dem Rahmen unseres Themas unbe- 
dingt herausfällt; denn erstens kann hier von legislativen 
Kompetenzen des Monarchen überhaupt nicht die Rede sein, 
weil, abgesehen von einigen formellen, wie Kammerberufung, 
Eröffnung usw., materielle legislative Zuständigkeitsbefug- 
nisse dem deutschen Kaiser überhaupt nicht zustehen, so 
daß schon deshalb die Behandlung der Reichsverf. aus unserer 
gegenwärtigen Betrachtung ausscheiden muß; zweitens ist 
die Struktur der ganzen Verfassung, besonders in Rücksicht 
auf den Bundesrat, so abweichend von den anderen be- 
handelten Verfassungen, daß wir auch aus diesem Grunde 

11 



— 162 — 

ein näheres Eingehen auf dieselbe uns versagen müssen. 
Nicht unerwälmt mag jedoch bleiben, daß es an dem guten 
Willen, nach der fraglichen Seite hin ein Bild von der 
Reichsverf. v. 1871 zu gewinnen, nicht gefehlt hat. Wir 
scheuen uns sogar durchaus nicht einzugestehen, daß die- 
selbe bereits von uns vollständig behandelt war, daß wir 
aber aus den angeführten Gründen es vorgezogen haben, 
dieselbe wieder gänzlich aus unserer Darstellung zu streichen. 



Schlußbetrachtung. 

Überschauen wir nun noch einmal den Weg, den 
wir mit unserer Abhandlung über das Verfassungsleben 
durchmessen haben, so müssen wir uns sagen, daß wir nun- 
mehr erst die Gegenwart, nach dem dieselbe durch die 
Vergangenheit entsprechend beleuchtet ist, hinsichtlich der 
staatspolitischen Verhältnisse und Einrichtungen richtig zu 
schauen, zu verstehen und zu würdigen vermögen. Gerade 
die Entwickelung einer Sache wirkt Klarheit und Bestimmt- 
heit in Bezug auf die Sache selbst, der Werdegang einer 
Erscheinung stellt uns diese erst in der rechten Beleuchtung 
dar. Wir haben zunächst die primitiven staatspolitischen 
Verhältnisse der Griechen und die bereits schon einiger- 
maßen entwickelten der Römer kennen gelernt. Auch das 
Germanentum blieb uns in seiner politischen Entwickelung 
bis an die Neuzeit heranreichend nicht fremd. Wir haben 
sodann von den bahnbrechenden Verfassungstheorien eines 
Montesquieu und eines Rousseau Kenntnis erhalten, auf 
deren staatsrechtlichen Anschauungen fußend, das ganze 
moderne Verfassungsleben sich aufbaut. Was dieses nun 
selbst anlangt, so hat unsere Erörterung zur Genüge dar- 
getan, daß dasselbe in sich ein innerlich zusammenhängendes 
Ganze bildet, dessen einzelne Teile von einander abhängig 
und miteinander verwandt erscheinen. Die Grundlage aller 
konstitutionell-monarchischen Verfassungen bildet aber, wie 
unsere Abhandlung gezeigt, die franz. Verf. v. 1791; alle 
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übrigen behandelten Staatsgrundgesetze sind nach Anlage 
und Ausbau mehr oder weniger abhängig von jener großen 
Vorgängerin, deren Gedanken, wie aus unseren durch- 
geführten Vergleichen sich unmittelbar ergibt, wenn auch 
zuweilen in abgeschwächter uud verblaßter Form, immer 
und immer wieder hervortreten. Auch diese Tatsache ent- 
spricht der Lehre, daß alles menschliche Schaffen und 
Wirken Entwickelung und Aufbau auf schon Vorhandenem 
ist. Nichts Fertiges, Vollendetes bringt der Menschengeist 
hervor; unser ganzer heutiger Kulturzustand ist die gegen- 
wärtige Erscheinungsform einer langen Entwickelungsreihe, 
die der Vergangenheit angehört. Dieser Umstand beseelt 
uns andererseits wieder mit neuer Hoffnung und läßt uns 
mit froher Erwartung der Zukunft entgegengehen. Wie bei 
so manchen persönlichen Lebensverhältnissen, die uns nicht 
gerade behaglich erscheinen, und von denen wir hoffen, 
daß sie dereinst besser werden, so dürfen wir auch rück- 
sichtlich der staatspolitischen Verhältnisse, unter denen wir 
leben, der frohen und zuversichtlichen Hoffnung uns hin- 
geben, daß sie immer besser und besser sich gestalten werden. 
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Lebenslauf. 



Am IG. Au^^iist 18G7 wurde ich, nugo, Otto, Franz Kühne 
.-ils Sohn des Volksschullehrers Heinrich KUhno und seiner Ehefrau 
Charlotte geb. Gerlach zu Hauröden, Provinz Sachsen, geboren. 
Ich bin evangelischen Glaubens, preußischer Staatsangehöriger. 
Mein Wohnort ist Stralsund. Bis zu meinem 14. Lebensjahre be- 
suchte ich die Volks.schule zu Mackenrode, Provinz Sachsen. 
Da ich eine besondere Neigung zum Lehrerberuf empfand, so bereitete 
ich mich zunächst unter Anleitung meines Vaters und alsdann von 
Ostern 1891 bis Michaelis 1892 auf dem Kgl. Lehrerseminar zu Schloß 
ElsterA^-erda zum ersten Lehrerexamen vor und be.stand dasselbe 
Michaelis 1892. Michaelis 1894 legte ich die zweite Lehrerprüfung 
mit Erfolg ab. Michaelis 1890 bestand ich in Magdeburg die Mittel- 
schullohrerprüfung in der lateinischen und franzö-si.schen Sprache. 
Ein Jahr darauf wurde mir ebendaselbst auch die Befähigung zum 
Unterrichte in der englischen Sprache zugesprochen. Ostern 1898 
erhielt ich die Qualifikation 7.ur Leitung von Schulen ohne fremd- 
sprachlichen l'nterricht, zum Michaelistermin desselben .lahres die- 
jenige zur Leitung von Mittelschulen imd höheren Töchterschulen. 
Am 18. März 1905 bestand ich als Extraneer die Reifeprüfung am 
Königlichen (ivmnasium zu Hamm in Westfalen. Während meiner 
Studienzeit an der Universität Halle a. S. von Ostern 1902 bis 
Michaelis 19(K^ hörte ich neu sprachliche, geschichtliche, geographische 
und philosophische Vorlesungen und setzte von Ostern 11K)5 bis 
Michaelis U)07 an der l'niversität Greifswald mein bisheriges Studium 
unter Hinzunahme nationalökonomischer Vorlesungen fort. An den 
Vorlesungen und Übungen folgender Herren habe ich teilgenommen: 
A. schaffen bürg, Bernheim, Oredner, Curschmann, Deocke, Hertz- 
berg, Heuckenkamp, Holtz, Kirchhoff, Lindner, Plessis, Rohnike, 
Riehl, Schuppe, Schmekcl, Seeck, Stange, Stosch, v. Wenck- 
stern, Werminghoff, Vaihingen 

Hmen allen sage ich an dieser Stelle meinen aufrichtigen 
Dank; ganz besonders aber fühle ich mich Herrn (ichoimen Re- 
gierungsrat Prof. Dr. Bernheim zu großem Danke verpflichtet, durch 
den ich die Anregung zu der vcirliegenuen Arbeit empfing, und der 
mir bei ihrer Anfertigung mit seinem freundlichen Rate jederzeit zur 
Seite stand. 
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